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Öffentliche Anhörung zur zukünftigen Energie- und Klimaschutzpolitik in 
Hessen 
 
 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
nachstehend erhalten Sie die Stellungnahme der IG Bauen Agrar Umwelt Hessen. 
 
Mit großem Interesse verfolgt die Gewerkschaft Bauen Agrar Umwelt die derzeitige Debatte um eine 
neue Klimaschutz- und Energiepolitik in Hessen als eine notwendige Diskussion in die richtige 
Richtung.  
Der Stellungnahme voran stellen möchten wir daher unsere grundsätzliche Zustimmung  zu allen 
Maßnahme, die zu einer Hinführung zu erneuerbaren Energien und zur Energieeinsparung führen.  
 
Zu Themenkomplex 1: 
 
Als Fachgewerkschaft für den Agrarbereich möchten wir uns hierbei auf diesen Sektor beschränken. 
 
Es ist festzustellen, dass am derzeitigen Energiemix die Biomasse deutlich unterrepräsentiert ist, die 
potentiale nicht ausgeschöpft werden. 
 
Nach den Zahlen des HMULV bleiben allein in der Forstwirtschafts Hessens jährlich mindestens eine 
Million Kubikmeter als Energieträger verwertbares Holz im Wald liegen. 

Hessischer Landtag 
Geschäftsführung Ausschuss für Umwelt, 
ländlichen raum, Verbraucherschutz 
Karl-Heinz  Thaumüller 
Schloßplatz 1-3 
 
6183 Wiesbaden 
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Darüber hinaus sind große Mengen aus der Landschaftspflege zu erwarten aus bisher nicht 
durchgeführten Maßnahmen (freihalten von Waldwiesentälern, u.ä.) und Nichtberücksichtigung von 
Schnittgut als Energieträger (Straßen-/Wegeränder, Böschungen, u.ä.). 
Es gilt dieses Potential nutzbar zu machen. 
 
Die Rolle der Landwirtschaft ist deutlich schwieriger, weil hier eine direkte Konkurrenz zur 
Nahrungsmittelproduktion, die immer Vorrang haben muss, entsteht. 
 
Eine Stellungnahme des Bundesvorstandes zur Rolle der Landwirtschaft im Rahmen der 
Klimaschutzpolitik ist beigefügt. 
 
 
Zu Themenkomplex 2: 
 
Der Bundesvorstand der IG Bauen Agrar Umwelt hat eine Initiative für „Klimaschutz und 
Beschäftigung“ gestartet. 
Das entsprechende Positionspapier lege ich als Anlage bei. 
Kernpunkt des Vorschlages ist eine Offensive in der energetischen Gebäudesanierung, es wird 
deutschlandweit von einem CO2-Einsparvolumen von 50 – 70 Millionen Tonnen ausgegangen. 
 
 
Zu Themenkomplex 3: 
 
Eine Regionalisierung der Energiebereitstellung wird im vollem Umfang unterstützt. 
Nur so sind in diesen Sektor die ländlichen Räume effektiv zu stärken, Wirtschaftskraft und 
Arbeitplätze in die Fläche zu bringen. 
Darüber hinaus ist der erforderliche Energiemix der erneuerbaren Energien aus Wind, Sonne, Wasser 
und Biomasse nur in regionalen Kreisläufen in dezentralen Anlagen sicher zu stellen. 
 
Die einzig dabei umstrittene Windenergie wird von uns, soweit Aspekte des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege angemessen berücksichtigt werden, unterstützt. 
Windkraftanlagen im Wald werden von uns unterstützt, da sie die Möglichkeit bieten weiter von den 
Wohnlagen wegrücken zu können und optisch weniger auffällig zu wirken. 
 
Im Bereich Biomasse aus der Landwirtschaft verweise ich nochmals auf die als Anlage beigefügten 
Positionspapiere des Bundesvorstandes der IG Bauen Agrar Umwelt. 
 
Auch möchte ich bei diesem Themenkomplex nochmals auf die großen Potentiale von Wald(rest)holz, 
Heckenschnitt, Landschaftspflegematerial hinweisen. 
Im Wald wäre eine Offensive zur Entwicklung von Arbeitsverfahren zur Nutzung von schwachen 
Hölzern aus Waldpflegemaßnahmen zu starten, es wird hier ein potential von 200 Arbeitsplätzen direkt 
in der Forstwirtschaft gesehen. 
Die Nutzung von Restmaterial aus der Landschaftspflege könnte kombiniert werden mit einem 
zielgerichteten Konzept zum Wiedereinstieg in die Pflege der hessischen Mittelgebirgslandschaften 
(Freischneiden/Offenhalten von Waldwiesentälern, besonderen Biotoptypen, Ausblicken), von Hecken 
und Ufervegetation. 
Zu Themenkomplex 4: 

Ausschussvorlage ULA 17/1
Ausschussvorlage WVA 17/2

488 Teil 3 - Nr. 33



 
Der Vorteil dezentraler Bereitstellung liegt unseres Erachtens bei der individuellen Möglichkeiten 
Ressourcen, die sich vor Ort bieten auch vor Ort nutzen zu können und durch Herstellung eines 
Energiemix eine dauernde Versorgung sicher zu stellen. 
Die Primärproduktion (Land-/Forstwirtschaft) aber auch die Abfallwirtschaft kann sich regional ohne 
längere Transportwege in das System integrieren, für den ländlichen Raum eine neue 
Entwicklungsmöglichkeit entwickeln. 
Die Flächen sind mehrfach nutzbar z.B. durch Landwirtschaft und Windkraft. 
Es werden im Vergleich zu zentralen Anlagen arbeitsintensivere Systeme etabliert, die Arbeitsplätze in 
den ländlichen Raum bringen. 
 
Letztlich bleibt zu erwähnen, dass bei dezentralen Anlagen, die Möglichkeit der Mitbestimmung 
Betroffener vor Ort deutlich größer ist als bei Großanlagen. 
 
 
Zu Themenkomplex 5+6: 
 
Keine Anmerkungen 
 
 
Zu Themenkomplex 7: 
 
Für die von uns zu vertretenden Bereiche sehen wir dringenden Forschungs- und Planungsbedarf für die 
Bereiche: 
 

- Anbau nachwachsender Rohstoffe in Kurzumtrieb oder einjährig im Rahmen 
landwirtschaftlicher Nutzung, 

- Konzepte zur Verbindung von systematischer Landschaftspflege mit Biomassebereitstellung, 
- Arbeitsverfahren und Technik zur Nutzbarmachung von bisher im Wald verbleibenden 

Holzmengen ohne übermäßigen Biomasseentzug. 
 
Eine Teilnahme an der Anhörung ist unsererseits nicht vorgesehen. Sollten Ausschussmitglieder 
dennoch Nachfragebedarf zu einzelnen Punkten haben, werden wir natürlich trotzdem an dem 
betroffenen Anhörungsteil teilnehmen. In diesem fall wenden Sie sich bitte an den Unterzeichner. 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
 
Volker Diefenbach 

Ausschussvorlage ULA 17/1
Ausschussvorlage WVA 17/2

489 Teil 3 - Nr. 33



Seite 1 von 4 

Initiative der IG Bauen-Agrar-Umwelt 
für Klimaschutz und Beschäftigung 

 

Der Schutz des Klimas stellt für Wirtschaft und Gesellschaft eine der großen Zukunfts-

herausforderungen dar. Damit die politisch verabredeten Klimaziele besser erreicht 

werden, schlägt die IG BAU eine Initiative für Klimaschutz und Beschäftigung vor. Die 

Initiative schafft eine win-win-Situation: Sie leistet einen Beitrag für einen wirksamen 

Klimaschutz und schafft bzw. sichert gleichzeitig bis zu 80.000 Arbeitsplätze. Mit einem 

zusätzlichen öffentlichen Finanzvolumen von 1,4 Milliarden Euro im Jahr 2009 (davon 

800 Millionen Euro Bundesmittel) werden Investitionen von rund 3,9 Milliarden Euro 

angestoßen. Die Initiative stellt ausdrücklich kein kurzfristiges Konjunkturprogramm 

dar, kann aber in Teilen auch ohne lange Vorlaufzeiten wirksam werden. Kernelemente 

der Initiative sind eine Aufstockung der KfW-Förderprogramme zur CO2-

Gebäudesanierung und eine Ausweitung des Investitionspaktes von Bund, Ländern 

und Kommunen zur energetischen Sanierung von Gebäuden der kommunalen Bil-

dungsinfrastruktur. 
 

Bundesregierung und EU haben zum Klimaschutz eine Senkung des CO2-Ausstoßes bis zum 

Jahr 2020 um mindestens 20 % gegenüber 1990 vereinbart. Ein bislang unzureichend ge-

nutztes Potenzial zur Erreichung dieses Ziels liegt in der energetischen Gebäudesanierung. 

Derzeit werden 40 % der Endenergie in Deutschland für Heizwärme, also für Raumwärme 

und Warmwasserbereitung, verbraucht. Das dabei entstehende CO2 trägt entsprechend in 

erheblichem Maße zum Klimaproblem bei. Gleichzeitig sind drei von vier der etwa 39 Millio-

nen Wohnungen und über die Hälfte der rund 150.000 Gebäude der Bildungsinfrastruktur 

(Schulen, Kindergärten, etc.) aus energetischer Sicht sanierungsbedürftig. In der energeti-

schen Sanierung allein von Wohngebäuden liegen CO2 -Einsparmöglichkeiten von  

50 bis 70 Millionen Tonnen jährlich. 

 

Maßnahmen der energetischen Gebäudesanierung haben gleichzeitig verhältnismäßig große 

positive Effekte auf das Wirtschaftswachstum und die Beschäftigung. Ausgaben hierfür 

werden – in der Regel im Inland – in einer ersten Runde voll nachfragewirksam und nicht 

durch Sparprozesse reduziert. Die auszuführenden Arbeiten sind relativ beschäftigungsinten-

siv und werden oft an kleine und mittelständische Unternehmen vergeben.  
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Eine Studie unter Federführung des Bremer Energie Institutes hat ermittelt, dass Maßnahmen 

der energetischen Gebäudesanierung im Volumen von einer Milliarde Euro Arbeit für 

18.300 Erwerbstätige bei den direkten Auftragnehmern und deren Vorleistungslieferanten 

schafft bzw. sichert (direkter und indirekter primärer Effekt).  

Dabei entfällt über die Hälfte dieses Beschäftigungseffekts auf das Baugewerbe. Die Grö-

ßenordnung des Beschäftigungseffektes wird bestätigt durch weitere Studien, die volkswirt-

schaftlich ähnliche Maßnahmen untersuchen. So kam das Rheinisch-Westfälische Institut für 

Wirtschaftsforschung (RWI) zu dem Ergebnis, dass eine Milliarde Euro städtebaulicher Infra-

strukturinvestitionen sogar Beschäftigung für 20.600 Menschen schafft bzw. sichert. Dabei 

berücksichtigt das RWI über die direkten und indirekten primären Effekte hinaus auch den 

Einkommenseffekt. Er bildet ab, dass zusätzliche Beschäftigung zusätzliches Einkommen 

schafft, wodurch die Binnennachfrage erhöht wird und Produktion sowie Beschäftigung zu-

sätzlich steigen.  

 

Aufgrund der Beschäftigungseffekte können sich staatliche Fördermaßnahmen zu einem 

erheblichen Teil selbst finanzieren. Den Ausgaben für Förderprogramme stehen Minder-

ausgaben durch verringerte Sozialtransfers und Mehreinnahmen bei Steuern und Sozialver-

sicherungsbeiträgen gegenüber. Das RWI kommt zu dem Ergebnis, dass eine Investition in 

Höhe von einer Milliarde Euro zu Minderausgaben bzw. Mehreinnahmen von 0,4 Milliarden 

Euro führt. Dabei wird u. a. angenommen, dass die Hälfte der zusätzlichen Beschäftigten zu-

vor arbeitslos war und Transferleistungen bezogen hat.  

 

Vor diesem Hintergrund schlägt die IG BAU eine Initiative für Klimaschutz und Beschäftigung 

vor. Diese Initiative sollte ein erster Schritt zu deutlich ambitionierteren öffentlichen Investiti-

onsprogrammen sein und besteht aus folgenden drei Bausteinen. 
 

1) Aufstockung der „CO2-Gebäudesanierungsprogramme“ der Kreditanstalt für Wie-

deraufbau (KfW)  

 

Verschiedene KfW-Programme fördern über zinsverbilligte Kredite oder Zuschüsse 

bereits die energetische Sanierung von Wohngebäuden. Der Bund stellt der KfW für 

das Jahr 2008 rund 900 Millionen Euro (2007: 850 Millionen Euro) zur Verfügung. Diese 

Förderung ist ein wichtiger Schritt in die richtige Richtung, muss aber ausgebaut werden: 

Im Jahr 2007 konnten damit rund 200.000 Wohnungen energetisch modernisiert werden, 

also nur 0,68 % der sanierungsbedürftigen Wohnungen.  

 

Im Jahr 2008 waren die Programme so erfolgreich, dass kurzfristig zusätzlich 500 Millio-

nen Euro Bundesmittel zu Lasten späterer Haushaltsjahre auf das Jahr 2008 umge-

schichtet wurden, um die Nachfrage befriedigen zu können.   
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Die IG BAU schlägt daher vor, die Fördermittel des Bundes für die KfW-Programme zur 

energetischen Gebäudesanierung für Wohngebäude dauerhaft um 500 Millionen Euro 

jährlich aufzustocken. Damit können zusätzliche zinsvergünstigte Kredite im Volumen von 

jährlich etwa 2,5 Milliarden Euro (oder entsprechende Zuschüsse) vergeben werden und 

über 100.000 Wohnungen zusätzlich energetisch saniert werden.  

 

Das Kreditvolumen von etwa 2,5 Milliarden Euro stößt erfahrungsgemäß ein Investitions-

volumen von etwa 3 Milliarden Euro an. Damit wird gemäß den angeführten Studien Be-

schäftigung für bis zu 62.000 Menschen geschaffen bzw. gesichert. Daraus wiederum 

resultieren Minderausgaben bzw. Mehreinnahmen des Staates in Höhe von rund 1,2 Mil-

liarden Euro. Damit ergibt sich – rein rechnerisch – ein positiver Nettoeffekt für den Ge-

samtstaat, der vor allem darauf zurückzuführen ist, dass staatliche Fördermittel ein Viel-

faches an Kreditvolumen und privaten Investitionen induzieren. In der Praxis treten freilich 

Mitnahmeeffekte auf, so dass sich der positive fiskalische Nettoeffekt reduziert. Es ist a-

ber zu erwarten, dass die Programmausweitung sich gesamtstaatlich (incl. Sozialversi-

cherung) selbst finanzieren wird. 

 

2) Informationsarbeit ausbauen und Ansprache von Wohnungs- bzw. Hauseigentü-

mern verbessern 

 
Wohnungs- und Hauseigentümern fehlt es häufig an Informationen bzw. Anstößen zur 

energetischen Modernisierung und zur Inanspruchnahme der KfW-Förderprogramme. 

Gleichzeitig ist ab 2008 durch die schrittweise Einführung des „Energiepasses“ mit einem 

gesteigerten Interesse von Wohnungseigentümern und Mietern an den Möglichkeiten der 

energetischen Gebäudesanierung zu rechnen.  

 

Daher schlägt die IG BAU vor, die Öffentlichkeitsarbeit zum Thema energetische Gebäu-

desanierung zu intensivieren. Als besonders wirksam haben sich dabei Initiativen heraus-

gestellt, die Handwerker sowie weitere Akteure (wie z. B. Schornsteinfeger) schulen und 

als Multiplikatoren in den jeweiligen Regionen gewinnen. Ein Beispiel für ein solches Pro-

jekt ist die Kampagne „Haus sanieren – profitieren“, mit der die Deutschen Bundesstif-

tung Umwelt (DBU) in Kooperation mit dem Handwerk Ein- und Zweifamilienhausbesitzer 

motivieren will, ihre Immobilien energetisch zu sanieren. An der Initiierung dieser Kam-

pagne hat die IG BAU maßgeblich mitgewirkt. Es wäre zu prüfen, ob die aktuelle Kam-

pagne des BMVBS, die sich weitgehend auf die Ansprache von Wohnungs- bzw. Hausei-

gentümern über Massenmedien beschränkt, mit der Kampagne „Haus sanieren – profitie-

ren“ besser verknüpft werden kann.  

3)  
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4) Verlängerung und Ausbau des Investitionspaktes zur energetischen Gebäudesanie-

rung kommunaler Gebäude  

 
Der Investitionspakt von Bund, Ländern und Gemeinden fördert energetische Gebäude-

sanierungen in besonders finanzschwachen Kommunen mit Zuschüssen. Der Bund stellt 

hierfür im Jahr 2008 200 Millionen Euro zur Verfügung, die Länder und Gemeinden 

nochmals je 200 Millionen Euro. Mit diesem Finanzvolumen können etwa 600 Schulen 

oder 1.200 Kindergärten energetisch saniert werden. Die IG BAU begrüßt diesen Pakt 

ausdrücklich – der jedoch nicht auf das Jahr 2008 begrenzt bleiben darf. Dann wären ma-

ximal 1,6 % der sanierungsbedürftigen Gebäude modernisiert.  

 

Die IG BAU schlägt daher vor, den Investitionspakt zur energetischen Sanierung kommu-

naler Gebäude über das Jahr 2008 hinaus zu verstetigen. Hierfür sind auch nach 2008 

zusätzliche Bundesmittel bereitzustellen. Das Volumen ist in den kommenden Jahren 

jährlich um 100 Millionen Euro gegenüber 2008 auszuweiten. Das schafft Planungssi-

cherheit für die interessierten Gemeinden und stößt zusätzliche Gebäudesanierungen an 

– und verbessert so Bildungsinfrastruktur und CO2-Bilanz. Davon ausgehend, dass die 

Länder und Kommunen ihren Anteil ebenfalls entsprechend erhöhen, würde im Jahr 2009 

ein zusätzliches Investitionsvolumen von 900 Millionen Euro angestoßen und so gut 

18.000 Arbeitsplätze geschaffen bzw. gesichert.  

 

Quellenhinweise 

 

Effekte des KfW-CO2-Gebäudesanierungsprogramms 2005 und 2006, Studie des Bremer  

Energie Instituts, des Instituts Wohnen und Umwelt und des Instituts für Statistik der Uni-

versität Bremen im Auftrag der KfW-Bankengruppe  

(http://www.kfw-foerderbank.de/DE_Home/KfW_Foerderbank/Aktuellesa62/PDF-

Dateien/Haupttext_Stand_06082007.pdf)  

 

Gesamtwirtschaftliche und fiskalische Implikationen der Städtebauförderung, Studie des  

Rheinisch-Westfälischen Instituts für Wirtschaftsforschung im Auftrag der Arbeitsgemein-

schaft Deutscher Sanierungs- und Entwicklungsträger, Essen 2004 

 

August 2008 

Wie-Ah-Ew-Mt 
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Positionspapier der IG BAU zu 
Klimawandel und Landwirtschaft 

 
 
Einleitung 
Es ist bereits absehbar, dass die Erderwärmung in den kommenden Jahrzehnten weiter 
zunehmen und es weltweit zu ernsten Umweltauswirkungen kommen wird. Der Anstieg des 
Meeresspiegels wird die Hochwasser- und Überschwemmungsgefahr für tief liegende 
Gebiete erhöhen. Dürre und extreme Wetterereignisse werden häufiger auftreten. 
Herkömmliche landwirtschaftliche Bewirtschaftungsverfahren werden in bestimmten 
Regionen keine ausreichenden Erträge mehr abwerfen, die Nahrungsmittelversorgung wird 
leiden und die Preise werden steigen. Der Migrationsdruck wird in dem Maße steigen, wie 
bestimmte Gebiete für Menschen unbewohnbar werden und der Zustrom in andere Gebiete 
steigt. Der Anpassung an den Klimawandel wird im Rahmen des kollektiven Handelns in der 
ganzen Welt immer mehr Bedeutung zukommen. 
 
Die IG BAU fordert die Bundesregierung auf eine übergeordnete europäisch abgestimmte 
Strategie im Hinblick auf die Bewältigung des Klimawandels zu entwickeln und ihre 
Forschung und Analyse, Haushaltsmittel und Investitionsprogramme sowie weiteren 
Maßnahmen noch vorrangiger darauf auszurichten. 
 
Die internationalen Klimaschutzverhandlungen sind von entscheidender Bedeutung für den 
Umfang der Maßnahmen, die weltweit bis 2020 eingeleitet werden sollen. Es ist aus Sicht 
der IG BAU unerlässlich, diese Verhandlungen in Kopenhagen 2009 zu einem erfolgreichen 
Abschluss zu bringen. 
Der Bundesregierung und der Europäischen Union kommt in diesen Verhandlungen eine 
führende Rolle zu. Europa hat sich auf das Ziel festgelegt, den Klimagasausstoß bis 2020 
um 20 % im Vergleich zu 1990 zu senken, und ist bereit, sich auf eine Senkung von 30 % im 
Vergleich zu 1990 festzulegen, wenn andere Staaten diesen Weg politisch stärken.  
 
Die IG BAU unterstützt die Bundesregierung bei den im Rahmen ihres Energiepakets 
gemachten Vorschläge für die Verwirklichung dieser Klimaziele. 
 
Die IG BAU hat die Verhandlungen von Anfang an begleitet. Gemeinsam mit anderen 
Gewerkschaften die Ziele verfolgt und positiv eingewirkt. Sie befürwortet nachdrücklich die 
Führungsrolle der Bundesrepublik und der Europäischen Union in den Verhandlungen.  
 
Nach Auffassung der IG BAU muss der Internationalen Solidarität noch mehr Gewicht 
gegeben werden, denn viele noch in der Entwicklung begriffenen Regionen außerhalb 
Europas werden stärker unter den Folgen des Klimawandels zu leiden haben, verfügen aber 
nicht über ausreichende Ressourcen, diese Folgen zu bewältigen. Es muss daher eine 
wesentliche Priorität sein, die besonders verletzlichen Regionen finanziell und in anderen 
Bereichen zu unterstützen, damit sie sich an den Klimawandel anpassen können.  
 

 

1
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Rolle der Landwirtschaft 
 
Die IG BAU ist  im höchsten Maße besorgt über die negativen Auswirkungen, die vom 
Klimawandel auf die Beschäftigten in der Landwirtschaft und somit auch auf die 
Wirtschaftskraft der ländlichen Räume ausgehen wird. Diese können in einigen Regionen bis 
zum völligen Zusammenbruch landwirtschaftlicher Aktivitäten reichen. Aber auch in den 
anderen Regionen werden die Beschäftigten der Landwirtschaft  durch die Klimaänderungen 
z.B. in Form von zeitlich stark veränderten Niederschlagsereignissen, mit schwerwiegenden 
Problemen zu kämpfen haben. 
 
Die IG BAU verweist auf den Vierten Sachstandsbericht des IPCC (Weltklimarat der 
Vereinten Nationen), in dem die zu erwartenden Auswirkungen des Klimawandels auf die 
deutsche und europäische Landwirtschaft anschaulich beschrieben sind. 
Gemeinsam mit Umweltverbänden weist die IG BAU immer wieder auf die negativen 
Einflüsse hin, von denen primär die Beschäftigten der Landwirtschaft, aber mit ihnen auch 
die ländlichen Räume extrem betroffen sein werden. Der Wirtschaft in diesen Regionen 
drohen massive Einbrüche. 
 
Die IG BAU fordert die Politik deshalb auf, schnell zu handeln und die Klimaschutzpolitik in 
alle agrarpolitischen Politikbereiche zu integrieren. 
 
Die Landwirtschaft ist aber nicht nur Opfer des Klimawandels, sondern trägt auch zur 
Emission von Treibhausgasen bei; schwerpunktmäßig handelt es sich hierbei nicht um CO2-
Emissionen, sondern um Methan (CH4) und Lachgas (N2O), die durch 
Landnutzungsänderungen und durch die eigentliche landwirtschaftliche Produktion 
verursacht werden. 
 
Die Landwirtschaft kann aber auch wichtige Beiträge zum Klimaschutz leisten, u.a. in dem 
sie darauf achtet, dass sie die in den Böden noch vorhandenen Kohlenstoffspeicher nicht nur 
erhält, sondern diese über einen gezielten Humusaufbau sogar erhöht, indem sie ihren 
Energieinput reduziert, und indem sie aus natur- und umweltverträglicher Produktion 
Biomasse für Energiezwecke bereit stellt.  
 
Es sind im Kern drei unterschiedliche Sachverhalte, die innerhalb der Landwirtschaft von 
besonderer Klimarelevanz sind: 
 

• die Umwandlung von Wäldern, Mooren, feuchten Flächen oder Grünland in 
Ackerland, 

• die Treibhausgase, die von landwirtschaftlich genutzten Böden und Nutztieren 
abgegeben werden sowie  

• der Energieaufwand im und auf dem landwirtschaftlichen Betrieb und in den vor- und 
nachgelagerten Bereichen, u.a. in Form von Treib- und Brennstoffen, Mineraldüngern 
und Pestiziden und sonstigen Prozessenergien.  

 
Die IG BAU wird deutlich machen, wie die europäische Umwelt- und Agrarpolitik z.B. im 
Rahmen der Legislativvorschläge zur Agrarpolitik mit diesem Umstand umgehen wird.  
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Wir fordern die Entscheidungsträger dazu auf, eine politische Debatte darüber zu führen, wie 
naturschutzverträgliche und klimaschonende Landnutzungsformen auch für die Landwirte 
wieder wirtschaftlich attraktiv werden können und dann daraus auch politische 
Handlungsoptionen, z.B. im Rahmen der Förderpolitik, abzuleiten. 
 
 
Landwirtschaft und Energie 
 
Es ist der IG BAU wichtig darauf hinzuweisen, dass zunächst das Prinzip gelten muss, die 
Produktion von Grundnahrungsmitteln hat Vorrang vor der Energieproduktion. Es darf nicht 
angehen, dass Menschen auf unserem Planeten ggf. Hunger leiden müssen, während 
andere sich den "Luxus" leisten, den Tank ihrer Autos zu füllen. 
 
Allein schon in der Verwertung von landwirtschaftlichen Abfallprodukten und beispielsweise 
von Biomasse aus der Landschaftspflege liegen in Deutschland hohe energetische 
Potenziale, die allerdings derzeit nur sehr bedingt erschlossen werden, weil sich ein 
spezieller (energieintensiver) Energiepflanzenanbau ökonomisch mehr rechnet. Hier wurden 
bisher förderpolitisch falsche Signale gesetzt. 
 
Bei der Nutzung von Bioenergie ist auf höchste Effizienz zu achten. Für die IG BAU macht es 
keinen Sinn, z.B. mit Mais aus einem energieintensiven Anbau Biogas zu erzeugen, wenn 
die bei der Stromgewinnung anfallende Abwärme keinen Absatz findet. Denn so werden 
rund 2/3 der eigentlich gewonnenen Energie gleich wieder vernichtet. Solche Ineffizienzen 
sind nicht akzeptabel. 
 
So wie die Umwandlung von pflanzlichen Kalorien in tierische Kalorien viel Energie 
verschlingt, ist zu beobachten, dass heute Energiepflanzen zunächst mit hohem 
Energieinput produziert und die dann gewonnnen Pflanzen bzw. Öle in einem weiteren 
industriellen Prozess energieaufwendig weiterverarbeitet werden. Dies führt zu teilweise 
fatalen Nettoenergie- und Klimabilanzen vieler Biokraftstoffe. 
 
Es gibt eine ganz zentrale Effizienzüberlegung, die nach Ansicht der IG BAU zum Prinzip der 
Politik erhoben werden muss. Die gewonnene Biomasse sollte dort eingesetzt werden, wo 
sie den größten Nutzen hat. Wieso sollen die Molekularstrukturen der Pflanzen mit hohem 
Energieaufwand weiter industriell verändert werden, wenn sie sich auch direkt zur 
energetischen Nutzung eignen? 
Auch für die Frage, ob und wie viel neue Arbeitsplätze durch die Herstellung von Bioenergien 
geschaffen werden, ist entscheidend, welche Strategie gefahren wird.  
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Der wissenschaftliche Beirat des bundesdeutschen Landwirtschaftsministeriums erwartet die 
größten Arbeitsplatz- und Klimaschutzeffekte, wenn die "Erzeugung von Bioenergie in 
wärmegeführten Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen bzw. Heizanlagen auf Basis von 
Holzhackschnitzeln sowie auf Basis von Biogas aus Gülle und Reststoffen" in den 
Mittelpunkt gestellt wird. Wenn hingegen die Förderung der Bioenergie zu einer Verdrängung 
der Tierproduktion führt oder wenn – wie erkennbar ist – bei Biokraftstoffen auf Importe 
gesetzt wird, sind die Beschäftigungssalden in den ländlichen Räumen negativ. 
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Klimaschutz und ländliche Beschäftigung 
 
Das Potenzial umweltverträglich produzierbarer Biomasse für energetische Zwecke in 
Europa wurde 2006 in einer Studie der Europäischen Umweltagentur untersucht. Unter 
Hinzunahme von Biomasse aus Abfällen (z.B. Hausmüll) und aus der Wald- und 
Forstwirtschaft könnten so im Jahr 2030 15 –16 % des prognostizierten 
Primärenergiebedarfs für die EU-25 produziert werden.  
Der Beitrag für die Umwelt wäre dabei enorm, das CO2-Einsparungspotenzial beträgt 400 -
600 Millionen Tonnen. Dadurch könnten in den ländlichen Räumen 500.000 bis 600.000 
Arbeitsplätze gesichert oder sogar geschaffen werden. 
 
Da zu erwarten ist, dass sich die Einkommens- und Wohlstandsunterschiede zwischen den 
urbanen Zentren und den ländlichen Räumen in Zukunft weiter vergrößern werden, ist den 
ländlichen Räumen beschäftigungspolitisch ein besonderes Augenmerk zu schenken. Die 
nachhaltige Produktion von Energiepflanzen und deren Umwandlung in Energie kann 
Arbeitsplätze auf dem Land sichern und schaffen, da die Wertschöpfung in der jeweiligen 
Region verbleibt.  
 
Das Ziel des Klimaschutzes kann nur mit qualifizierten Arbeitskräften erreicht werden. Diese 
Arbeitskräfte müssen sich durch Qualifizierung und lebenslanges Lernen auf die veränderten 
Anforderungen einstellen können. Die Besonderheiten des ländlichen Raums müssen hierbei 
berücksichtigt werden. Der Wandel dem die agrarischen Berufe hierbei unterliegen, muss 
entsprechend Rechnung getragen werden. Dazu müssen die Unternehmen, die politischen 
Rahmenbedingungen und die Gewerkschaften den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 
den entsprechenden Rahmen bieten.  
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Vorbemerkung 
 
Die Landwirtschaft ist der Wirtschaftsbereich, der wohl am intensivsten von den natürlichen 
Gegebenheiten (und somit auch von den Klimabedingungen) abhängig ist, der diese nutzt, 
verändert bzw. gestaltet. 
 
Ihr Prinzip besteht in einer systematischen Nutzung der Sonnenenergie über die 
Photosyntheseleistung der Pflanzen, um so menschlich nutzbare Energie in Form von 
Nahrungs- bzw. Futtermitteln zu gewinnen. Durch die Photosynthese wurde gebundene 
Energie von jeher als Wärmequelle genutzt (z.B. Biomasse in Form Holz). 
 
Die gegebenen klimatischen Bedingungen, die in Europa bislang weitgehend gut für die 
Landwirtschaft waren, sind ein entscheidender Faktor für die sehr unterschiedlich 
strukturierte und sehr vielfältige Landwirtschaft. . Dies bedeutet, dass eine Veränderung der 
klimatischen Bedingungen Auswirkungen auf die Landwirtschaft und die damit verbundenen 
ökologischen, ökonomischen und sozialen regionalen Strukturen haben muss. 
 
Die Landwirtschaft als Opfer des Klimawandels 
 
Die Klimaveränderungen, besonders der zu erwartende Temperaturanstieg, mehr noch aber 
die veränderten Niederschlagsmengen werden die Landwirtschaft in bestimmten Regionen 
Deutschlands und noch deutlicher im Süden Europas in einem verheerenden Ausmaß 
treffen. Speziell in Spanien und Italien werden lang anhaltende Trockenheiten bis hin zu 
Dürren und daraus resultierend mögliche Wüstenbildungen die landwirtschaftliche 
Produktion möglicherweise unmöglich machen. Ferner können Flächenbrände 
landwirtschaftliche Flächen massiv tangieren.  
 
Die IG BAU verweist auf den Vierten Sachstandsbericht des IPCC (Weltklimarat der 
Vereinten Nationen), in dem die zu erwartenden Auswirkungen des Klimawandels auf die 
europäische Landwirtschaft anschaulich beschrieben sind. 
 
Gemeinsam mit Umweltverbänden weist die IG BAU immer wieder auf die negativen 
Einflüsse hin, von denen primär die Beschäftigten der Landwirtschaft aber mit ihnen auch die 
ländlichen Räume extrem betroffen sein werden. Der Wirtschaftentwicklung in diesen 
Regionen drohen massive Einbrüche.  
 
Es übersteigt vermutlich die Vorstellungskraft der meisten Mitbürger, wie auch der 
politischen Entscheidungsträger, was es bedeuten wird, wenn z.B. in Südeuropa die 
landwirtschaftliche Nutzung großflächig aufgegeben werden muss, weil nicht mehr 
ausreichend Wasser zur Verfügung stehen wird.  
Eventuell bestehende Hoffnungen, die ausbleibenden natürlichen Niederschläge durch 
technische Lösungen (großräumige Bewässerungssysteme etc.) ausgleichen zu können, 
werden sich als technisch wie finanziell nicht realisierbar erweisen.  
 
Die Forderungen der IG BAU richtet sich an alle Entscheidungsträger, alles zu unternehmen, 
um die negativen Auswirkungen auf die Landwirtschaft durch ein umfassendes und tief 
greifendes Klimaschutzprogramm so gering wie möglich zu halten.  
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Diese Maßnahmen müssen auch in internationalen Vereinbarungen integriert werden.  
Es darf dabei nicht zu Benachteiligungen für die in der Landwirtschaft beschäftigten 
Arbeitnehmer sowie zu Produktionsverlagerung in Drittländer kommen, zumal dort vielfach 
noch stärker sozial ungerechte sowie umwelt- und klimaschädlichere Produktionsmethoden 
angewandt werden. 
 
Der Beitrag der Landwirtschaft zum Klimawandel 
 
Die IG BAU hält es für zwingend notwendig, nicht nur über die negativen Auswirkungen des 
Klimawandels auf die Landwirtschaft zu diskutieren, sondern auch den Beitrag der 
Landwirtschaft am Klimawandel im Auge zu haben und Schritte zur Reduktion der 
klimaschädigenden Wirkung der Landwirtschaft einzuleiten. 
 
Die IG BAU begrüßt in diesem Zusammenhang, dass die EU Kommission in ihrer Arbeit die 
Klimapolitik als eine von 4 neuen "Herausforderungen" für die GAP bezeichnet. 
 
Der Beitrag der Landwirtschaft an den globalen Treibhausgasemissionen wird auf 8,5 bis 
16,5 Milliarden Tonnen CO2 geschätzt, das entspricht einem Gesamtanteil von 17 bis 32 %. 
Bedenkt man, dass derzeit innerhalb der Staatengemeinschaft darüber verhandelt wird, die 
Emissionen zunächst einmal um 20 % zu reduzieren, wird klar, dass die Landwirtschaft 
einen durchaus signifikanten Beitrag leisten kann und muss. 
 
Für Deutschland und Europa wird der Anteil der Landwirtschaft an den 
Treibhausgasemissionen deutlich geringer eingeschätzt als global. Die Kommission nennt 
einen Wert von 9 %.  
Nach Berechnungen der Europäischen Umweltagentur, in ihrem Report aus 5/2007 konnte 
die Landwirtschaft seit 1990 in der EU 27 die Treibhausgasemissionen um 20 %, die EU 15 
um 11 % reduzieren.  
Wichtig ist allerdings zu wissen, dass beispielsweise weder die Treibhausgasemissionen, die 
aus Landnutzungsänderungen resultieren, erfasst und in die Klimabilanz der Landwirtschaft 
eingerechnet werden noch der Energieaufwand für die Herstellung von Düngern und 
Pflanzenbehandlungsmitteln oder der Treibstoff, der von den Traktoren benötigt wird.  
 
Die unterschiedliche Bedeutung von Treibhausgasen in der Landwirtschaft  
 
Die Landwirtschaft trägt nur zu einem extrem geringen Teil zu einem Nettoausstoß von CO2 
bei. Das liegt primär daran, dass die Pflanzen zunächst CO2 aufnehmen und in organische 
Masse umbauen. Allerdings wird nach der Verwendung der Biomasse der zunächst 
gebundene Kohlenstoff wieder als CO2 freigesetzt.  
Es gibt also einen weitgehend geschlossenen Kohlenstoffkreislauf.  
 
 
 
Laut dem Vierten Sachstandsbericht des IPCC sind es vornehmlich die Methan- und 
Lachgasemissionen, die klimapolitisch im Bereich der Landwirtschaft primär betrachtet 
werden müssen. Die Landwirtschaft ist für etwa 40 % der gesamten CH4- und N2O-
Emissionen in Europa verantwortlich, und diese sind, verglichen mit CO2 besonders 
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klimarelevant: Das Treibhauspotenzial von Lachgas ist ca. 296 mal, das von Methan rund 
23 mal so groß wie das von CO2. 
 
Es sind im Kern drei unterschiedliche Sachverhalte, die innerhalb der Landwirtschaft von 
besonderer Klimarelevanz sind: 
 

• die Umwandlung von Wäldern, Mooren, feuchten Flächen oder Grünland in 
Ackerland, 

• die Treibhausgase, die von landwirtschaftlich genutzten Böden und Nutztieren 
abgegeben werden sowie  

• der Energieaufwand im und auf dem landwirtschaftlichen Betrieb und in den vor- und 
nachgelagerten Bereichen, u.a. in Form von Treib- und Brennstoffen, Mineraldüngern 
und Pestiziden und sonstigen Prozessenergien  

 
Global gesehen ist die Umwandlung von bislang nicht landwirtschaftlich genutzten Flächen 
zur landwirtschaftlichen Nutzung von herausragender Bedeutung. Sie rangiert weit vor den 
Treibhausgasen, die von der Produktion ausgehen, und vor dem Energieeinsatz in der 
Landwirtschaft. Jede Umwandlung in Ackerfläche hat die Freisetzung von Treibhausgasen 
zur Folge, denn Ackerland hat – abgesehen von Wüsten und Halbwüsten sowie bebauter 
Flächen- im Durchschnitt den geringsten Anteil an Kohlenstoff im Boden gebunden.  
 
Die Debatte um die Abholzung der tropischen Regenwälder im Amazonas oder in Indonesien 
ist deshalb global gesehen von fundamentaler Bedeutung. Die IG BAU weist darauf hin, dass 
die dortigen massiven und unverantwortlichen Abholzungen durchaus sehr viel mit der 
Bundesrepublik  und ihrer Landwirtschaftspolitik zu tun haben z.B. Sojaproduktion als 
Futtermittel für unsere Nutztierhalter, Palm- bzw. Jatrophaölherstellung zu Energiezwecken 
("Bio"-Kraftstoffe) 
 
Veränderung der Landnutzung und ihre Auswirkungen 
 
Ein großes Problem ist, dass nach wie vor das täglich große Flächen versiegelt werden und 
daher für die landwirtschaftliche Produktion und als potenzieller Kohlenstoffspeicher verloren 
gehen; allein in Deutschland täglich über 100 ha.  
 
Es gibt große Kohlenstoffspeicher, die klimapolitisch zu betrachten sind.  

• Die Landwirtschaft betrifft primär die oberirdische Biomasse und die Böden. Da das 
landwirtschaftliche Prinzip darin besteht, die produzierte Biomasse jährlich zu ernten, 
schafft die Landwirtschaft keine relevanten neuen oberirdischen C-Speicher in Form 
von Biomasse. 

 
 
 

• Die Umwandlung von Wäldern, Mooren und Grünland zu Ackerland führt zu einer 
Freisetzung von im Boden gebundenen Kohlenstoff. Für die Landwirtschaft in Europa 
gilt deshalb, dass jene Flächen, die noch über hohe Kohlenstoffvorräte verfügen, in 
ihrer Form erhalten bleiben. Dazu müssen durch geeignete Förderinstrumente 
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Maßnahmen und Anreize ergriffen werden, damit entsprechende 
Bewirtschaftungsmethoden angewendet werden.  

• Moore und Wälder müssten nach den heutigen Erkenntnissen allein aus 
Klimaschutzgründen unmittelbar unter ein Umwandlungsverbot gestellt werden.  

• In Europa hat sich in den letzten Jahrzehnten ein massiver Umbruch von Grünland in 
Ackerland vollzogen, der trotz verschiedener Auflagen längst noch nicht gestoppt ist, 
sondern gewinnt vielmehr vor dem Hintergrund der zunehmenden Nutzung von Agro-
Energie weiter an Fahrt. Der Grund für den verstärkten Umbruch von Grünland in 
Ackerflächen liegt schlicht in der Tatsache, dass die Landwirte auf Ackerflächen 
eindeutig höhere Gewinne  erzielen. Die Beweidung von Flächen ist 
arbeitsaufweniger, und die auf Hochleistung getrimmten Rinder erreichen die 
"gewünschten" Leistungen mit einfachem Gras nicht mehr. Sie sind auf 
"Hochleistungsfutter" angewiesen, das sich allerdings nur mit einem wesentlich 
höheren Energieinput herstellen lässt. 

 
Die IG BAU wird deutlich machen, wie die europäische Umwelt- und Agrarpolitik z.B. im 
Rahmen der Legislativvorschläge zur Agrarpolitik mit diesem Umstand umgehen wird. Wir 
fordern dazu auf, eine politische Debatte darüber zu führen, wie naturschutzverträgliche und 
klimaschonende Landnutzungsformen auch für die Landwirte wieder wirtschaftlich attraktiv 
werden können. 
 
Treibhausgase aus der landwirtschaftlichen Produktion 
 
Im Einsatz von Stickstoffdüngern, sowohl synthetischer als auch organischer Art, liegt die 
Hauptquelle des extrem klimaschädigenden Lachgases. Immer wenn größere 
Stickstoffgaben ausgebracht werden, besteht die Gefahr, dass diese nicht schnell genug 
oder nicht vollständig von den Pflanzen aufgenommen werden können, und Lachgas in die 
Umwelt entweicht. Bislang war umweltpolitisch der Blick vornehmlich auf die Belastung der 
Oberflächengewässer und des Grundwassers gerichtet, nun kommt mit der Klimafrage ein 
neues Argument für eine kritischere Betrachtung der Nährstoffkreisläufe in die Diskussion. 
 
Klimaforscher haben die Lachgasemissionen in der Produktionskette von Raps hin zu 
Biodiesel untersucht und kommt dabei zu dem erschütternden Ergebnis, dass die 
Klimawirkung von Rapsmethylester just aufgrund hoher Lachgasemissionen, die aus der 
mineralischen Düngung resultieren, sogar schädlicher ist als die von Diesel aus Erdöl. 
 
Eine weitere, quantitativ aber weniger bedeutsame Quelle von Lachgasemissionen liegt beim 
Abbau von organischer Masse im Boden, besonders im Ackerbau. 
 
 
 
Das aus der Landwirtschaft entweichende Methan stammt in Europa primär von 
Wiederkäuern, speziell Rindern. Der IG BAU ist bewusst, dass die Methanbelastung durch 
Wiederkäuer mit ca. 3,3 Mrd t CO2e/ Jahr eine weltweite wachsende Bedeutung besitzt und 
dass die Problematik mit zunehmenden Tierbeständen weltweit wachsen wird.  
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Der Rinderbestand weltweit: 1.297 Mio. Tiere (in 1990), 1.339 Mio. Tiere (2004), in der EU 
(25): 111,2 Mio. Tiere (in 1990), 86,4 Mio. Tiere (2004), in China allein : 79,5 Mio. Tiere (in 
1990), 106,5 Mio Tiere (in 2004). 
 
Der Fleischkonsum insgesamt besitzt zweifelsfrei Klimarelevanz. Etwa 10 pflanzliche 
Kalorien werden benötigt, um eine Kalorie tierischen Ursprungs herzustellen. Wächst der 
Fleischkonsum, müssen mehr Futtermittel angebaut werden, was den Einsatz von Energie 
erfordert und den Ertragsdruck auf landwirtschaftliche Flächen erhöht. Europa mit seinem 
vergleichsweise hohen Fleischkonsum importiert einen hohen Anteil seiner Futtermittel, 
deren Anbau (siehe z.B. Soja im Amazonas-Becken) oft extreme Probleme verursacht..  
Nicht nur die produzierte Fleischmenge, sondern auch die Art der Tierhaltung ist von 
Bedeutung. Fleisch und Milch können beispielsweise mit einer energieextensiven 
Weidewirtschaft gewonnen werden, bei der die Kühe während der Vegetationsperiode das 
Grünland nutzen, dessen Bedeutung für den Klimaschutz bisher unterschätzt wurde. Fleisch 
und Milch kann aber auch von Betrieben stammen, die mit hohem Energieinput arbeiten, auf 
Grünland verzichten und ihre Tiere vornehmlich mit Maissilage oder anderen energiereichem 
Ackerfutterpflanzen füttern.  
 
Energieeinsatz in der Landwirtschaft 
 
Der Vorteil der Landwirtschaft, dass sie nämlich Sonnenenergie direkt in nutzbare 
Pflanzenenergie umsetzt, wird umso geringer, je mehr Energie aus fossilen Energieträgern in 
den Produktionsprozess hineingesteckt bzw. je weniger die pflanzlichen Produkte direkt vom 
Menschen genutzt werden, sondern über "Veredlung" in tierische Produkte umgewandelt 
werden.  
 
Während beispielsweise ökologisch wirtschaftende Betriebe auf den Einsatz von industriell 
hergestellten wasserlöslichen Mineraldüngern und Pflanzenbehandlungsmitteln verzichten, 
verschlechtert sich durch deren Nutzung die Energie- und Klimabilanz der konventionellen 
Landwirtschaft.  
 
Die IG BAU fordert die politischen Entscheidungsträger in Deutschland und Europa auf, 
genau zu analysieren, wie sich die unterschiedlichen landwirtschaftlichen Nutzungsformen in 
ihrer Klimarelevanz unterscheiden, um daraus dann politische Handlungsoptionen, z.B. im 
Rahmen der Förderpolitik, abzuleiten. 
 
Die Bundesforschungsanstalt für Landwirtschaft hat beispielsweise errechnet, dass für einen 
Liter Milch aus dem ökologischen Anbau nur 54% der Energiemenge benötigt wird, die 
konventionelle Landwirte im Durchschnitt einsetzen. 
 
 
 
Überhaupt zeigen alle bekannten Vergleichsstudien zum Stoff- und Energiehaushalt in der 
Landwirtschaft, aber auch zur Kohlenstoffspeicherung, dass die ökologische Landwirtschaft 
durchschnittlich einen geringeren Energie- und Stickstoffinput benötigt als die konventionelle 
Landwirtschaft. Selbst wenn man einbezieht, dass die konventionelle Landwirtschaft 
durchschnittlich höhere Erträge erzielt, weist die ökologische Landwirtschaft ein geringeres 
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Treibhauspotenzial auf. Deshalb sieht beispielsweise die Bundesregierung in Deutschland in 
der Förderung des Ökologischen Landbaus eine Unterstützung für mehr Klimaschutz. 
 
Der Beitrag der Landwirtschaft zur Lösung der Probleme des Klimawandels 
 
Die Landwirtschaft kann folglich vielfältige Beiträge leisten, um weniger Treibhausgase zu 
emittieren, als dies heute der Fall ist. Hierzu gehört u.a. der Verzicht auf die Umwandlung 
von Wald-, Moor-, Feucht- und Grünlandflächen in Ackerland sowie die Reduktion der 
Lachgas- und Methanemissionen durch eine schonende Bodenbearbeitung und möglichst 
dauerhafte Bodenbedeckung (Zwischenfruchtanbau), mehrgliedrige Fruchtfolgen (z.B. um 
Schädlingsprobleme zu minimieren), angepasste Düngergaben etc. 
 
Der Energieinput in die Landwirtschaft wurde lange Zeit kaum als Problem gesehen, zumal 
Energie sehr billig zur Verfügung stand. Die IG BAU sieht eine große Notwendigkeit, 
zukünftig besonders energieeffizienten Bewirtschaftungsformen mehr Aufmerksamkeit zu 
widmen und stärker zu fördern. Dabei spielt der Ökologische Landbau und sog. low-input 
Produktionen (wie z.B. die extensive Weidehaltung) eine besondere Rolle.  
 
Viel versprechende Ergebnisse haben Versuche im sog. "Mischkulturanbau" ergeben. Dabei 
werden beispielsweise Getreidesorten auf ein und demselben Acker zusammen mit 
Leguminosen und Ölpflanzen angebaut, was zu stark verminderten Düngegaben und 
Pestizidaufwand führt, gleichzeitig aber auch die Biodiversität erhöht und den Humusaufbau 
fördert.  
 
Weitere entscheidende Bedeutung für den Klimaschutz hat die Humuswirtschaft. Besonders 
auf den Ackerflächen muss zukünftig stärker darauf geachtet werden, einen möglichst 
stabilen und hohen Humusgehalt zu erreichen, was vielfach eine Änderung in den 
Fruchtfolgen bedingt.  
 
 
Bioenergie/ Biokraftstoffe aus der Landwirtschaft 
 
Kohle, Öl und Erdgas sind nichts anderes als vor Millionen von Jahren gespeicherte 
"Sonnen- bzw. Bioenergie". Diese Speicher werden derzeit verbrannt, und tragen durch den 
hohen CO2-Ausstoß zum Klimawandel bei, Deshalb beginnt man zu recht darüber 
nachzudenken, verstärkt direkt pflanzliche Energien zu nutzen.  
 
Hierfür ist es wichtig darauf Hinzuweisen dass zunächst das Prinzip gelten muss, dass die 
Produktion von Grundnahrungsmitteln Vorrang vor der Energieproduktion hat. Es darf nicht 
angehen, dass Menschen auf unserem Planeten ggf. Hunger leiden müssen, während 
andere sich den "Luxus" leisten, den Tank ihrer Autos zu füllen. 
Wichtig ist außerdem, dass für den Energiepflanzenanbau keine Flächen in Anspruch 
genommen werden, die aktuell entweder hohe Kohlenstoffspeicher darstellen bzw. für die 
Biodiversität von zentraler Bedeutung sind. 
 
Allein schon in der Verwertung von landwirtschaftlichen Abfallprodukten und beispielsweise 
von Biomasse aus der Landschaftspflege liegen in Deutschland hohe energetische 
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Potentiale, die allerdings derzeit nur sehr bedingt erschlossen werden, weil sich ein 
spezieller (energieintensiver) Energiepflanzenanbau ökonomisch mehr rechnet. Hier wurden 
bisher förderpolitisch falsche Signale gesetzt. 
 
Bei der Nutzung von Bioenergie ist auf höchste Effizienz zu achten. Für die IG BAU macht es 
keinen Sinn, z.B. mit Mais aus einem energieintensiven Anbau Biogas zu erzeugen, wenn 
die bei der Stromgewinnung anfallende Abwärme keinen Absatz findet. Denn so wird rund 
2/3 der eigentlich gewonnenen Energie gleich wieder vernichtet. Solche Ineffizienzen sind 
nicht akzeptabel. 
 
So wie die Umwandlung von pflanzlichen Kalorien in tierische Kalorien viel Energie 
verschlingt, ist zu beobachten, dass heute Energiepflanzen zunächst mit hohem 
Energieinput produziert und die dann gewonnnen Pflanzen bzw. Öle in einem weiteren 
industriellen Prozess energieaufwendig weiterverarbeitet werden. Dies führt zu teilweise 
fatalen Nettoenergie- und Klimabilanzen vieler Biokraftstoffe. 
 
Es gibt eine ganz zentrale Effizienzüberlegung, die nach Ansicht der IG BAU zum Prinzip der 
Politik erhoben werden muss. Die gewonnene Biomasse sollte dort eingesetzt werden, wo 
sie den größten Nutzen hat. Wieso sollen die Molekularstrukturen der Pflanzen mit hohem 
Energieaufwand weiter industriell verändert werden, wenn sie sich auch direkt zur 
energetischen Nutzung eignen? 
Es werden in stationären Heiz- bzw. Elektrizitätswerken in der EU ähnlich viel Öl verbraucht 
wird wie in Diesel-Fahrzeugen. Würde man Energiepflanzen dort einsetzen, würde man mit 1 
MJ Biomasse rund 0,95 MJ fossiles Öl ersetzen können; 1 MJ Biomasse ersetzt aber nur 
rund 0,35 bis 0,45 MJ Rohöl, wenn es im Verkehrssektor eingesetzt wird. 
 
Für die IG BAU wird deutlich dass mittel- bis langfristig der Verbrennungsmotor im 
Verkehrssektor durch Elektroantriebe abgelöst werden wird, den es macht keinen Sinn, 
derart ineffizient mit der Pflanzenenergie umzugehen, wie es sich im Bereich der 
Biokraftstoffe abzeichnet. 
 
In einer Vergleichsstudie wurde folgendes errechnet: Damit ein VW-Golf 10.000 Kilometer 
zurücklegen kann, müsste Raps für Biodiesel auf einer Ackerfläche von 2062 Quadratmetern 
angepflanzt werden. Solarzellen würden hingegen die für 10.000 Kilometer nötige Energie 
auf einer Fläche von 37 Quadratmetern ernten - nur rund ein Sechzigstel der Fläche des 
Rapsfeldes. 
Die IG BAU ist der Auffassung, dass Europas Landwirtschaft keine Biokraftstoff, sondern 
eine besser durchdachte europäische Biomassenstrategie benötigt, die weit mehr 
klimaschonend und arbeitsplatzschaffend sein kann.  
 
 
Arbeitsplätze durch eine Klimaschonende Landwirtschaft und Landwirtschaftspolitik  
 
Der Klimawandel bedroht zwar einerseits die Landwirtschaft in Teilen Europas, er kann aber 
andererseits eine Chance für die Landwirtschaft und die europäischen Arbeitnehmerinnen 
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und Arbeitnehmer bedeuten, wenn die Landwirtschaft ihre Rolle bei der Neuausrichtung der 
Klimapolitik ernst nimmt und vorantreibt.  
 
Die Landwirtschaft ist nach wie vor ein wichtiger Arbeitgeber. Die IG BAU weist auf die 
positive Beschäftigungsentwicklung im ländlichen Raum hin.  
 
Mittlerweile wird auch für die Landwirtschaftsbranche ein Mangel an qualifizierten 
Arbeitskräften prognostiziert, speziell solche Kräfte, die in der Lage sind, in Unternehmen 
führende Funktionen einzunehmen oder die komplizierte Technik in den Betrieben zu 
bedienen. Auf diese Entwicklung hat die IG BAU bereits ausdrücklich hingewiesen und 
empfohlen, dass auf eine qualitative Diskussion der Sozialpartner nicht verzichtet werden 
kann  
 
Arbeitsplatzpotenzial Bioenergie 
 
Das Potenzial umweltverträglich produzierbarer Biomasse für energetische Zwecke in 
Europa wurde 2006 in einer Studie der Europäischen Umweltagentur untersucht. Unter 
Hinzunahme von Biomasse aus Abfällen (z.B. Hausmüll) und aus der Wald- und 
Forstwirtschaft könnten so im Jahr 2030 15-16% des prognostizierten Primärenergiebedarfs 
für die EU-25 produziert werden. Der Beitrag für die Umwelt wäre dabei enorm, das CO2-
Einsparungspotenzial beträgt 400-600 Millionen Tonnen. Dadurch könnten in den ländlichen 
Räumen 500.000 bis 600.000 Arbeitsplätze gesichert oder sogar geschaffen werden. 
 
Für die Frage, ob und wie viel neue Arbeitsplätze durch die Herstellung von Bioenergien 
geschaffen werden, ist entscheidend, welche Strategie gefahren wird. Der wissenschaftliche 
Beirat des bundesdeutschen Landwirtschaftsministeriums erwartet die größten Arbeitsplatz- 
und Klimaschutzeffekte, wenn die "Erzeugung von Bioenergie in wärmegeführten Kraft-
Wärme-Kopplungsanlagen bzw. Heizanlagen auf Basis von Holzhackschnitzeln sowie auf 
Basis von Biogas aus Gülle und Reststoffen" in den Mittelpunkt gestellt wird. Wenn hingegen 
die Förderung der Bioenergie zu einer Verdrängung der Tierproduktion führt oder wenn – wie 
erkennbar ist – bei Biokraftstoffen auf Importe gesetzt wird, sind die Beschäftigungssalden in 
den ländlichen Räumen negativ. 
 
Dass sich die Erzeugung bestimmter Formen von Bioenergie ökonomisch, ökologisch und 
sozial auch für die Landwirtschaft und den regionalen Arbeitsmarkt lohnen kann, zeigen 
bereits existierende Beispiele gelungener Umstellung auf geschlossene 
Bioenergiekreisläufe. So kann die österreichische Gemeinde Mureck jährlich 15 Millionen 
Liter Erdöl und 45.000 Tonnen CO2 durch die Umstellung auf Bioenergie einsparen, Güssing 
(Österreich) oder Jühnde (Deutschland) sind weitere Beispiele, wo regionale 
Energiekreisläufe aus Biomasse und Altspeiseöl aufgebaut wurden. In diesen Regionen wird 
bereits heute ein Versorgungsgrad mit erneuerbaren Energien von bis zu 170 % erreicht.  
Zu dieser eindrucksvollen ökologischen Bilanz gesellt sich ein überaus positiver Effekt für 
den lokalen Arbeitsmarkt (Handwerk), wobei die Arbeitsplätze der Rohstoff liefernden 
Landwirte noch nicht einmal mitgerechnet sind.  
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Da zu erwarten ist, dass sich die Einkommens- und Wohlstandsunterschiede zwischen den 
urbanen Zentren und den ländlichen Räumen in Zukunft weiter vergrößern werden, ist den 
ländlichen Räumen beschäftigungspolitisch ein besonders Augenmerk zu schenken. Die 
nachhaltige Produktion von Energiepflanzen und deren Umwandlung in Energie kann 
Arbeitsplätze auf dem Land sichern und schaffen, da die Wertschöpfung in der jeweiligen 
Region verbleibt.  
 
Qualität der landwirtschaftlichen Beschäftigung sichern 
 
Das Ziel des Klimaschutzes kann nur mit qualifizierten Arbeitskräften erreicht werden. Diese 
Arbeitskräfte müssen sich durch Qualifizierung und lebenslanges Lernen auf die veränderten 
Anforderungen einstellen können. Dazu müssen die Unternehmen den Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern den entsprechenden Rahmen bieten.  
 
Soziale Standards festlegen und absichern 
 
Nach allgemeiner Auffassung wird die Nachfrage nach importierter Biomasse aus 
Entwicklungs- und Schwellenländern weiter zunehmen und ihre Bedeutung steigen. Dabei 
dürfen etwaige Kostenvorteile nicht durch Vernichtung der ökologischen und sozialen 
Lebensgrundlagen in den Erzeugerländern erkauft werden. Bei der Produktion von 
Bioenergie sind deshalb die ILO-Kernarbeitsnormen sowie die Arbeitsschutznormen der ILO 
zu respektieren.  
 
Partizipation von Arbeitnehmern und Gewerkschaften 
 
Die strukturellen Veränderungen in der Landwirtschaft werden maßgeblichen Einfluss auf die 
Qualität der Arbeitsplätze und die Einkommen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
haben. Deshalb müssen die Beschäftigten und die Gewerkschaften in diese 
Veränderungsprozesse einbezogen werden. 
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Bundesverband Freier Immobilien- und Wohnungsunternehmen e. V.  

zur   

Öffentliche Anhörung zur zukünftigen Energie- und Klimaschutzpolitik 

in Hessen 

 

Themenkomplex 2 

 

5. Welche Energieeinspar- und -effizienzpotenziale bestehen im deutschen bzw. 

hessischen Gebäudebestand (Wohn-, Gewerbe-, Industriegebäude sowie Gebäude der 

öffentlichen Hand) und mit welchen Maßnahmen und Politikinstrumenten lassen sich 

diese Potenziale bestmöglich nutzen? 

 

6. Welche CO2-Einspareffekte können dabei aktiviert werden und welche CO2-

Vermeidungskosten treten bei der Nutzung dieser Maßnahmen auf? 

 

 

Der BFW Bundesverband Freier Immobilien- und Wohnungsunternehmen e.V. begrüßt das Ansinnen 

des Landtages Hessen, die Energie- und Klimapolitik in Hessen zukunftsorientiert auszurichten und 

durch eine umfassende Diskussion auf eine praxistaugliche, verlässliche Grundlage zu stellen. Es ist 

richtig, nicht allein politische Zielsetzungen zu formulieren, sondern schon vorher deren 

Umsetzbarkeit und die Notwendigkeit belastender Regelungen abzuschätzen.    

 

Die BFW-Mitgliedsunternehmen, die derzeit bundesweit Wohnungsbestände von ca. 3,2 Millionen 

Wohnungen verwalten, haben bereits in der Vergangenheit erhebliche Anstrengungen für den 

Klimaschutz unternommen. So hat der Sektor Haushalte die im Klimaschutzprogramm 2005 

formulierten Ziele für 2008 bis 2012 bereits im Jahr 2005 um sechs Prozent übererfüllt – ein Trend, der 

sich auch ohne zusätzliches Ordnungsrecht fortsetzen würde.  

 
 Walter Rasch - Vorsitzender  
 Horst-Achim Kern - Stellv. Vorsitzender 
 Frank Vierkötter – Stellv. Vorsitzender  
 Alexander Rychter - Bundesgeschäftsführer 
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Nach Angaben des BMU betrug der Anteil erneuerbarer Energien am gesamten Endenergieverbrauch 

für Wärme 2006 5,8% und 2007 6,6%, d.h. er stieg um 0,8%. Bereits 2006 war nach Angaben des 

BMU der Anteil erneuerbarer Energien am gesamten Endenergieverbrauch für Wärme gegenüber 

2005 um 0,6% gestiegen. Wenn sich eine Steigerungsrate von nur +0,6% pro Jahr fortsetzt, wird bis 

2020 der Anteil erneuerbarer Energien am gesamten Endenergieverbrauch für Wärme 14,4% betragen 

und damit – ganz ohne Nutzungszwang – das Ziel des integrierten Energie- und Klimaprogramms 

erfüllt. 

 

Generell müssen der gegenwärtige energetische Sanierungsstand der Gebäude und die vorhandenen 

CO2-Einsparpotenziale realistisch gesehen werden. Der Anteil des Sektors Haushalte und Gewerbe, 

Handel, Dienstleistungen am gesamten deutschen CO2-Ausstoß beträgt rund 20%. Die Emissionen 

können nicht allein von den Wohnungs- und Immobilienunternehmen gesenkt werden, denn ein 

erheblicher Anteil der CO2-Emissionen entfällt auf den Stromverbrauch der Haushalte. Zusätzliche 

Investitionskosten sind nur dann wirtschaftlich, wenn sie sich innerhalb der allgemein üblichen 

Nutzungsdauer refinanzieren. 

 

Die Bundesregierung hat mit der EnEV 2007 und der zum 01.09.2009 novellierten Fassung, welche 

ca. 30 % höhere Anforderungen stellt, Mindestanforderungen an energiesparende Modernisierungen 

im Gebäudebestand festgelegt, die das Erreichen der Ziele des Kyoto-Protokolls sichern sollen. Der 

Erfolg der Festlegungen hängt im Wesentlichen davon ab, ob die notwendigen Maßnahmen 

wirtschaftlich realisiert werden können. Eine Kosten-Nutzenanalyse, welche die praktische 

Umsetzbarkeit der Vorgaben untersucht, hat die Bundesvereinigung Spitzenverbände der 

Immobilienwirtschaft, der auch der BFW angehört, im Juni 2008 vorgelegt.  

 

Die Studie wurde für zwei Gebäudetypen durchgeführt, welche im Bundesgebiet jeweils 

repräsentativ für ca. 2,2 Mio. Wohneinheiten sind: Einfamilienhaus der Baualterklasse 1958-1986 mit 

111 m2 Wohnfläche und Mehrfamilienhaus der gleichen Baualterklasse mit 857 m2 Wohnfläche. Als 

energetische Baumaßnahmen wurden die Dämmung der Außenwände, der Zwischen- und 

Aufsparren, der obersten Geschossdecke sowie der Einbau handelsüblicher Fenster mit 2-Scheiben-

Wärmeschutzverglasung angenommen. Der Austausch der Heizungsanlage inkl. 

Warmwasserspeicher und Schornsteinsanierung war die einzige angenommene anlagentechnische 

Maßnahme. 

 

Im Ergebnis der Studie ist davon auszugehen, dass der Gebäudebestand erhebliches Energieeinspar- 

und -effizienzpotenzial in sich trägt, dessen Aktivierung bedeutende CO2-Einspareffekte, aber auch 

bedeutende CO2-Vermeidungskosten nach sich ziehen.  
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So können durch energetische und anlagentechnische Maßnahmen jährliche CO2 -Einsparungen 

bezogen auf die Wohnfläche von 76 kgCO2/m
2 Wfl. a bei Einfamilienhäusern und von 45 kg CO2/m

2 

Wfl. a bei Mehrfamilienhäusern erreicht werden.  

 

Die CO2-Vermeidungskosten führen bei der  Umsetzung der notwendigen energetischen 

Maßnahmen für vermietete Gebäude allerdings zu sehr differenzierte Ergebnissen von ganz 

unwirtschaftlich bis wirtschaftlich, wobei sich als Grundvoraussetzung für die Wirtschaftlichkeit die 

Durchsetzbarkeit der vollen Mieterhöhung nach dem BGB erwiesen hat. 

 

Haupthemmnis im vermieteten Bestand ist in der Regel fehlender Spielraum zur Mieterhöhung. In 

den ersten Jahren nach Modernisierung ist die notwendige Mieterhöhung größer als die mögliche 

Betriebskosteneinsparung, d.h. für den Mieter erhöht sich die Gesamtbelastung. Bei dem 

untersuchten unsanierten 50-er Jahre Gebäude beträgt 

- die Energiekosteneinsparung 0,80 € pro qm und Monat und 

- die Mieterhöhung durch Modernisierung entsprechend EnEV 2009 ca.1,02 € pro qm und 

Monat. 

 

Bei einer Miete vor Modernisierung von 4,20 € pro qm müsste allein durch energiesparende 

Maßnahmen die Miete um 23% erhöht werden, die anfängliche Mehrbelastung des Mieters betrüge 

0,22 € pro qm und Monat. Im Fall einer Klinkerfassade verteuert sich die Investition, und die 

Mieterhöhung beträgt zusätzliche 0,10 € pro qm und Monat, ohne dass eine zusätzliche 

Energieeinsparung erreicht werden kann. Dazu kommen noch Mieterhöhungen aus weiteren 

notwendigen, aber nicht energiesparenden Modernisierungen, z.B. im Sanitärbereich oder durch 

Balkon- oder Fahrstuhlanbau. 

 

Die Bereitschaft der Mieter, sich an den Investitionskosten zu beteiligen, ist allerdings gering. So sind 

nur 20 % der Mieter bereit, zumindest einen Teil der eingesparten Energiekosten auf die Kaltmiete 

anrechnen zu lassen. 

 

Darüber hinaus macht die Möglichkeit des Mieters, bei Baumaßnahmen die Miete um bis zu 100 % 

kürzen zu können, Sanierung zu einem hohen wirtschaftlichen Risiko. Ferner können Betriebskosten 

nur umgelegt werden, wenn sie explizit vereinbart wurden. Da bei Abschluss von Mietverträgen nicht 

alle technischen Entwicklungen berücksichtigt werden können, sind Betriebskosten z. B. von 

Solaranlagen auf Bestandsmieter nicht umlegbar. 
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Zusätzliche Belastungen ergeben sich aus den gestiegenen Baupreisen (2007 um 7,2%) und den 

erhöhten Zinsen. Der Zinssatz des CO2 Gebäudesanierungsprogrammes der KfW hat sich in den 

letzten sieben Monaten fast verdoppelt – von 1,76% auf 3,39%.    

 

Schließlich trifft die von hohen Fremdfinanzierungsquoten geprägte Immobilienwirtschaft die mit der 

Zinsschranke festgeschriebene Begrenzung der Abzugsfähigkeit des Zinsaufwandes in besonderem 

Maße.  

 

Für den Selbstnutzer ergibt sich über 20 Jahre rein rechnerisch eine Wirtschaftlichkeit der in der Studie 

aufgeführten energiesparenden Maßnahmen. Der Umsetzung der Maßnahme stehen jedoch 

erhebliche Hemmnisse bei deren Finanzierung entgegen. Der Einfamilienhauseigentümer muss 

durchschnittlich über 45 T € Kosten aufbringen, wobei solche Maßnahmen meist mit nicht 

energetischen Maßnahmen verbunden werden, so dass die Investitionskosten weit darüber liegen 

dürften und es somit entscheidend auf die Investitionsfähigkeit und die Kreditwürdigkeit des 

Eigentümers ankommt.  

 

Die annuitätische Belastung für den Eigentümer zur Finanzierung allein des Investitionsanteils, der 

der Energieeinsparung zugerechnet wird (50% der Gesamtkosten) beträgt 1.875 € pro Jahr (Gesamte 

annuitätische Belastung aufgrund der Kreditaufnahme 3.750 € pro Jahr). Die 

Energiekosteneinsparung bei voller Realisierung des Einsparpotenzials beträgt im ersten Jahr 1.765 €. 

Somit verbleibt beim Eigentümer eine zusätzliche jährliche Belastung aus der Maßnahme in Höhe von 

1.985 €. Eine um 20 Prozent geringere Energieeinsparung bedeutet für den Eigentümer im ersten Jahr 

weitere Mehrkosten von 350 €. 

 

Vor dem Hintergrund dieser Erkenntnisse wird eine größere Breite energiesparender 

Modernisierungen nur erreicht, wenn Lösungen gefunden werden, welche 

 

- langfristige Planungs- und Rechtssicherheit schaffen, 

- Eigentümern die Refinanzierung der Investitionen,  

insbesondere durch  

o stetige und langfristige Förderprogramme, 

o alternative Möglichkeiten der steuerlichen Abschreibung, 

o Abbau mietrechtlicher Hemmnisse ermöglichen   

- und Selbstnutzern das Tätigen der hohen Investitionen erleichtern. 
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Eine weitere Erhöhung energetischer Anforderungen oder gar die Auferlegung von Zwängen würde 

hingegen die Investitionen in den Klimaschutz im Gebäudebestand unwirtschaftlich erscheinen lassen 

und diese behindern.  

 

Eine Förderung freiwilliger Maßnahmen ist gerade mit Blick auf die oben dargestellten schon 

erbrachten freiwilligen Leistungen der Immobilienwirtschaft dem gesetzlichen Zwang vorzuziehen.  

 

Im Übrigen wird aufgrund des Fehlens einer entsprechenden Regelung in § 4 Abs. 2 und 3 EnEG 

derzeit keine Möglichkeit für länderspezifische Regelungen bzgl. des baulichen Wärmeschutzes von 

bestehenden Gebäuden gesehen. 

 

Soweit das EEWärmeG des Bundes länderspezifische Regelungen bzgl. der Pflicht zu Nutzung 

Erneuerbarer Energie im Gebäudebestand zulässt, könnte eine solche Regelung in Kombination mit 

den erhöhten Anforderungen der EnEV 2009 zu einem Verstoß gegen das Übermaßverbot führen.  

 

Nach den vorstehenden Ausführungen kann schon bei der Erfüllung der Anforderungen der 

EnEV2009 im Gebäudebestand die Wirtschaftlichkeitsgrenze kaum gehalten werden. Kommt 

nunmehr auch noch die Verpflichtung zur Nutzung Erneuerbarer Energie hinzu, würde die Grenze 

endgültig überschritten werden. Im Ergebnis würde die Absicht der Förderung der Nutzung 

Erneuerbarer Energie jedenfalls zum Selbstzweck verkommen und gerade noch wirtschaftliche 

Maßnahmen zur Reduzierung des Primärenergiebedarfes verhindern, also zu 

Investitionsverweigerung führen.  

 

Die Erfüllung der erhöhten Anforderungen der EnEV 2009 und die gleichzeitige Nutzung 

erneuerbarer Energien im Wärmebereich sind für Eigentümer von Bestandsgebäuden wirtschaftlich 

nicht darstellbar. 

 

Berlin, 18. August 2008 

 

  

 

RA Alexander Rychter, M.A. RA Christian Bruch 

-Bundesgeschäftsführer- -Justitiar- 
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Themenkomplex 1 
 
Der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) hat sich in seinem 
Grundsatzprogramm von 1996 zu einer sozialen und ökologischen 
Reformstrategie bekannt. Wesentliche Ziele dieser 
Nachhaltigkeitsstrategie sind: 
 
- ein qualitativ hochwertiges Wachstum sicher zu stellen, 
- Wohlstand und Ressourcen sozial und gerecht zu verteilen, 
- die gesellschaftliche Infrastruktur sozial gerecht zu finanzieren 
- und den strukturellen Wandel auf mehr qualitativ hochwertige, 

humane und sicherere Arbeitsplätze auszurichten. 
 
Sowohl der globale Frieden als auch der Schutz und die gerechte 
Verteilung der natürlichen Ressourcen der Erde können dauerhaft nur 
auf der Basis nachhaltiger Entwicklung gesichert werden. Der 
Klimaschutz, eine gerechte Wasserversorgung und die Deckung des 
erwarteten Rohstoff- und Energiebedarfs gehören zu den wichtigsten 
und ehrgeizigsten Herausforderungen der Gegenwart. Mit einer 
effizienten globalen Rohstoff- und Energiepolitik können die 
Lebensbedingungen der Menschen verbessert, das Klima geschützt 
und mit innovativen und produktiven Energietechniken zukunftsfähige 
Beschäftigungsfelder geschaffen werden.  
 
Bereits heute verbraucht die Welt alle zwölf Tage eine Milliarde Fass 
Öl. Von den über sechs Milliarden Menschen auf unserem Globus 
verfügen heute etwa eine Milliarde Menschen über einen ähnlichen 
Zugang zur Energie wie wir, zwei Milliarden hingegen über so gut wie 
keinen. Dies stellt global eine der größten sozialen Ungerechtigkeiten 
dar.  
 
Europa steht in Sachen Energiepolitik vor gewaltigen Herausforde-
rungen. Gerade der jüngste Preisanstieg bei Öl und Gas zeigt auf, wie 
stark Europa von Energieimporten abhängig ist. Im Jahre 2003 haben 
die 15 EU-Mitgliedsstaaten 80 % ihres Öl- und 49 % ihres 
Erdgasbedarfs über Importe gedeckt. Die Tendenz ist steigend. Dabei 
gilt: 1 US-$ mehr pro Fass Rohöl verteuert die Öl- und Gasrechnung 
der deutschen Volkswirtschaft um 1 Mrd. EUR. 
 
Die Entkoppelung von Öl- und Gaspreisen ist angesichts veränderter 
Rahmenbedingungen auf den Energiemärkten zu prüfen.  
 
Auch wenn die Ölpreise angesichts der hohen Ölbestände aktuell 
übertrieben hoch erscheinen, ist langfristig mit im Vergleich zu 
früheren Jahren steigenden Ölpreisen zu rechnen. Die Endlichkeit der 
Ressource Öl unterstreicht die Notwendigkeit einer Politik der 
„Energiewende“ und der weiteren Erschließung der Potenziale 
regenerativer Energieträger. 
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Der rasante Ölpreisanstieg ist ein untrügliches Zeichen für die Jagd 
der Nationen nach Energie und Rohstoffen, genauso wie der durch 
den weltweiten Stahlboom ausgelöste Run auf Erz und Kohle. Zur 
weltweiten Stromerzeugung trägt Kohle heute stärker bei als Öl und 
Erdgas zusammen. Vor allem Entwicklungs- und Schwellenländer, 
aber auch rohstoffabhängige Technologie-Regionen wie die USA, 
Europa und Japan setzen auf Kohle, weil sie anders  als Öl und 
Erdgas im Langzeitvergleich preisstabiler ist und aus Regionen 
kommt, die als politisch gefestigter gelten als der Nahe Osten oder 
Afrika. Der weltweit größte Kohleproduzent China wandelt sich vom 
Exporteur zum Netto-Importeur. Trotz des weiteren Ausbaus 
der Förderung wird in China schon vor einer Verknappung gewarnt. 
Gehen die Ausfuhren weiter zurück – wie dies bereits beim Koks der 
Fall ist – wird das nach Einschätzung vieler Experten zu erheblichen 
Preissteigerungen auf dem Weltmarkt führen. 
 
Die globalen Rahmenbedingungen der Rohstoffversorgung haben 
sich in den vergangenen Jahren stark verändert. Eine sichere und 
effiziente, aber auch gerechte Rohstoffversorgung ist 
Grundvoraussetzung für das Funktionieren einer hochtechnologischen 
Industrienation wie Deutschland, die von der Umwandlung von 
Rohstoffen in anspruchsvolle Investitions- und Konsumgüter lebt. 
Neue große Nachfrageländer wie China und Indien dringen auf die 
Rohstoffmärkte; zugleich wird der Kreis der Rohstofflieferanten 
kleiner. Einstige Exporteure wie z. B. Großbritannien werden in den 
nächsten Jahren zu Importeuren bei Öl und Gas. Von existentieller 
Bedeutung für die deutsche Industrie ist auch die Versorgung mit 
Nicht-Eisen-Metallen wie Aluminium (neben Kupfer mengenmäßig am 
bedeutsamsten), Magnesium, Zink und Zinn. Für nicht rostende oder 
Spezialstähle sind Chrom, Molybdän, Vanadium, Nickel, Mangan und 
Wolfram notwendig. 
 
Nachhaltige sozial und ökologisch ausgerichtete Innovationsstrategien 
können zu erheblichen positiven Beschäftigungswirkungen führen. 
Produkte und Verfahren sollen nicht nur schadstoffarm sein, sie 
müssen den Verbrauch an Energie, Rohstoffen und Flächen so 
gering wie möglich halten. Dies ist das Qualitätskriterium für 
Energieeffizienz und Nachhaltigkeit. Es ist zugleich Qualitätskriterium 
für Wettbewerbsfähigkeit moderner Volkswirtschaften. Denn die 
Nachfrage nach energieeffizienten Gütern und Dienstleistungen wird 
in Zukunft steigen. Eine nachhaltige Energiepolitik ist moderne 
Industriepolitik, die Wettbewerbs- und Zukunftsfähigkeit sichert. 
Technologische Einzelinnovationen allein werden dabei nicht 
ausreichen. Die ökonomische und ökologische Entwicklung der 
Rohstoff- und Energiewirtschaft hängt nicht nur von der Innovation der 
Techniken und Produkte, sondern auch von der Innovation der 
Prozesse und Strukturen ab. Gerade im Klimaschutz bestehen 
enorme Innovationspotentiale für eine nachhaltige Entwicklung, 
insbesondere in den Bedarfsbereichen Infrastruktur, Energie, Mobilität 
sowie Wohnen und Konsum. Wesentlich sind Innovationen für die 
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Energieeinsparung, zur effizienteren Nutzung von Primärenergien 
sowie zum Ausbau regenerativer Energieträger. Notwendig hierfür ist 
eine Einbeziehung von Verbraucherinnen und Verbrauchern durch 
Anreize für einen nachhaltigen Konsum. 
 
Die neue Bundesregierung setzt in ihrem Koalitionsvertrag auf 
Klimaschutz und Energiemix. Sie benennt prinzipiell die richtigen 
Instrumente, mit denen sie ihre Ziele erreichen will. Der DGB Hessen 
unterstützt diese Politik und fordert im Einzelnen von Politik und 
Wirtschaft ein Energie- und rohstoffpolitisches Gesamtkonzept: 
 
- Im Hinblick auf die enormen Klimaschutzanforderungen und die 

weltweit knapper werdenden Ressourcen an Rohstoffen und 
fossilen Energieträgern fordert der DGB Hessen die 
Landesregierung auf, ein rohstoff- und energiepolitisches 
Gesamtkonzept vorzulegen, das sich an den Prinzipien der 
Nachhaltigkeit - Umweltschutz, Wirtschaftlichkeit, 
Versorgungssicherheit und Beschäftigungssicherung - orientiert. 

- Heimische Energieträger - wie Kohle und erneuerbare Energien - 
müssen zur Stärkung der Versorgungssicherheit und zur 
Sicherung von Arbeitsplätzen einen höheren Stellenwert 
bekommen. Technologischer Wandel und Innovationen im 
Energiesektor sind aus Sicht des DGB Hessen Voraussetzungen 
für zukunftsfähige Beschäftigung. Innovative ressourcen- und 
klimaschonende Fertigungstechniken bilden die Grundlage für 
wettbewerbsfähigen Technologie- und Wissensexport. 

- Der DGB Hessen fordert verstärkte Aktivitäten von 
Bundesregierung und Wirtschaft, mit friedlichen Mitteln eine 
nachhaltige Energie- und Rohstoffversorgung zu fairen Preisen zu 
gewährleisten. Für eine verlässliche Energie- und 
Rohstoffversorgung braucht unsere Industriegesellschaft sichere 
und politisch stabile Lieferländer. Der Rohstoffreichtum dieser 
Länder muss auf Dauer auch den Rohstoffländern selbst zu Gute 
kommen. Nur so lässt sich eine weltweite friedensstiftende 
Entwicklung gewährleisten. Dabei geht es vor allem um Regionen 
des Nahen und Mittleren Ostens, aber auch Afrika, das neben 
anderen Bodenschätzen über  beträchtliche Reserven an 
leichtem, schwefelarmen Erdöl verfügt. Die Landesregierung ist 
gefordert, sich für dieses Ziel auf Ebene der Bundespolitik 
einzusetzen. 

- Der DGB Hessen fordert die Bundesregierung dazu auf, die 
Rahmenbedingungen zu verbessern, um die Stabilität und 
Funktionsfähigkeit von Märkten für die lebensnotwendige 
Rohstoffversorgung der deutschen Wirtschaft mit friedlichen 
Mitteln zu sichern und auszubauen. Der Landesregierung kommt 
die Aufgabe zu, dieses Ziel im Bund zu unterstützen.  

- Der DGB Hessen fordert ein Konzept für eine langfristige 
Rohstoffsicherung, so dass Rohstoffabbau, Naturschutz und 
soziale Entwicklung keine Gegensätze mehr sind. Neue 
Verbrauchernationen haben ebenso wie nachfolgende 
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Generationen ein Recht auf ihren Anteil an den Rohstoffvorräten 
der Welt.  

- Angesichts der Tatsache, dass hinter den hohen Öl- und 
Strompreisen im beträchtlichen Umfang auch spekulative 
Elemente stehen, fordert der DGB Hessen mehr 
Markttransparenz, um mit präziseren Informationen über 
tatsächliches Angebot, Nachfrage und Preisgestaltung 
spekulativen Elementen den Boden zu entziehen. 

 
Der DGB Hessen fordert die Bundesregierung auf, die Abhängigkeit 
Deutschlands von Rohstoffimporten zu minimieren. Deutschland 
verfügt im wesentlichen nur über Kohle, Kali und Salz und ist bei 
bestimmten Rohstoffen wie Öl, Gas und Metallen dauerhaft von 
Einfuhren abhängig. Der DGB Hessen fordert die Bundesregierung 
auf, in Zusammenarbeit mit der Industrie Alternativen zu 
Rohstoffimporten zu entwickeln. Die Landesregierung ist gefordert, 
diese Ziele auf Ebene der Bundespolitik zu unterstützen und auf der 
Landesebene dieses Ziel voranzutreiben. 
 
Im Energiebereich kann diese Abhängigkeit durch den weiteren 
Ausbau regenerativer Energieträger langfristig verringert werden, 
ebenso wie durch die  effiziente und umweltgerechte Nutzung der 
umfangreichen Vorräte an Stein- und Braunkohle. Neue 
Kohlekraftwerke werden im Zuge des Reinvestitionszyklus mit dem 
jeweils höchsten technisch erreichbaren Wirkungsgrad realisiert, bei 
ökonomisch vertretbaren Kosten. Der Ersatz alter durch neue 
Kraftwerke mit deutlich höherem Wirkungsgrad spart Kohlendioxid 
und ist mithin ein Beitrag zum Klimaschutz. Dies gilt insbesondere 
dann, wenn Potenziale der Kraft-Wärme/Kälte-Kopplung (KWK) 
vollständig genutzt werden. Durch ein konsequentes clean-coal-
Konzept muss die Nutzung der Kohle weiter optimiert werden. 
 
Auch wenn realistisch betrachtet Öl auf absehbare Zeit der wichtigste 
Rohstoff für die chemische Industrie bleiben wird, haben 
nachwachsende Rohstoffe ein großes Potenzial als Grundstoff in der 
Chemieindustrie und können rohölbasierte Produktionen ersetzen. 
Nachwachsende Rohstoffe decken bereits heute rund 10 % des 
Bedarfs, etwa für Schmier-, Kunst- oder Dämmstoffe. 
Bundesregierung und Wirtschaft müssen ihre Forschungs- 
und Entwicklungsaktivitäten in diesem Bereich spürbar verstärken. 
 
Der Anteil von Biokraftstoffen am gesamten Kraftstoffverbrauch muss 
erheblich erhöht und die Entwicklung innovativer Antriebstechnologien 
konsequent weiter ausgebaut werden. Der DGB Hessen fordert von 
der Bundesregierung eine gesetzliche Flankierung, beispielsweise 
durch eine angemessene steuerliche Förderung von Biokraftstoffen 
und durch eine Beimischungspflicht. 
 
Zentrales Instrument für die Weiterentwicklung einer Energiestrategie 
ist ein langfristiger, nachhaltiger Energiemix. Der DGB Hessen fordert 
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die Landesregierung auf, mit ambitionierten Zielen und 
Fördermaßnahmen den Energiemix auf die Gleichwertigkeit der Ziele 
Versorgungssicherheit, Preiswürdigkeit und Umweltschutz, 
insbesondere CO2-Reduzierung, auszurichten. 
 
Alle Energieträger müssen so effizient wie möglich eingesetzt werden, 
um Kosten zu reduzieren und Umwelt und Klima zu schonen. Jede 
Maßnahme zur effizienteren Energienutzung in Deutschland ist ein 
Beitrag zur nachhaltigen Energieversorgung, auch weil dadurch 
Brennstoffimporte nicht weiter ansteigen.  
 
Die Bundesregierung muss der Energiewirtschaft verlässliche und 
eindeutige Rahmenbedingungen über den künftigen Energiekurs an 
die Hand geben, damit notwendige Investitionen abfließen können. 
 
Beschäftigungsprobleme, die mit dem strukturellen Wandel der 
Energie- und Bergbauwirtschaft entstehen können, müssen 
sozialverträglich gelöst werden. 
 
Der DGB Hessen trägt die bisherigen Beschlüsse des 
Energiekonsenses zum langfristigen Ausstieg aus der Kernenergie 
mit. 
 
Die Endlagerung der radioaktiven Abfälle ist in nationaler   
Verantwortung von der Bundesregierung zusammen mit der 
Atomwirtschaft in dieser Legislaturperiode einer Lösung zuzuführen. 
 
 
 
Themenkomplex 2 
 
Ein Nachlassen im Klimaschutz würde im offensichtlichen 
Widerspruch zu neuen Erkenntnissen der Klimaforschung stehen. 
Deutschland muss weiter große Anstrengungen für die Erreichung der 
Klimaschutzziele unternehmen. Nach Ansicht des DGB Hessen 
gehören Energieeffizienz und klimaschonende Maßnahmen 
zusammen. Wir müssen den Klimawandel bremsen und in einer 
globalisierten Ökonomie mit einer wachsenden Nachfrage nach sehr 
begrenzten Rohstoffen wettbewerbsfähig bleiben. Ein messbarer 
Erfolg der internationalen Klimaschutzpolitik steht nach wie vor aus; 
deshalb muss der politische Prozess intensiviert werden, damit 
weitere Länder in die Weiterentwicklung der Kyoto-Ziele einbezogen 
werden können. 
 
Deutschland hat vorgeschlagen, dass sich die EU im Rahmen der 
internationalen Klimaschutzverhandlungen zur Reduzierung ihrer 
Treibhausgase bis 2020 um 30 % gegenüber 1990 verpflichtet. Der 
DGB Hessen fordert, dass sich Deutschland unter dieser 
Voraussetzung zu einer Reduktion um 40 % verpflichtet. 
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Ein wichtiger Beitrag zu einer sicheren Rohstoffversorgung ist der 
sparsame Umgang mit den Ressourcen. Der DGB Hessen fordert die 
Landes- und die Bundesregierung auf, über Rahmenbedingungen 
eine Verdopplung der Energie- und Rohstoffproduktivität in 
Deutschland bis zum Jahr 2020 sicher zu stellen. 
 
Die energetische Sanierung von Gebäuden ist ein zentraler Hebel, die 
Energieeffizienz kräftig zu steigern. Da jährlich im Schnitt nur 0,5 % 
aller Altbauten energetisch modernisiert werden, bräuchte man hierfür 
200 Jahre. Viele der Sanierungsmaßnahmen werden vom lokalen 
Handwerk durchgeführt, sind also beschäftigungsintensiv. Von daher 
ist vor allem die örtliche und regionale Verbreitung energieeffizienter 
Sanierungsmaßnahmen von großer beschäftigungspolitischer 
Bedeutung. Je bekannter die Technologien und je einfacher die 
Anwendung der einzelnen Komponenten beim Verbraucher, umso 
schneller kann der Energieverbrauch in großem Maßstab gesenkt 
werden. Gleiches gilt für dezentrale Energieerzeugungsanlagen als 
auch für Einbau, Wartung und Reparatur regenerativer 
Energiesysteme. Der DGB Hessen unterstützt Förderprogramme der 
Bundesregierung zur energetischen Gebäudesanierung und fordert, 
dieses weiter auszubauen. 
 
 
Themenkomplex 3 
 
Der Anteil der erneuerbaren Energien an der Stromerzeugung soll bis 
2020 auf mindestens 20 Prozent und auf mindestens 10 Prozent am 
Gesamtenergieverbrauch steigen. Bis zum Jahr 2050 sollte der Anteil 
der erneuerbaren Energien an der Stromerzeugung bei 50 Prozent 
liegen. 
 
Der DGB Hessen fordert die Landes- und Bundesregierung auf, die 
ambitionierten Ziele für einen nachhaltigen Ausbau der erneuerbaren 
Energien weiter zu verfolgen. Erneuerbare Energien sind heimische 
Energieträger zur Strom- und Wärmeerzeugung. Das Erneuerbare-
Energien-Gesetz (EEG) hat sich bei der Förderung der erneuerbaren 
Energien bewährt und ist als Förderinstrument fortzuführen. Es ist bis 
2007 hinsichtlich ökologischer und ökonomischer Wirksamkeit zu 
überprüfen. Dabei müssen insbesondere Degression und 
Anlagenförderdauer der tatsächlichen Entwicklung der 
Erzeugungskosten angepasst werden, um die Markteinführung der 
erneuerbaren Energien zu beschleunigen.  
 
Grundlastfähige erneuerbare Energien in der Stromerzeugung - wie 
Geothermie oder Biomassenutzung - sind stärker zu fördern. 
 
Der DGB Hessen fordert, die Marktpotenziale der erneuerbaren 
Energien im Wärmebereich durch die Fortschreibung des 
Marktanreizprogramms und durch die Entwicklung eines Gesetzes zur 
regenerativen Wärmenutzung besser zu erschließen. Anlagen 
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regenerativer Energien in effizienter Kraft-Wärme-Kopplung sind 
besonders zu fördern. 
 
 
Themenkomplex 4 
 
Die Liberalisierung des europäischen Energie-Binnenmarktes hat die 
Senkung der Energiepreise durch stärkeren Wettbewerb und Handel 
im Blick. Dabei darf jedoch die Versorgungssicherheit mit Energie 
nicht gefährdet werden, denn ihr kommt sowohl Wirtschaftliche als 
auch strategische Bedeutung zu. Die Anwendung des Kartell- und 
Energiewirtschaftsrechtes muss in gleichem Maße den Zielen 
Preiswürdigkeit, Versorgungssicherheit, Umwelt- und Klimaschutz und 
Beschäftigungssicherung verpflichtet werden. Eine Erhöhung der 
Gesamtfaktorproduktivität auf gesamtwirtschaftlicher Ebene muss 
dem Erfordernis der Verteilungsgerechtigkeit genügen. Die deutsche 
Energie- und Rohstoffwirtschaft müssen ihren Beitrag zur 
Preisstabilität leisten.  
 
Das im Jahr 2005 neu geregelte Energiewirtschaftsrecht sieht die 
rechtliche Entflechtung integrierter Unternehmen und die Regulierung 
der Netzentgelte durch eine Bundesnetzagentur vor. Die zukünftig 
vorgesehene Methode der Anreizregulierung der Netzentgelte ist so 
auszugestalten, dass neben den Vorgaben zu Effizienzsteigerung 
auch geeignetere Anreize dafür geschaffen werden, ausreichende 
Investitionen in den Erhalt und den Ausbau der Netze zu tätigen, 
Umwelt- und Klimaschutz zu optimieren, Beschäftigung zu generieren, 
Tarifvereinbarungen, betriebliche Standards und Arbeitsbedingungen 
zu erhalten. Der DGB Hessen fordert, dass die Effizienzgewinne nicht 
alleine von der deutschen Wirtschaft vereinnahmt werden, sondern 
über Preissenkungen an die Verbraucher weitergereicht werden. 
 
Traditionelle Energieträger wie Kohle, Erdöl und Erdgas müssen 
effizient und umweltgerecht in Strom umgewandelt werden. Der DGB 
Hessen fordert die Energiewirtschaft auf, den Kraftwerkspark zu 
modernisieren und zu erneuern sowie auf Effizienz der 
Energieausbeute auszurichten. 
 
 
Themenkomplex 6 
 
Programme der EVU zur Effizienzsteigerung und Energieeinsparung 
für die kleine und mittlere Industrie und Gewerbe und für Haushalte 
sind im Zuge der Liberalisierung vielfach wegen fehlender 
Wirtschaftlichkeit eingestellt worden. Sie müssen wieder möglich 
werden. Für geeignet hält der DGB Hessen die Einrichtung eines 
nationalen Energiesparfonds in ausreichender Höhe. Aus dem Fonds 
erhalten Energiedienstleister (EVU, Energieagenturen, private 
Anbieter) finanzielle Unterstützung, wenn sie Energiesparberatung 
und Energiespardienste durchführen. 
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Ihre Nachricht vom 1. Juli 2008 

Herrn 
Heinrich Heidel, MdL 
   über Herrn K-H Thaumüller 
 
per e-mail: 
K.Thaumueller@ltg.hessen.de 

Datum 18.08.2008 

 
 

Öffentliche Anhörung zur zukünftigen Energie- und Klimaschutzpolitik in Hessen;  
Bitte des Vorsitzenden des Umweltausschusses vom 1. Juli 2008 um Stellungnahme, 
Aktenzeichen:  I A 2.3 
 
Schriftliche Stellungnahme aus Sicht des Landesbetriebs HESSEN-FORST 
 
Gliederung: 
1. Grundsätzliche Bedeutung des Waldes für das Klima  
2. Themenkomplex 3 (Erneuerbare Energien) 
3. Themenkomplex 4 (Vor- und Nachteile zentraler und dezentraler  

Energiebereitstellung, Ausbau der Versorgungsnetze) 
4. Themenkomplex 7 (Forschung im Bereich Energie und Klimaschutz) 
5. Schlussbemerkung / Zusammenfassung 
 

Sehr geehrte Damen, sehr geehrte Herren, 

sehr geehrter Herr Vorsitzender Heidel, 

 

Als Kernfragen wurden im Schreiben vom 01.07.2008 formuliert: 

• „Wie kann der Anteil erneuerbarer Energien am Endenergieverbrauch deutlich gesteigert 
werden?  

• Wie ist ein Wechsel zu emissions- und rückstandsfreien erneuerbaren Energien zu 
beschleunigen?  

• Wie kann die Landespolitik diesen Prozess beschleunigen/unterstützen? 
 

Hierzu nehme ich wie folgt Stellung: 
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1. Grundsätzliche Bedeutung des Waldes für das Klima 
 

Da in der Überschrift von Energie- und Klimaschutzpolitik die Rede ist, in den einzelnen 
Themenkomplexen der Wald und seine Produkte jedoch lediglich hinsichtlich der 
Ausbaupotenziale von Biomasse und als Standort für Windenergieanlagen angesprochen ist, 
entsteht der Eindruck, dass die Klimarelevanz des Waldes und seiner Produkte nicht in vollem 
Umfang berücksichtigt wird. 

 

Grundsätzlich ist festzuhalten, dass die Leistungen der Forstwirtschaft für den Klimaschutz 
erheblich sind. Ein Kubikmeter Holz hat der Atmosphäre ca. 915 Kilogramm CO2 entzogen. Die 
Gesamtspeicherung des Ökosystems Wald in Deutschland (Baummasse, Mineralboden, 
organische Auflage, Bodenvegetation und Totholz) wird auf über 2 Mrd. Tonnen Kohlenstoff 
geschätzt. Welch bedeutende Rolle der Wald im Kohlenstoffhaushalt spielt, zeigt eine Betrachtung 
der globalen C-Flüsse: Für den Zeitraum 1990 -1999 wird angenommen, dass jährlich 2,3 
Gigatonnen Kohlenstoff von terrestrischen Ökosystemen (hauptsächlich Wäldern) aufgenommen 
wurden, also mehr als ein Drittel der weltweiten, jährlichen Emissionen von 6,3 Gigatonnen.  

 

Die aktuell im Gebrauch befindlichen Holzprodukte in Deutschland speichern darüber hinaus 
mindestens 340 Mio. t Kohlenstoff. Diese Menge erhöht sich jährlich um 4-5 Mio. Tonnen. 
Klimarelevant ist Holz also nicht nur als Brennstoff bzw. Primärenergielieferant.  Entscheidend für 
die Senkenleistung des Waldes und seiner Produkte  ist schließlich der Substitutionseffekt: Bei der 
Holzverbrennung wird nur 1/15 des Kohlendioxides gegenüber der Verbrennung fossiler 
Brennstoffe freigesetzt (Energiesubstitution) und Holzprodukte ersetzen Stoffe, bei deren 
Herstellung deutlich höhere Kohlendioxidmengen freigesetzt werden (Materialsubstitution). 

 

Es wird daher im Interesse des Landes vorgeschlagen, die  Klimarelevanz des Gesamtsystems 
>Wald – Forstwirtschaft – Holzmarkt<  als eigenständigen Themenkomplex  in  die  Aktivitäten des 
Umweltausschusses zu integrieren. 

 

 
 

2. Themenkomplex 3, Erneuerbare Energien 
(wird aufgerufen am 3. September gegen 12 Uhr):  

 
hier: Biomasse / Holz 

 

 
IST-Situation 
 

Bedeutung des Energierohstoffs Holz unter den Erneuerbaren Energien 

 

Biomasse ist derzeit der mit Abstand wichtigste erneuerbare Energieträger: 

Im Wärmesektor werden in Hessen 94% der erneuerbaren Energie aus Biomasse erzeugt. Holz 
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alleine hat im Wärmesektor unter den erneuerbaren Energien einen Anteil von 83%. 

Im Stromsektor werden in Hessen 27% der erneuerbaren Energie aus Biomasse (Holz 13%, org. 
Abfallanteil 11%, Biogas 3%) erzeugt. Klärgas und Deponiegas (zusammen 6%) nicht 
einberechnet. 

Insgesamt (ohne Verkehr) werden, wegen der überragenden Bedeutung des Wärmesektors, in 
Hessen 77% der Erneuerbaren Energie aus Biomasse erzeugt, 65% aus Holz und 12 % aus 
sonstiger Biomasse. 

 

Holz ist somit mit Abstand der wichtigste erneuerbare Energierohstoff. Politische Maßnahmen sind 
dann am effektivsten, wenn sie beim wichtigsten Energieträger ansetzen. 

 
Gleichzeitig ist Holz der mit der besten Ökobilanz herzustellende und mit den besten 
Auswirkungen für den Naturschutz und für das Trinkwasser versehene Energierohstoff. Holz steht 
nicht mit Nahrungsmitteln in Konkurrenz und ist eine der wirtschaftlichsten erneuerbaren 
Energiequellen. 

 
 
Holz als CO2-Senke 
 
Ein Kubikmeter Holz entzieht der Atmosphäre durch Photosynthese ca. 915 kg CO2. Diese C-
Speicherung setzt sich in den Holzprodukten –bis zu deren Zersetzung/Verbrennung fort. Damit 
leisten alle Maßnahmen zur Erhöhung des Holzvorrates, die zu keiner Reduktion der Nutzung 
führen oder diese erhöhen, einen Beitrag zum Klimaschutz.  

 

Vor allem sind zu nennen: 

1. Hochwaldaufforstungen 
Eine hessische Untersuchung zum Flächenpotenzial liegt nicht vor. (Hinweis zur 
Größenordnung: Das Aufforstungspotenzial für Bayern wird auf 7,4 % der 
landwirtschaftlichen Fläche geschätzt). Der C-Speicher baut sich hier langsamer auf als bei 
Kurzumtriebsplantagen, erreicht in den ersten 50 Jahren dennoch ebenfalls eine 
Größenordnung von durchschnittlich 3 Tonnen C/Jahr und ha. Die regionalen 
Raumordnungspläne weisen potenzielle Waldzuwachsflächen aus. Regionen wie der 
Vogelsberg böten sich in besonderer Weise für Erstaufforstungen an. 

2. Unterbau 
Insbesondere durch Unterbau von Kiefernbeständen mit Laubholz (Buche) lässt sich der 
Holzvorrat und damit die Kohlenstoffspeicherung deutlich erhöhen. 

3. Baumartenwechsel 
Vor allem die Umwandlung von Kiefern- in Douglasienbestände erhöht die C-Speicherung 
des Waldes. Auch der Wechsel von Fichte zu Douglasie erhöht die Klimaschutzwirkung. 

4. Umtriebszeitverlängerung   
Diese kann für einen begrenzten Zeitraum zu einer Vorratserhöhung führen; der C-
Speicher Holzprodukte/Energieholz und deren Substitutionsleistung werden jedoch 
verringert, so dass diese Option nur sehr bedingt sinnvoll ist. 

5. Schaffung stabiler Bestände mit einem hohen Anteil an Sortimenten zur Schaffung 
langfristig Kohlenstoff bindender Holzprodukte  
Dieser qualitative Ansatz des Waldbaus wird durch eine multifunktionale, naturnahe 
Forstwirtschaft ideal gewährleistet. 
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6. Erhöhung der Entnahme von Energieholz und sonstigen Holzprodukten      
Konsequente Pflege der Waldbestände im Rahmen der Zuwachsamplitude, 
Sortenoptimierung durch verwendungsbezogene Ausformung des Rohholzes bei  
marktgerechten Aufarbeitungsgrenzen unter weitgehender Vermeidung von Restholz 
bieten Ansatzpunkte, solange Bodenfruchtbarkeit und Biodiversität aufrecht erhalten 
bleiben. 

 
7. Anbau von Kurzumtriebsplantagen 

Mit Ihnen lässt sich sehr schnell Kohlenstoff speichern. Geeignet sind grundsätzlich Acker- 
und Grünlandflächen, Schneisen und sonstige Freiflächen im Wald. Besonders 
Treibhausgas reduzierend wirken sich die Energiesubstitution der daraus entstehenden 
Produkte Hackschnitzel (3-5-jähriges Ernteintervall) bzw. die Materialsubstitution bei der 
Nutzung als Industrieholz (20-jährige Nutzungsintervalle) aus.  Die CO2-Minderungsleistung 
von Kurzumtriebsplantagen liegt in einer Größenordnung von jährlich 3 t Kohlenstoff je 
Hektar. Der Energieinput ist jedoch wesentlich höher als bei Wald. 

8. Flurholzanbau 
Hierdurch kann nicht nur der Wind- und Wassererosion auf landwirtschaftlichen Flächen 
entgegengewirkt werden, sondern auch zusätzliche Biomasse erzeugt und somit 
zusätzlicher Kohlenstoff gespeichert werden. Flurgehölze können als Hackschnitzel der 
Wärmeerzeugung dienen oder zur Zellstoffgewinnung genutzt werden. 

→ Mögliche politische Maßnahmen 

- Förderung der CO2-Senken-Funktion des Waldes durch gezielte finanzielle Anreize für alle 
Waldbesitzer zur Holzmobilisierung im Rahmen der forstlichen Förderung (z.B. GAK); 

- Einbeziehung des Waldes in die Anrechnung von CO2-Senkenleistungen nach dem Kyoto-
Protokoll mit einer echten Anreizleistung für die Schaffung von CO2-Senken; 

- Unterstützung von Aufforstungs- und Wiederaufforstungsprogrammen als CO2-Senken, 
z.B. durch vereinfachte Genehmigungsverfahren;  

- Gezielte Förderung von Baumarten mit einer hohen Massenleistung; 
- Förderung des Holzabsatzes zur langfristigen stofflichen Speicherung als CO2-Senke. 

 

 
 
Genutzte und noch erschließbare Potenziale im hess. Wald 
 

Im von HESSEN-FORST  betreuten Wald (≈ ca. 83 % der Gesamtwaldfläche Hessens) beträgt 
der Ausgeglichene Hiebssatz für 2008 etwas über 3 Mio. m3/Jahr. Dieser teilt sich wie folgt auf die 
Waldbesitzarten auf: 

Privatwald     225.836 m3/Jahr 

Kommunalwald 1.260.465 m3/Jahr 

Staatswald  1.249.118 m3/Jahr 

Betreuter Wald 3.035.419 m3/Jahr 

Im Durchschnitt der letzten 3 Jahre wurden im betreuten Wald 560.000 m3/Jahr zur energetischen 
Nutzung vermarktet. 

Dem steht nach den Berechnungen des Landesbetriebes HESSEN-FORST  folgender jährlicher 
Holzbrennstoffverbrauch in Hessen gegenüber: 

 

Energieholzprodukt m3/Jahr GWh/Jahr
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Stückholz 900.000 2.160 

Holzhackschnitzel 80.000 192 

 

Dieser Mehrverbrauch gegenüber dem Energieholzverkauf aus dem Wald lässt sich mit einer 
Studie über den Brennholzbezug von Prof. Dr. Mantau und Dr. Sörgel (2006; UNI Hamburg) 
erklären. Danach kommt nur ein Anteil von 68,7 % aus Waldholz. Der Rest verteilt sich u.a. auf 
Gartenholz, Landschaftspflegeholz und Schnittholzreste. Darüber hinaus wird Brennholz auch aus 
benachbarten Bundesländern und Ländern „importiert“.  

In der wissenschaftlichen Diskussion geht man von einem technischen Energieholzpotenzial von 
max. 2,5 m3/ha/Jahr bzw. theoretischen Potenzial von 3,2 m3/ha/Jahr aus. Bei eigenen 
Untersuchungen wurde ein realisierbares Energieholzpotenzial zwischen 1,2 und 1,5 m3/ha/Jahr 
ermittelt. Bei der hessischen Waldfläche von 895.000 ha entspricht dies einem realisierbaren 
Energieholzpotenzial von 1,0 – 1,3 Mio. m3/Jahr. 
 

Das theoretische Energieholzpotenzial aus dem von HESSEN-FORST  betreuten Wald, welches 
nicht technisch oder ökonomisch vollständig realisierbar ist, setzt sich wie folgt zusammen: 

- derzeit nicht genutzte oberirdische Derbholzanteile (Holz mit Ø > 7 cm)  
- Reisigmaterial 
- bislang der stofflichen Verwertung zugeführtes Holz. 
 
Nach internen Einschätzungen bewegt sich dieser theoretisch Anteil bei derzeit nicht genutztem 
Derbholz und Reisig jeweils um ca. 800.000 m3/Jahr. Bei verstärkter energetischer Nutzung von 
Industrieholz geht dieses der stofflichen Nutzung verloren. 

Zur Erhaltung der Nährstoffnachhaltigkeit forstlicher Standorte kann nicht davon ausgegangen 
werden, dass die eingeschätzten Reisiganteile im kompletten Umfang genutzt werden können. 

 

Somit ergibt sich folgende vorsichtige Einschätzung für rd. 83 % der hessischen Waldfläche: 

 m3/Jahr 

Energetische Verwertung des nach stofflicher Nutzung verbleibenden 
Derbholzes 

800.000 

Nutzbares Nichtderbholz (etwa 30 % des Reisiganteils) 240.000 

Zwischensumme Energieholz (betreuter Wald) 1.040.000 

Abzüglich Energieholznutzung aus Waldholz 560.000 

Theoretisches noch zu mobilisierendes Potenzial 480.000 

 

Dies entspricht einem noch mobilisierbaren Heizwert von 1.152 GWh/Jahr. Bei einem 
angenommen Wärmebedarf für ein durchschnittliches Einfamilienhaus von 15 MWh/Jahr könnte 
damit der Bedarf von weiteren knapp 80.000 Haushalten abgedeckt werden. 

Weitere Energieholzpotenziale außerhalb des Waldes lassen sich aus der Landschaftspflege, 
Verkehrssicherungsmaßnahmen (Verkehrswege) und ggf. neu anzulegenden 
Kurzumtriebsplantagen erwarten. Zu berücksichtigen sind ferner Sägenebenprodukte (Schwarten, 
Spreißel, Sägemehl) des Einschnitts der heimischen Werke, die einer energetischen Nutzung als 
Pellets oder Hackschnitzel zugeführt werden können, sowie Gebrauchtholz. 

→ Mögliche politische Maßnahmen 

- Steigerung der Nachfrage nach stofflich genutztem Holz, um die verfügbaren Potenziale im 
Land nutzen zu können, 
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- Steigerung der Nachfrage nach Energieholz – nicht nur nach Hartlaubholz - um bei steigenden 
Preisen zur verstärkten Mobilisierung von Holz beizutragen,  

- Stabilisierung der Diskussion um Feinstäube aus Holz und Aufklärung über die 
unterschiedliche Gesundheitsgefährdung von Feinstäuben aus Holz und anderen Materialien, 

- Aufhebung behindernder kommunaler Bebauungssatzungen, 
- Vorbildfunktion der öffentlichen Liegenschaften. 
 

 

Energieeffizienz 
 

Die Effizienz der Biomassenutzung wird bei steigenden Preisen darüber entscheiden, welche 
Energieträger und Nutzungsarten wirtschaftlich überlebensfähig sind. Entscheidend sind dabei die 
Möglichkeiten, die gesamte erzeugte Energie nutzen zu können (nicht selten ist die Nutzung der 
Wärmeenergie unvollständig – „Abwärmeproblematik“) und die Wirkungsgrade der 
unterschiedlichen Energienutzungsformen. 

 

Energieträger Nutzung Wirkungsgrad 
elektrisch 

Wirkungsgrad 
thermisch 

Wirkungsgrad 
gesamt 

Holz  Wärme 
Kleinstfeuerstätt
e 

 ≤ 40 % ~ 40 % 

Holz  Wärme zentral  ≥ 89 % ~ 89 % 

Holz Strom ≤ 36 %  ~ 36 % 

Holz KWK ~ 27 % ~ 58 % ~ 75 % 

Biogas KWK ~ 38 % ~ 43 % ~ 81 % 

Biodiesel Kraftstoff   ~ 60 % 

Bioethanol Kraftstoff   ~ 45 % 

BtL Kraftstoff   ~ 40 % 

 

Für eine effiziente energetische Nutzung fester Biomasse ist das Vorhandensein von 
Wärmesenken, d.h. die sinnvolle Nutzung der (Ab-) Wärme, erforderlich; dies wurde auch 
nochmals in der Clusterstudie Bioenergie Hessen 2008 festgestellt. 

 

Verglichen mit herkömmlichen zentralen Großkraftwerken ist der Gesamtwirkungsgrad dezentraler 
Heizkraftwerke durch einen höheren Nutzungsgrad der Wärme größer. Da Erneuerbare 
Energieträger i.d.R. in überschaubaren Größen errichtet werden, gilt im Durchschnitt für sie ein 
besserer Gesamtwirkungsgrad als bei fossilen Energieträgern. 

→ Mögliche politische Maßnahmen 

- Verbesserung der Information über Wärmesenken für Holzenergie, 
- Verbesserung des Wärmetransports durch Ausbau von Wärmenetzen, 
- Förderung wärmegeführter Blockheizkraftwerke (BHKW), 
- Förderung der dezentralen Energieerzeugung. 
 

 

Mögliche Konflikte 
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1. Konkurrierende Nutzungsansprüche um den Rohstoff Holz könnten zu Konflikten führen 
(stoffliche ⇔ energetische Nutzung). Bei überregionaler Betrachtungsweise regeln sich Angebot 
und Nachfrage über die bekannten Regeln der Preisbildung.  
Politische Maßnahmen sind hier nicht notwendig. 

 

2.  Der volkswirtschaftliche Aspekt der Nutzungsalternative stoffliche versus energetische 
Nutzung ist unter politischen Steuerungsaspekten zu betrachten. Die volkswirtschaftliche 
Bedeutung einer stofflichen Holzverwendung mit Fokussierung auf Arbeitsplätze und 
Wertschöpfung ist derzeit eindeutig höher einzustufen als die einer ausschließlich energetischen 
Holzverwendung. Im Rahmen von Kaskadennutzung kann grundsätzlich auch stofflich 
eingesetztes Holz anschließend thermisch genutzt werden.  
Umgekehrt ist volkswirtschaftlich zu berücksichtigen, dass im Rahmen der Rohstoffversorgung mit 
fossilen Energieträgern derzeit ein bedeutender Kaufkraftabfluss erfolgt. Diese Kaufkraft 
zunehmend vor Ort zu halten wäre volkswirtschaftlich von Vorteil.  

Politische Maßnahmen sind aus volkswirtschaftlicher Sicht allerdings grundsätzlich nicht 
notwendig, da Verwertungslinien mit einer höheren ökonomischen Bedeutung sich in der Regel 
auf dem Markt preislich durchsetzen, zumindest bis zur Sättigungsgrenze. 

 

3. Der Energieträger Holz wird teilweise nicht optimal genutzt (Konflikt geringerer – höherer 
Wirkungsgrad). Effizienzsteigerungen sind möglich. Dieser Zustand liegt einerseits darin 
begründet, dass der Energierohstoff Holz im Vergleich zu anderen Energieträgern preiswerter 
gehandelt wird - teilweise werden lediglich die reinen Bereitstellungskosten angesetzt – und 
andererseits darin, dass das EEG bei derzeitigen Holzpreisen bereits eine reine Stromerzeugung 
ohne Wärmenutzung rentabel macht.  
Politische Maßnahmen sind hier nicht zwingend, da mit steigender Nachfrage nach dem derzeit 
unterbewerteten Energierohstoff Holz auch dessen Preis steigen wird und damit auch die 
Notwendigkeit der Effizienzsteigerung. 

 

4. Bei der Bereitstellung von Energieholz sind Belange wie Standort, Waldbau, Technik, 
Kosten und Naturschutzaspekte zu berücksichtigen (Konflikt Nutzung – Ökologie). Insbesondere 
für die Nährstoffnachhaltigkeit sind wesentliche Anteile der Blatt-/Nadelmasse des Reisigs und des 
Stockholzes auf der Waldfläche zu belassen.  
Politische Maßnahmen sollten diesbezüglich systematische Untersuchungen fördern, die 
standortbezogen das vertretbare Maß einer Entnahme absichern. 

 

5. Die ausstehende Novelle der ersten Bundesimmissionsschutzverordnung (1. BImSchV) 
und die damit in Zusammenhang stehende Berichterstattung verunsichern viele Endverbraucher 
und örtliche Entscheidungsträger (Konflikt Erneuerbare Energie – Gesundheit). Allerdings 
existieren Forschungsergebnisse, die die angebliche gesundheitsschädigende Wirkung von 
Holzstaub gegenüber anderen Feinstäuben relativieren (plakativ: man grillt über Holzfeuer, nicht 
über Diesel).  
Als politische Maßnahme wäre eine klare wissenschaftlich abgesicherte Entscheidung mit 
langfristig gültigen Grenzwerten hilfreich – sei es als Beibehaltung der derzeitigen Grenzwerte 
oder als maßvolle Verschärfung. 

 

 

Zwischenfazit 
 

Die Forstwirtschaft 
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- gewährleistet marktkonform, natur- und umweltschonend die Grundversorgung der Holz be- 
und verarbeitenden Betriebe für eine stoffliche Verwertung, 

- bedient die Brennholznachfrage in Hessen als Grundversorgung der Bevölkerung mit 
Stückholz, 

- mobilisiert zusätzliche Ressourcen und verwendet alle Holzarten im stofflichen und 
energetischen Bereich – nicht nur Hartlaubhölzer, 

- stellt Rohstoff vor allem für kleinere und dezentrale Heizwerke bereit, 
- erachtet eine ausschließliche Belieferung von bioenergetischen Großanlagen  als nicht 

sinnvoll,  
- weckt weitere Nachfrage nach Energieholz in Abhängigkeit vom verfügbaren Potenzial.  
 

Diese Ziele lassen sich nur durch multifunktionale Forstwirtschaft nachhaltig umsetzen. Jede 
Flächenstilllegung im Wald schmälert den Umfang des Nutzungspotenzials von Holz als 
nachwachsendem und stetig verfügbarem Rohstoff. 
 

Unterstützend zur nicht unbegrenzt steigerbaren Energieholzbereitstellung ist zur effizienten 
energetischen Nutzung fester Biomasse weiterhin notwendig, die Wirkungsgrade zu steigern 
(Wärmenutzungskonzepte) sowie die Nahversorgungen statt zahlreicher Einzelfeuerstätten zur 
Effizienzsteigerung bei der energetischen Nutzung und der Rauchgasreinigung vermehrt 
aufzubauen. 

→ Empfehlung für politische Maßnahmen 

- Einbeziehung des Waldes in die Anrechnung von CO2-Senkenleistungen nach dem Kyoto-
Protokoll mit finanzieller Vergütung pro gespeicherter CO2-Einheit. 

- Förderung von Investitionsmaßnahmen, die die CO2-Senken-Funktion des Waldes 
verstärken (Aufforstungen, Umbau zu Baumarten mit höherer CO2-Bindungsrate). 

- Gezielte Förderung von Baumarten mit einer hohen Massenleistung. 
- Überprüfung von Schutzgebietsverordnungen und Abbau von Nutzungsrestriktionen in, die 

für den Schutzzweck nicht erforderlich sind. 
- Abkehr von pauschalen Flächenstilllegungen, Prozessschutz oder unspezifischen 

Forderungen zur „Integrität“ von Waldökosystemen, entsprechende Anpassung der 
Kompensationsverordnung und Vereinheitlichung der Entscheidungen der Unteren 
Naturschutzbehörden.  

- Deutlich verstärkte Förderung des Holzabsatzes und der Holzverwendung zur langfristigen 
stofflichen Speicherung als CO2-Senke oder als CO2-neutraler Energieträger zur 
Substitution fossiler Energieträger, bspw. durch Holzbau.   

- Nutzung der verfügbaren Potenziale und wettbewerbsfähige Verarbeitung vor Ort zur 
Umleitung bestehender Exportströme durch Intensivierung der Nachfrage. 

- Vorbildfunktion für öffentliche Liegenschaften mit Unterstützung durch das Land Hessen 
bezüglich der Investitionsmehrkosten von Heizanlagen auf Holzbasis. 

- Stabilisierung der Diskussion um Feinstäube aus Holz durch gesetzgeberische 
Entscheidung und Aufklärung gegenüber der unterschiedlichen Gesundheitsgefährdung 
von Feinstäuben aus Holz und anderen Materialien. 

- Aufhebung behindernder kommunaler Bebauungssatzungen. 
- Intensivierung der Information zur Wirtschaftlichkeit und der weiteren Vorteilen der 

Holzenergie. 
- Verbesserung der Information über Wärmesenken für Holzenergie. 
- Verbesserung des Wärmetransports durch Ausbau von Wärmenetzen. 
- Förderung wärmegeführter BHKW. 
- Förderung der dezentralen Energieerzeugung. 
- Auflage eines systematischen Untersuchungsprogramms zur nachhaltigen Biomasse-

Entnahmegrenze auf unterschiedlichen Standorten. 
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Spiegelstrich 2 „Ausbaupotenziale bis 2020 in Hessen im Bereich Windenergie“. 
 

Stellungnahme zum Ausbaupotenzial der Windenergie: 
Grundsätzlich sind Windkraftanlagen über Waldflächen technisch unproblematisch. 
Entsprechende Vorrangflächen wurden im Rahmen der Raumplanung detektiert. Als 
problematisch hinsichtlich der Umsetzung erweist sich insbesondere der landschaftsästhetische 
Aspekt.  

→ Mögliche politische Maßnahmen 

- Verbesserung der Information zur Erhöhung der Akzeptanz in der Bevölkerung, 
- Einbeziehung der Bevölkerung vor Ort in Investition und Erträge. 
- Verstärkte und frühzeitige Einbeziehung der größeren Flächenbesitzer in die Planung.  
 
 
 

3. Themenkomplex 4, Vor- und Nachteile zentraler und 
dezentraler Energiebereitstellung, Ausbau der 
Versorgungsnetze 
(wird aufgerufen am 3. September gegen 16 Uhr) 

 

Spiegelstrich „Sachverständigenfrage 13 c) Biomassenutzung in Nahwärmenetzen? 

 

Die Biomassenutzung in Wärmenetzen hat folgende Vorteile: 

- Das Wärmenetz ist eine sichere Wärmesenke – Biomasseheiz(kraft)werke erzielen auf 
diese Weise optimierte Gesamtwirkungsgrade, 

- Emissionen können durch Filterung an der/den Heizzentrale/n gegenüber Einzelfeuerungen 
minimiert werden, 

- Investition und Betrieb erfolgen professionell. 
- Die Versorgung kann gegenüber der Scheitholzversorgung von Einzelfeuerungen 

standardisiert und professionalisiert werden. 
- Der Wärmekunde spart sich Lager- und Heizraum sowie den Kamin. 
- Im Netz können mehrere Wärmeerzeuger sinnvoll kombiniert werden (Holz, Biogas usw.) 

und insbesondere „Abwärme“ bestehender Energieerzeuger oder Gewerbebetriebe 
eingebunden werden. 

 
Dem stehen folgende Nachteile gegenüber: 

- Wärme-/Energieverluste im Wärmenetz, die besonders bei weiten Strecken mit geringem 
Leitungsquerschnitt gravierend sind. 

- Geringere Flexibilität der Wärmeverbraucher. 
- Fehlende Möglichkeit der Selbstversorgung mit preiswertem Brennstoff (Scheitholz aus 

dem eigenen Waldstück/Garten usw.) 
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→ Mögliche politische Maßnahmen 

- Konzentration auf die möglichst vollständige Nutzung von Abwärme bestehender Anlagen, 
Errichtung eines Abwärmekatasters. 

- Vorrangiger Ausbau von Wärmenetzen bei dichter Besiedelung und größeren, möglichst 
ganzjährigen Wärmeabnehmern. 

- Information zur Verbesserung der Markttransparenz. 
- Finanzielle Förderung der Investition in Wärmenetze. 

 
 
 

4. Themenkomplex 7  
(wird aufgerufen am 4. September am Nachmittag): 

 

Forschung im Bereich Energie- und Klimaschutz: Sachverständigenfrage 16/17:  

 

Zur genaueren Quantifizierung der C-Flüsse – die Ansprüche an Kyoto- Projekte sind hoch - 
fehlen jedoch noch wichtige Erkenntnisse. Wegen deren Relevanz für die hessische Klimapolitik 
sollten entsprechende Forschungsvorhaben vordringlich gefördert werden: 

→ politische Förderung für Forschungsvorhaben 

- Ermittlung genauerer und regional zutreffender Biomasseexpansionsfaktoren zur 
Bestimmung des C-Vorrates der Dendromasse. 

- Erfassung der Biomasse von Jungbeständen unterhalb der Derbholzgrenze (7 cm 
Durchmesser) , da hier die Bundeswaldinventur keine entsprechenden Daten liefert. 

- Entwicklung eines geeigneten Probenahme-Designs zur hinreichend genauen Detektierung 
von Änderungen des Bodenkohlenstoffs (die Bodenzustandserhebung lässt dies noch nicht 
zu). 

- Untersuchungen zur Abbaudynamik von Totholz (hat wichtige C-Speicherfunktion und steht 
– bzgl. seiner Treibhausgasrelevanz- in Konkurrenz zur Speicherfunktion der Holzprodukte 
und deren Substitutionsleistung) und Methanfreisetzung in bewirtschafteten und 
unbewirtschafteten Wäldern. 

- C-Vorrat in der Bodenvegetation – für Hessen liegen keine Daten vor. 
- C-Gesamtbilanz und -Dynamik der C-Speicherung im Wald. 
- C-Speicherung in Holzprodukten (Marktanalyse, Untersuchung der Zerfallsraten von 

Holzprodukten). 
- Genauere Quantifizierung der Material- und Energiesubstitution von Holzprodukten (spielen 

die entscheidende Rolle für die langfristige Reduktion von Treibhausgasen durch das 
System Wald und Holzprodukte). 
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5. Schlussbemerkung / Zusammenfassung 
 

Im Sinne einer neuen Energie- und Klimaschutzpolitik spielt aus Sicht des Landesbetriebs 
HESSEN-FORST die Nutzung von Holz in stofflicher und energetischer Form eine Schlüsselrolle. 
Bereits jetzt wird etwa 65% der Erneuerbaren Energie in Hessen (ohne Verkehr) aus Holz und 12 
% aus sonstiger Biomasse (Biogas, org. Anteil des Abfalls) erzeugt. Dieser hohe Anteil resultiert 
aus der Bedeutung des Wärmesektors, an dem andere Erneuerbare Energien wie Wasser, Wind 
und Solarenergie kaum Anteil haben. 

 

→ Zur Verstärkung der Nutzung von Holz in stofflicher und energetischer Verwertung mit den 
bekannten Vorteilen für Klima, Volkswirtschaft, Versorgungssicherheit, Wirtschaftlichkeit und 
Umwelt werden folgende politische Maßnahmengruppen empfohlen: 

 

1. Stärkung der CO2-Senken-Funktion des Waldes (z.B. durch finanziellen Ausgleich, 
Investitionsförderungen, Steigerung der Produktivität von Waldflächen – Einschränkung der 
Flächenstilllegung im Wald, Anpassung der Kompensationsverordung usw.). 

2. Stärkung der CO2-Senken-Funktion von verarbeitetem Holz (z.B. durch Stärkung der 
Holzverwendung im Bau- und Innenausstattungsbereich, Substitution anderer Materialien 
mit ungünstiger Ökobilanz). 

3. Förderung der energetischen Nutzung von Holz zur Substitution fossiler Energieträger. 
4. Konsequente Nutzung der Vorbildfunktion und finanzielle Unterstützung der öffentlichen 

Liegenschaften bei der stofflichen und energetischen Nutzung von Holz. 
5. Förderung von sinnvollen Wärmenetzen und dezentraler Energieerzeugung. 
6. Förderung der Forschung zu Nährstoffentzug bei bioenergetischer Holznutzung. 
7. Verstärkte forstliche Forschung zur C-Gesamtbilanz und zur Dynamik der C-Speicherung 

im Wald (Dendromasse, Bodenvegetation, Humus, Totholz usw.). 
8. Verstärkte forstliche Forschung zur C-Speicherung in verarbeiteten Holzprodukten und zur 

Quantifizierung der Material- und Energiesubstitution von Holzprodukten.  
 
 
 
Mit freundlichem Gruß 
 
 
gez. Michael Gerst 

Ausschussvorlage ULA 17/1
Ausschussvorlage WVA 17/2

532 Teil 3 - Nr. 36



 
Öffentliche Anhörung des Hessischen Landtages zur künftigen Energie- und Kli-
maschutzpolitik in Hessen 
Stellungnahme des Hessischen Landkreistages  
Ihr Schreiben v. 01.07.2008 
 
 
Sehr geehrter Herr Thaumüller, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 

wir bedanken uns für Ihr o.g. Schreiben, mit dem Sie zu einer öffentlichen Anhörung 
des Hessischen Landtages zur künftigen Energie- und Klimaschutzpolitik in Hessen ein-
laden.  
Für die Hessischen Landkreise stellt die Energie- und Klimaschutzpolitik in Hessen eine 
gesamtstaatliche Aufgabe von hohem Stellenwert dar, in die sie sich im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten schon derzeit und auch zukünftig einbringen. Daher betreiben die Land-
kreise schon seit langer Zeit und in vielfältiger Weise Energie- und Umweltberatung und 
setzen sich für die Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen ein. Im Fokus steht 
daneben, dass eine moderne, leistungsfähige Volkswirtschaft eine sichere, kostengüns-
tige und umweltgerechte Energieversorgung in allen Landesteilen – auch in peripheren 
Räumen benötigt. Knapper werdende Ressourcen und der Klimawandel stellen in die-
sem Sinne enorme Herausforderungen dar. Auch in Hessen ist daher eine Strategie, 
ein Gesamtkonzept erforderlich, das den Weg zu einer langfristig gesicherten Energie-
versorgung aufzeigt und die Förderung von erneuerbaren Energien, sowie die Steige-
rung der Energieeffizienz einschließt. 

Die Hessischen Landkreise sehen daher einen umfassenden und bereichsübergreifen-
den, d.h. ganzheitlichen Dialog zu dem Themenbereich als wichtig an. Die Ihrem 
Schreiben beigefügten Anlagen, sowie der Fragenkatalog fokussieren die Diskussion 
jedoch in der Weise, dass sich daraus keine unmittelbare Betroffenheit der Hessischen 
Landkreise ableiten lässt. Zudem ist erkennbar, dass die geplante Anhörung sich streng 
an dem vorgegebenen Fragenkatalog orientieren wird. 
Dennoch haben wir eine schriftliche Umfrage bei unseren Mitgliedern durchgeführt, die 
jedoch aufgrund der engen Zuspitzung des Themenkomplexes auf landespolitische As-
pekte zu keinen Rückläufen seitens der Landkreise geführt hat.  

Hessischer Landkreistag  Frankfurter Str. 2   65189 Wiesbaden 

Frankfurter Str. 2 
65189 Wiesbaden 

Telefon       (0611) 17 06 - 0 
Durchwahl  (0611) 17 06- 15 

Telefax-Zentrale (0611) 17 06- 27 
PC-Fax-Zentrale (0611) 900 297-70 
PC-Fax-direkt     (0611) 900 297-99 

e-mail-Zentrale:  info@hlt.de 
e-mail-direkt: wobbe@hlt.de 
www.HLT.de 

Datum:  18.08.2008 
Az. :  Wo/Fo 794.00 

Hessischer Landtag 
Ausschuss für Umwelt, ländlichen 
Raum und Verbraucherschutz 
Herrn Thaumüller 
Schlossplatz 1-3 
 
65183 Wiesbaden  
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Anhörung des hessischen Landtags zur künftigen Energie- und Klimaschutzpolitik in 
Hessen 
 
Stellungnahme im Auftrag des Landkreises Kassel zu den Themenkomplexen 2 und 
6 
 
 
Themenkomplex 2 
 
Frage 5:  
 
Im Gebäudebestand bestehen abhängig von baulichem Zustand und Nutzerverhalten 
generell Einsparpotenziale zwischen 10 und 80 %.  
 
Diese Einsparpotenziale sind zwar im Altbaubestand am größten, doch auch aktuelle 
Neubauten weisen teilweise nicht unerhebliche Einsparpotenziale auf. Für die 
Erschließung dieser Potenziale reichen die vorhandenen  Instrumente bei weitem 
nicht aus. Aus der langjährigen Erfahrung der vom Landkreis Kassel initiierten und 
geförderten Energieberatungsaktivitäten lassen sich vier Handlungsfelder zur 
erfolgreichen Erschließung dieser Potenziale ableiten: 
  

1. Aufklärung: Hier ist eine deutliche Ausweitung der Energieberatungsaktivitäten 
erforderlich. Sowohl im privaten als auch im öffentlichen sowie gewerblichen 
Bereich fehlen vielfach die Grundkenntnisse über Einsparpotenziale sowie die 
Instrumente zur erfolgreichen Erschließung derselben. Trotz oder gerade 
wegen eines großen öffentlich verfügbaren Angebots an entsprechenden 
Informationen sind die Energieverbraucher oft mit dieser Thematik überfordert. 
Beratungsleistungen werden häufig für den Verbraucher nur schwer erkennbar 
mit konkreten Verkaufsinteressen verbunden oder von für den jeweiligen 
Beratungsfall unzureichend qualifizierten Beratern angeboten.  Hier ist ein für 
den Kunden eindeutig identifizierbares Angebot an fachkompetenter und 
interessensunabhängiger Beratung erforderlich. Dieses kann aus einem 
Netzwerk bestehen, in das öffentliche Beratungsstellen, freie Energieberater 
mit unterschiedlichen Arbeitschwerpunkten und Handwerker mit fundierter 
Zusatzqualifikation  eingebunden sind. 
Die Aufklärung und Qualifikation des Handwerks spielt eine zentrale Rolle, 
denn aktuell bleiben große Einspotenziale bei Neubauten und 
Sanierungsmaßnahmen durch mangelnde Fachkenntnis oder fehlende 
Motivation der ausführenden Handwerker ungenutzt.  
 

2. Viele Immobilieneigentümer benötigen zusätzliche  finanzielle Anreize für die 
Durchführung von Effizienzmaßnahmen. Die bestehenden Instrumente z.B. 

 
ENERGIE 2000 e.V. 
Energieagentur im Landkreis 
Kassel 
 
Raiffeisenweg 2 
D-34466 Wolfhagen 
Fon: +49 (0)5692/987-3158 
Fax: +49 (0)5692/987-3220 
www.energie2000ev.de 
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der KfW- Förderbank reichen oftmals nicht aus. Dies betrifft zum Einen die 
Eigentümer von vermieteten Objekten.  Diese können energetische 
Sanierungen bisher in der Regel nicht durch entsprechend gesteigerte 
Mieteinnahmen refinanzieren, da höhere Mieten in vielen Fällen nicht 
durchsetzbar sind. Ein marktregelnder  Einfluss der Gebäudeenergieausweise 
ist kurzfristig nicht zu erwarten, da sich das Wissen hierüber, insbesondere 
bedingt  durch Wahlmöglichkeit  zwischen Dokumenten mit unterschiedlicher 
Aussagekraft (Bedarfs- und Verbrauchsausweis) nur langsam verbreiten wird.  
Zum Anderen sind gerade Selbstnutzer von Wohnimmobilien häufig aufgrund 
ihrer wirtschaftlichen Situation nicht in der Lage, grundlegende 
Sanierungsmaßnahmen durchführen  zu lassen. Selbst wenn das Wissen über 
die technische Notwendigkeit vorhanden ist  und der langfristige finanzielle 
Nutzen erkannt wird, können vielfach Maßnahmen nicht aus eigener Kraft 
finanziert werden.  
Ein dritter Bereich betrifft den vom demographischen Wandel zunehmend 
betroffenen ländlichen Raum . Hier fehlt bei vielen, überwiegend älteren 
Gebäudeeigentümern die Motivation zu Investitionen. Obwohl diese häufig 
finanziell dazu in der Lage wären, unterbleiben Investitionen wegen nicht 
erkennbarer  Zukunftsperspektiven. Grund hierfür ist beispielsweise, dass 
seitens der nachfolgenden Generation kein Interesse oder keine Möglichkeit 
an der Übernahme der Immobilien besteht und dass die 
Veräußerungsmöglichkeiten als gering eingeschätzt werden. 
 

3. Viele Einsparpotenziale bleiben allein dadurch ungenutzt, dass die 
bestehenden gesetzlichen Vorgaben nicht eingehalten werden. Die Gründe 
hierfür sind einerseits  die zuvor genannten Defizite bei der Information oder 
Aufklärung, andererseits jedoch auch häufig das Streben nach 
Gewinnmaximierung der beteiligten Unternehmen. Da entsprechende 
Kontrollinstanzen weitgehend fehlen sind Sanktionen nicht zu erwarten.  So 
werden verbreitet Sanierungen durchgeführt bzw. Neubauten errichtet, die die 
existierenden energierechtlichen Vorgaben nicht einhalten.  

 
4. Effizienzpotenziale lassen sich durch den Abbau bürokratischer Hürden sowie 

durch eine andere Gewichtung unterschiedlicher Interessenslagen 
erschließen. Im ersten Fall kann das eine Änderung der Vergabevorschriften 
für öffentliche Auftraggeber sein. Diese schließen heute oft noch die 
energieeffizientesten Lösungen praktisch aus. Auch sollte es Kommunen 
ermöglicht werden, Effizienzmaßnahmen an eigenen Gebäuden durch 
privatwirtschaftlich agierende Eigengesellschaften durchzuführen. Hier sind 
insbesondere Maßnahmen realisierbar, die für Privatinvestoren aufgrund zu 
geringer Gewinnmöglichkeiten uninteressant sind.  Im zweiten Fall sind das 
beispielsweise denkmalpflegerische Vorgaben, die häufig sehr restriktiv sind 
und die Durchführung von Effizienzmaßnahmen verhindern oder zumindest 
soweit verteuern, dass Sie nicht umgesetzt werden können. 

 
 
 
 
 
Frage 6: 
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Die hierdurch zu erzielenden CO2 – Einsparungen sind abhängig von der Art und 
Umsetzung der zu treffenden Maßnahmen. Ihre Ermittlung kann Gegenstand einer 
detaillierten Untersuchung sein. Im Idealfall treten bei richtiger Ausgestaltung der 
Maßnahmen keine  CO2 – Vermeidungskosten auf, es ist demgegenüber sogar mit 
einem volkswirtschaftlich positiven Ergebnis zu rechnen. Es kann davon 
ausgegangen werden, dass die angeregten Investitionen durch ihre positiven 
Auswirkungen auf die Wirtschaft zu Steuermehreinnahmen und Schaffung von 
Arbeitsplätzen führen, durch die die aufzuwendenden Mittel mehr als gedeckt 
werden. 
Ohne finanziellen Aufwand sind darüber hinaus die unter Punkt 4 genannten 
Maßnahmen realisierbar. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Themenkomplex 6 
 
Frage 15: 
 
Unabhängige, lokal verortete Stadtwerke können eine Schlüsselrolle bei einer 
zukünftigen umweltschonenden und verbrauchernahen Energieversorgung spielen.  
Grundvoraussetzung hierfür ist, dass das Unternehmensziel nicht 
Gewinnmaximierung heißt sondern Schaffung einer nachhaltigen, preislich 
angemessenen Energiebereitstellung für Bürger und Gewerbe. 
 
Dieses Ziel ist nur mit öffentlichen oder gemeinnützigen Unternehmen ggfls. unter 
Einbeziehung einer geeigneten Bürgerbeteiligung  umsetzbar. Die politischen 
Zielvorgaben müssen klar formuliert sein und sollten von einer breiten Mehrheit 
getragen werden. 
 
Stadtwerke haben exakte Kenntnisse der örtlichen Strukturen und Bedürfnisse und 
können mit ihrem Angebot auf diese eingehen. Sie sind aufgrund ihrer 
Eigentumsverhältnisse und ihrer Mitarbeiterstruktur in der Region verwurzelt. Durch 
den Verzicht auf Gewinnmaximierung und den Grundgedanken der Nachhaltigkeit 
sind sie in  der Lage, einen erheblichen Teil des erzielten Überschusses in 
Maßnahmen zur Energieeinsparung fließen zu lassen. Dieses können Maßnahmen 
zu Beratung und Qualifikation  sowie Investitionszuschüsse sein. Auch auf 
Effizienzsteigerung ausgerichtete Energiedienstleistungen können angeboten 
werden.  Denkbar sind hier Lösungen für wirtschaftlich weniger lukrative Objekte, die 
für klassische Contractingprojekte aufgrund  zu geringer Gewinnerwartungen 
uninteressant sind. Erneuerbarer Energien, die häufig aufgrund ihrer Struktur für 
dezentrale, lokale Lösungen prädestiniert sind können gezielt gefördert bzw. selbst 
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genutzt werden. Die Anteile der unterschiedlichen Energieträger, die aufgrund der 
örtlichen Gegebenheiten regional stark variieren, können so optimal eingesetzt 
werden.  Schwerpunkte können beispielsweise lokal vorhandene Wind- und 
Wasserkraftpotenziale sowie die verfügbaren , energetisch nutzbaren Biomassen, 
hier insbesondere aus Rest- und Abfallstoffen, sein. Die Akzeptanz ini der 
Bevölkerung, vielfach eine Grundvoraussetzung für den Bau von Anlagen, ist bei der 
Realisierung durch lokale Investoren leichter zu erzielen als bei Fremdinvestoren wie 
z.B. Fondsgesellschaften oder Energiekonzernen. Durch zielgerichteten Ausbau und 
direkte Kontrolle des eigenen Netzes kann der Einsatz erneuerbarer Energien 
gefördert werden. Eine geeignete Tarifstruktur verbunden mit innovativer 
Messtechnik und intelligenter Steuerung von Erzeugern und Verbrauchern kann 
zusätzlich Einsparpotenziale erschließen. Die lokale Wertschöpfung wird positiv 
beeinflusst. Durch die Errichtung und den Betrieb von Anlagen zur Nutzung 
erneuerbare Energien werden vor Ort Arbeitsplätze geschaffen und gesichert.  
Durch die Förderung von Maßnahmen zur Steigerung der Energieeffizienz werden 
Investitionsanreize geschaffen und  damit  Steuereinnahmen generiert und positive 
Effekte auf dem Arbeitsmarkt erzielt. 
 
 
Wolfhagen, 15.August 2008   
 
 
ENERGIE 2000 e.V. 
 

 
 
Manfred Schaub 
Geschäftsführer 
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Energieeffizienz steigern 
 
Stellungnahme zu Themenkomplex 2 der 
öffentlichen Anhörung zur zukünftigen 
Energie- und Klimaschutzpolitik in Hessen 
 
am 3. September 2008 im Hessischen Landtag 

bearbeitet von: 
Dr. Wolfgang Irrek  
Dr. Stefan Thomas 
Forschungsgruppe Energie-, Verkehrs- und Klimapolitik 
Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie GmbH 
Döppersberg 19 
42103 Wuppertal 
Tel. 0202/2492-164, -129 
Fax 0202/2492-198 
Email:  Wolfgang.Irrek@wupperinst.org 
Internet: www.wupperinst.org 

 

Wuppertal 
18. August 2008 
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Energieeffizienz steigern (Komplex 2) Stellungnahme  Hessen, 18. August 2008 

Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie 1 

1 Energieeffizienz-Potenziale und ihre Wirtschaftlichkeit 
in Hessen 

Bei der Energieeffizienz können unterschiedliche Ebenen und Perspektiven unter-
schieden werden, beispielsweise 

• die Energieumwandlungseffizienz auf der Energieangebots- bzw. Energiebe-
reitstellungs¬seite. Hier geht es um die Effizienz (Wirkungsgrade) von Kraftwer-
ken, Kraft-Wärme-(Kälte-)Kopplungsanlagen und von Anlagen zur Wärmebereit-
stellung, 

• die Effizienz von Netz- und Speicherstrukturen und dazu gehörigen Betriebs-
mitteln (z. B. Transformatoren) für Transport, Verteilung oder/und Speicherung von 
Energie bzw. von Infrastrukturen bzw. Siedlungsstrukturen und Verkehrssys-
temen zur Ermöglichung von Mobilität, 

• die Endenergieeffizienz auf der Energieanwendungsseite und deren Steigerung 
durch technische, institutionell-organisatorische oder Struktur verändernde Maß-
nahmen oder durch energiebewusstes Nutzungsverhalten und 

• die versorgungsökonomische Endenergie- und Nutzenergieeffizienz, die zu-
sätzlich den menschlich-körperlichen Energieaufwand in der meist unbezahlten 
Haushaltsproduktion (Kochen, Wäsche waschen und trocknen, Einkaufen, Kinder 
zu Freunden bringen, etc.) mit einbezieht.  

Die folgenden Ausführungen setzen einen Schwerpunkt bei der Steigerung der End-
energieeffizienz. 

In einem Projekt des Wuppertal Instituts im Auftrag der E.ON AG wurden 70 Techno-
logien bzw. Maßnahmen in Bezug auf ihr Potenzial zur CO2-Reduktion und Einspa-
rung oder Substitution von Endenergie in Deutschland untersucht (Wuppertal Institut 
2006). Die ermittelten Potenziale wurden anschließend sowohl aus einzelwirtschaftli-
cher Sicht (Kalkulationszinssatz: 8%) als auch aus gesamtwirtschaftlicher Sicht (Kalku-
lationszinssatz: 4%) ökonomisch bewertet. Die Analysen wurden jeweils für die 
Zeitpunkte 2005 (dem Jahr der Erstellung der Studie), 2010 und 2015 unter Beachtung 
normaler Reinvestitionszyklen durchgeführt. Wechselwirkungen zwischen Maßnahmen 
wie Wärmedämmung und Heizungserneuerung wurden berücksichtigt. 

Aus einzel- und gesamtwirtschaftlicher Sicht besonders vorteilhafte Technolo-
gie- bzw. Anwendungsbereiche bei den Kundengruppen private Haushalte, Kommu-
nen, Gewerbe und Industrie sind (vgl. hierzu ausführlicher Wuppertal Institut 2006): 

- Brennstoffeinsparung im Prozesswärmebereich der Industrie; 

- Heizungsoptimierung/Hydraulischer Abgleich/Faktor 4-Umwälzpumpen im Haus-
haltsbereich; 
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Energieeffizienz steigern (Komplex 2) Stellungnahme  Hessen, 18. August 2008 

2 Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie 

- Wärmedämmung auf Niedrigenergiehaus-Standard und Heizungserneuerung (Öl- 
bzw. ggf. auch Gaskesseltausch) im Gebäudebestand; 

- Effiziente Pumpen in Industrie und GHD-Sektor; 

- Effiziente Lüftungs- und Klimaanlagen in Industrie und GHD-Sektor; 

- Optimierte Anlageneinstellung (Lüftung, Pumpen, Antriebe) in Industrie und GHD-
Sektor; 

- Verringerung von Stand by-Verlusten im Audio/Video/TK-Bereich sowie von Stand 
by-Verlusten im GHD-Sektor; 

- Effiziente Prozesskälte- und Druckluftbereitstellung in der Industrie; 

- Effiziente Beleuchtungssysteme in allen Sektoren; 

- Lebensmittelkühlung durch steckerfertige, effiziente Kühlgeräte im GHD-Sektor; 

- Effizienzte Kühl- und Gefriergeräte, Warmwasseranschlüsse sowie effiziente Wä-
schetrockner im Haushaltsbereich; 

- Stromsubstitutionsmaßnahmen im Haushaltsbereich und im GHD-Sektor; 

- Wärmerückgewinnung im Industrie- und GHD-Sektor; 

- Optimierung des Klimatisierungsbedarfs der Mobilfunk-Basisstationen. 

Werden die in diesem Projekt gewonnenen Erkenntnisse zu Endenergie-
Einsparpotenzialen grob per Dreisatz anhand der jeweiligen sektoralen Energie-
verbräuche umgerechnet und mit aktuellen Energiepreisen bewertet, so ergeben sich 
die in den folgenden Tabellen zusammengefassten technischen und wirtschaftlichen 
Endenergie-Einsparpotenziale für Hessen. 
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Tabelle 1: Endenergieeinsparpotenziale in Hessen – grob geschätzt (ohne Verkehr) 
Sektor Verbrauch 

2004 
Davon kann tech-
nisch eingespart 

werden 

Pro Jahr realisierba-
re Einsparung 

Innerhalb von zehn 
Jahren realisierbare 

Einsparung 

 [TWh/a] [TWh/a]  [TWh/a]  [TWh/a]  

STROM        

Private Haushal-
te 

11,3 4,3 38% 0,28 2,5% 2,8 25% 

Gewerbe, Han-
del, Dienstleis-
tungen (GHD) 

10,9 2,8 25% 0,22 2,0% 2,2 20% 

Industrie 12,0 2,8 24% 0,23 1,9% 2,3 19% 

BRENNSTOFFE        

Private Haushal-
te 

45,8 23,0 50% 0,99 2,2% 9,9 22% 

Gewerbe, Han-
del, Dienstleis-
tungen (GHD) 

21,4 9,3 43% 0,40 1,9% 4,0 19% 

Industrie 19,3 5,7 30% 0,42 2,2% 4,3 22% 

Quelle: Wuppertal Institut, 2008, auf Basis Wuppertal Institut 2006 und HMWVL 2006. Aufteilung von 
Verbrauchswerten auf private Haushalte und GHD-Sektor entsprechend Bundesdurchschnitt. 
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Tabelle 2:  Wirtschaftliche Endenergieeinsparpotenziale in Hessen nach Anwendungsbereichen und 
Sektoren – grob abgeschätzt auf Basis einer deutschlandweiten Potenzialerhebung 

Anwendung 

Einsparung 
Strom netto 

[GWh/ 
Jahr] 

Einsparung 
Brennstoffe 
netto [GWh/ 

Jahr] 

Amortisati-
onszeit (Kun-

densicht) 
[Jahre] 

Ver-
zinsung 

(Kunden-
sicht) [%] 

INDUSTRIE     
Pumpen 851 0 2,3 49,8% 
Prozesswärme (Substitution, 
Brennstoffeinsparungen) 

917 3.634 2,5 72,7% 

Prozesskälte  112 0 2,7 41,9% 
Druckluft 139 0 2,7 42,1% 
Beleuchtung 204 0 2,9 57,1% 
Ventilatoren, Lüftung, Klima 125 58 3,2 43,5% 
Wärmedämmung + 
Heizungserneuerung (Gas-/Öl-
Kesseltausch) 

0 169 4,9 84,4% 

Wärmerückgewinnung -6 68 6,5 18,8% 
GHD-SEKTOR     
Klimatisierungsbedarf Telekommu-
nikation (mobil, Festnetz) 

76 0 0,7 454,4% 

Verringerung Stand by-Verluste im 
IuK-Bereich 

208 0 1,5 67,4% 

Pumpen 315 0 1,8 63,0% 
Beleuchtung (innen) 530 0 2,2 74,2% 
Ventilatoren, Lüftung, Klima 103 48 2,5 54,9% 
Kühlen / Tiefkühlen 219 0 3,2 38,3% 
Prozesswärme (Substitution, 
Brennstoffeinsparungen) 

55 733 3,7 33,2% 

Kochen (Substitution Strom durch 
Gas) 

66 -62 6,3 19,3% 

Beleuchtung (Ampeln, Straßen) 51 0 5,4 19,9% 
Warmwasser (Substitution Strom 
durch Gas) 

57 -54 8,5 14,4% 

Wärmerückgewinnung -20 212 6,0 20,1% 
Wärmedämmung + Heizungser-
neuerung (Gas-/Öl-Kesseltausch) 

0 690 7,2 32,7% 

PRIVATE HAUSHALTE    
Verringerung Stand by-Verluste 
Audio/Video/TV 

346 0 0,9 122,8% 

Spülmaschine (Warmwasseran-
schluss) 

40 -42 1,7 63,9% 

Beleuchtung 132 0 1,5 105,8% 
Kühl- und Gefriergeräte (A+, A++) 308 0 1,7 63,7% 
Heizungsoptimierung (Pumpen-
tausch, hydraul. Abgleich) 

220 1.905 1,8 62,6% 

Wäschetrockner 291 -153 3,0 42,7% 
Waschmaschine (A+, Warmwas-
seranschluss) 

102 -53 6,0 29,1% 

Wärmedämmung + Heizungser-
neuerung (Gas-/Öl-Kesseltausch) 

0 3.013 5,4 25,3% 

Substitution Nachtspeicherheizun-
gen und Elektrowarmwasser 

835 -791 11,1 11,8% 

Quelle:  Eigene Berechnung des Wuppertal Institut, 2008, auf Basis Wuppertal Institut 2006, mit aktuali-
sierten Energiepreisen. Die Amortisationszeiten sind dynamisch gerechnet. Ohne Berücksichti-
gung von Transaktionskosten. Mit einem Minuszeichen versehene Einsparungen sind 
Mehrverbräuche an Brennstoffen bei Endenergieträgerwechsel von Strom zu Brennstoffen. 
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2 Klimaschutz und Atomausstieg sind ohne „Stromlücke“ 
machbar – bei rechtzeitiger Erschließung der Alternati-
ven, insbesondere im Bereich Energieeinsparung 

Wie ist nun die Erschließung der aufgeführten Endenergieeinsparpotenziale bzw. ge-
nerell von Maßnahmen zur Energieeffizienzsteigerung im Gesamtzusammenhang des 
Energiesystems zu sehen? Im Strombereich wird derzeit dabei insbesondere die Frage 
diskutiert, welchen Beitrag Stromeinsparmaßnahmen zum Ersatz der nach und nach 
außer Betrieb gehenden Kernkraftwerkskapazitäten und zum Klimaschutz leisten kön-
nen. Die Diskussion wird dabei oft auf die Frage zugespitzt, ob eine Verlängerung der 
Laufzeiten der Kernkraftwerke über die vereinbarten Strommengen hinaus nicht erfor-
derlich wäre, um Versorgungsausfälle („Stromlücken“) zu vermeiden und die Klima-
schutzziele zu erreichen. Hierauf sollen die folgenden Ausführungen eine Antwort 
geben. 

Die Kernfrage zur Nutzung der Kernenergie lautet noch immer: Will die Politik und will 
die Gesellschaft die Risiken der Kernenergienutzung entlang der gesamten Prozess-
kette, von der Urangewinnung und -aufbereitung über die Brennelementeherstellung 
und Stromproduktion bis hin zu Rückbau und Entsorgung, sowie die Proliferations- und 
Terrorrisiken weiter in Kauf nehmen oder nicht? 

CO2-arme Alternativen zur Kernenergie sind in hinreichendem Maße vorhanden. 
Szenarioanalysen der gesamtsystemaren Zusammenhänge zeigen: Mit einer konse-
quenten Förderung der Endenergie- und Umwandlungseffizienz sowie mit dem Mix aus 
Erneuerbaren Energien können auch ohne die Kernenergie bereits kurz- und erst recht 
mittel- und langfristig geringere CO2-Emissionen realisiert werden, als mit einer Fort-
setzung des bisherigen, auf großen Kernkraft-, Kohle- und Gaskraftwerken basieren-
den Systems. Eine Umsetzung von Klimaschutz ohne Kernenergie erfordert aber 
Veränderungswillen. 

Die Gefahr einer Versorgungslücke aufgrund des Auslaufens der Kernenergienut-
zung besteht nicht, wenn die genannten verfügbaren Alternativen rechtzeitig rea-
lisiert werden. Dies gilt z.B. allein schon dann, wenn erneuerbare Energien wie im 
Trendszenario von Prognos und EWI vorausgesagt zugebaut werden, und wenn die 
Richtlinie zu Endenergieeffizienz und Energiedienstleistungen mit ihrem Ziel von 9 % 
Senkung des jährlichen Energieverbrauchs bis 2016 auch bei Stromanwendungseffi-
zienz umgesetzt wird. Letzteres könnte z.B. durch einen EnergieSparFonds erfolgen 
(vgl. Irrek/Thomas 2006): Die vom Wuppertal Institut vorgeschlagenen 12 Energieein-
sparprogramme würden – wie in untenstehender Grafik dargestellt – insgesamt zu 
Stromeinsparungen in Höhe von bis zu 75 TWh/a deutschlandweit führen. Dabei sei 
darauf hingewiesen, dass die untersuchten Stromsparmaßnahmen zu einem erhebli-
chen Anteil grundlastwirksam sind und zudem aus wirtschaftlicher Sicht hochrentabel. 
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Die folgende Grafik veranschaulicht diese Aussage: 

 

 

 

In jedem Jahr bis 2025 ist zu erwarten, dass allein der kombinierte Beitrag von erneu-
erbaren Energien und von Energieeffizienz größer wäre als die gegenüber dem Jahr 
2000 verringerte Stromerzeugung aus Kernkraft. In der Grafik noch nicht berücksichtigt 
sind zusätzliche Ausbaumöglichkeiten der KWK, die deutschlandweit mehr als 20 
TWh/Jahr erreicht werden könnte. Ein wichtiger Teil dieser Potenziale lässt sich sicher-
lich in Hessen realisieren. 
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3 Politikinstrumente-Mix zur Realisierung der umfangrei-
chen wirtschaftlichen Potenziale erforderlich 

Technik und Konzepte zur Energieeinsparung sind in vielen Bereichen längst vorhan-
den. Doch trotz viel versprechender Ansätze ist es mit bisherigen Dienstleistungsange-
boten und öffentlichen Programmen nicht gelungen, eine breite Umsetzung von 
Energieeffizienzsteigerungen zu erreichen und die vielfältigen Barrieren und Hemm-
nisse zu überwinden. Dies gilt besonders für kleinere Energieeinsparmaßnahmen in 
Bereichen mit hohen Umsetzungshürden („Transaktionskosten“). Woran liegt dies?  

Die Antwort hierauf ist vielschichtig. Es kann nicht allein die Politik dafür verantwortlich 
gemacht werden, nach dem Motto "Es gibt kein Marktversagen, sondern nur Politikver-
sagen", da doch die Politik den Rahmen für funktionierendes, effizientes Wirtschaften 
setzen müsste. Auch liegt die Schuld nicht allein bei den Energieunternehmen, bei 
denen Aktionäre und Finanzanalysten immer noch davor warnen, sich mit der Investiti-
on in Energieeffizienztechnologien und -dienstleistungen den eigenen Ast abzusägen. 
Erst langsam setzt sich nämlich die Erkenntnis durch, dass es auch im wirtschaftlichen 
Interesse ist, Probleme wie den Klimaschutz und stark steigende Energiepreise ernst 
zu nehmen und sich vom Geschäft mit der Förderung, dem Transport und der Vertei-
lung begrenzter Ressourcen unabhängiger zu machen und auf Effizienzdienstleis-
tungsangebote zu setzen. Auch kann nicht allein von Energienutzer/-innen in 
privaten Haushalten, Industrie, Gewerbe und Dienstleistungsbereich verlangt 
werden, sich neben ihrer Alltagsbewältigung, ihrem Kerngeschäft, umfassend über 
Energieeinsparmöglichkeiten zu informieren und immer eine optimale, d.h. Lebenszyk-
luskosten minimierende Entscheidung zu treffen. Warum sollten zudem Händler/-
innen, Handwerker/-innen und Hersteller/-innen ganz auf energieeffiziente Lösun-
gen umsteigen, wenn diese nicht unbedingt einen höheren Gewinn abwerfen und mit 
zusätzlichen Anstrengungen (z. B. Kundenberatung, Informationsbeschaffung) verbun-
den sind? Und schließlich liegt es auch nicht allein an der Wissenschaft, die bis heute 
keine endgültig befriedigenden Antworten auf die Frage gefunden hat, wie eine breite 
und nachhaltige Umsetzung für eine substantielle Steigerung der Energieeffizienz ge-
lingen kann. 

Eines ist jedoch gewiss: Um den weltweiten Temperaturanstieg bis 2050 auf zwei Grad 
Celsius zu begrenzen, d.h. die Treibhausgasemissionen bis 2050 gegenüber 1990 in 
den Industrieländern um mindestens 80 Prozent zu senken, ist es erforderlich, die ge-
nannten Energieeinsparpotenziale schnellstmöglichst und vollständig umgesetzt wer-
den. Außerdem müssen weitere Potenziale identifiziert und erschlossen werden. 
Mittel- bis langfristiges Ziel muss es sein, mit der Hälfte des heutigen Energiebe-
darfs auszukommen. Nur mit Hilfe der resultierenden Nettokosteneinsparungen 
kann auch die Finanzierung des Umstiegs auf eine solare Energieeffizienzwirt-
schaft sichergestellt werden. Dies kann jedoch nur bei einem deutlichen Rich-
tungswechsel in Politik und Wirtschaft gelingen. 

Um diesen grundlegenden Wandel zu gestalten, Energie effizient einzusetzen und die 
Möglichkeiten zur Einsparung von Energie zu nutzen, muss das Unterstützungsange-
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bot durch Staat und Dienstleister die Letztabnehmer/-innen im bildlichen Sinne dort 
abholen, wo sie gerade stehen. Letztlich sollen politisch-administrative Rahmen und 
Unterstützungsprogramme Energieeffizienz für die relevanten Marktakteure einfach 
(„Make it easy!“), umsetzbar („Make it possible!“) und vorteilhaft („Make it rewar-
ding!“) machen und damit zur Entwicklung des Marktes für Effizienztechnologien und -
dienstleistungen beitragen. Mit der Durchführung der Unterstützungsaktivitäten wird 
gleichzeitig auch deutlich, dass Energieeffizienz politisch gewollt und wichtig ist („Make 
it a policy!“). 

Dazu ist ein zielgruppenspezifisch ausdifferenzierter Mix an Politikinstrumenten 
und Maßnahmen erforderlich, innerhalb dessen integrierte Markttransformationspake-
te entwickelt werden, die gezielt die unterschiedlichen Marktakteure ansprechen. Ein 
solcher integrierter Politikinstrumente-Mix muss also auf die jeweiligen Marktakteure, 
ihre Marktsituation und die auf sie wirkenden Anreize und Hemmnisse konkret abge-
stimmt werden. 

Nötig sind dafür insbesondere Bündel von sektor- und technologiespezifischen Ener-
gieeffizienz-Instrumenten, u.a.  

• Information, z.B. durch Energieberatung, betriebliche Energieanalysen, Ener-
gielabel, einen aussagekräftigen Energiepass für Gebäude, Datenbanken spar-
samer Geräte und Fahrzeuge, aber auch bessere Aus- und Weiterbildung, 

• finanzielle Förderung für Beratung und/oder Investition zur Energieeinsparung, 

• schärfere Grenzwerte für den Energieverbrauch von Fahrzeugen, Geräten, Ge-
bäuden und Anlagen (u.a. durch die EnEV und die EcoDesign-Richtlinie), 

• die Nutzung des öffentlichen Einkaufs, um sparsame Technik schneller in den 
Markt zu bringen (vgl. hierzu www.eceee.org/library_links/prost.lasso). 

Die untenstehende Abbildung zeigt, wie Bündel von Instrumenten als Kombination ein-
zelner sowie als integrierte Markttransformationsprogramme auf die verschiedenen 
Marktakteurinnen und -akteure (am unteren Ende der Abbildung) einwirken können. Je 
nach Markt- und Hemmnissituation sind dabei zu kombinieren: sektor- und technolo-
giespezifische Energieeffizienz-Instrumente, die durch einen förderlichen Organisati-
ons- und Finanzierungsrahmen ermöglicht werden (linke Säule in der Mitte der 
Abbildung), sektor- und technologiespezifische weitere förderliche Rahmensetzungen 
(mittlere Säule) sowie übergreifende ökonomische Instrumente (insbesondere Energie-
steuern und Emissionshandel, rechte Säule in der Mitte der Abbildung). 
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Abbildung 1: Politikinstrumente-Mix Energie- und Ressourceneffizienz 

Quelle: eigene Darstellung 

 

Zur Entwicklung von erfolgversprechenden Instrumentenpaketen empfiehlt sich daher 
ein zweistufiges Vorgehen: 

• Zunächst ist für den jeweiligen Energieanwendungsbereich bzw. die zu fördernde 
energieeffiziente Technik die Marktstruktur, die Marktteilnehmerinnen und Markt-
teilnehmer in den betreffenden Technikmärkten, das Zusammenwirken der Markt-
akteurinnen und -akteure, ihre Motivationen, Anreize und Hemmnisse in Bezug auf 
den Einsatz von mehr Energieeffizienz zu analysieren. Auch die notwendigen tech-
nischen und organisatorischen Maßnahmen und deren Wirtschaftlichkeit aus den 
Perspektiven der Marktakteurinnen und -akteure und der Volkswirtschaft sind zu 
untersuchen.  

• Im zweiten Schritt sind für die verschiedenen Endanwendungen und Verbraucher-
gruppen geeignete Instrumentenbündel zu entwickeln, die die entscheidenden 
Marktakteurinnen und -akteure in den Technikmärkten und deren Anreize und 
Hemmnisse ansprechen und so Synergien erzielen. Hierbei ist es besonders wich-
tig, aktuelle empirische Ergebnisse zur Wirksamkeit von Umsetzungsinstrumenten 
sowie zu ihren Wechselwirkungen im Rahmen von Instrumentenpaketen zu be-
rücksichtigen. Für die Instrumentenpakete ist dann deren Wirksamkeit abzuschät-
zen und deren Wirtschaftlichkeit für die Instrumentenanbieter sowie die 
Volkswirtschaft und die Teilnehmerinnen und Teilnehmer zu untersuchen. 
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Damit die Instrumentenpakete, vor allem die sektor- und technologiespezifischen E-
nergieeffizienz-Instrumente in der linken Säule der vorstehenden Abbildung, organisiert 
und finanziert werden können, bedarf es eines förderlichen Rahmens für Energieeffi-
zienz-Programme und -Dienstleistungen. Eine Möglichkeit, einen solchen Rahmen und 
zugleich einen koordinierenden Akteur und Motor für die Instrumentenpakete zu schaf-
fen, ist ein EnergieSparFonds. Eine andere Möglichkeit ist eine gesetzliche oder ver-
einbarte Verpflichtung Energielieferanten oder der Strom- und Gasnetzbetreiber, bei 
ihren Kundinnen und Kunden bzw. den ans Netz angeschlossenen Verbraucherinnen 
und Verbrauchern eine bestimmte Mange an Energie einzusparen. Dies wäre mit der 
garantierten Möglichkeit zu verknüpfen, die Kosten von Energieeffizienz-Programmen 
über die Energiepreise bzw. Netzentgelte abrechnen zu können. 

Warum ein integriertes Unterstützungsangebot wichtig ist, zeigt der Blick auf die 
Situation kleiner oder mittlerer Unternehmen (KMU): Bei vielen KMU sind zunächst 
gute Beispiele zur Bewusstseinsschaffung wichtig, dass Energieeffizienz ein wichtige 
Option sein könnte, ihre Produktionskosten zu senken und damit ihre Wettbewerbsfä-
higkeit zu erhöhen. Zwar ist das Bewusstsein durch Energiekostensteigerungen der 
vergangenen Jahre bereits gestiegen. Gute Beispiele zu erfolgreichen Kostensenkun-
gen durch Energieeffizienz, die Gründung von Netzwerken (z.B. zum Erfahrungsaus-
tausch unter Betrieben wie beim Modell Hohenlohe in Baden-Württemberg), aber auch 
die Ausschreibung von Preisen sind Ansätze, die verfolgt werden, um die Unterneh-
men zu motivieren. Hierauf folgen müssen jedoch gezielte Informationsangebote und 
Qualifizierungsmaßnahmen, die aber nicht zu einer Überforderung oder Informations-
überflutung der Adressaten führen dürfen. Aber auch, wenn die Motivation da ist und 
genügend Informationen zur Verfügung stehen, fehlt oft der Schwung, die Kostensen-
kungspotentiale auch tatsächlich zu erschließen, beispielsweise weil die Herausforde-
rungen des Unternehmensalltages die Konzentration auf das Kerngeschäft erfordern. 
Adäquate Dienstleistungsangebote können daher schließlich bei der Umsetzung der 
Energieeffizienzaktivitäten helfen.  

Unterstützungsmaßnahmen und Unterstützer treffen immer wieder auf Widerstände 
und kontraproduktive Anreizbedingungen im Marktsystem. Ein wesentlicher, oben be-
reits angesprochener Punkt sind die Anforderungen, die von den Finanzmärkten her 
rühren und hoch rentable Einsparinvestitionen verhindern. Die Steigerung der Energie-
effizienz geschieht auch nicht immer konfliktfrei. Beispielsweise existieren etablierte 
Energieanbieter, die Umsatzeinbußen fürchten und sich gegen gesamtwirtschaftlich 
sinnvolle Unterstützungsprogramme stellen. Erfahrungen aus der Energieeinsparpolitik 
anderer Länder (z.B. Dänemark oder Großbritannien) zeigen jedoch, dass der Ord-
nungsrahmen so gestaltbar ist, dass negative Anreize und Widerstände etablierter E-
nergieanbieter verringert oder sogar ins Positive gekehrt werden können. Dies erfordert 
jedoch eine engagierte klare politisch-administrative Rahmensetzung für Ener-
gieeffizienz im Markt.  

Dass sektorale Einsparungen, z.B. beim Stromsparen, (genauso auch der  Ausbau der 
Erneuerbaren) unter  dem Emissionshandel nichts für den  Klimaschutz bringen, weil 
die Geasmtmenge der Emissionen (die Cap) festgelegt sei, ist ein altes  Argument, das 
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in letzter Zeit eine Renaissance erlebt hat. Dieses Argument ist aus folgenden Gründen 
falsch (vgl. ausführlicher Thomas/Irrek 2008): 

• Einsparungen jetzt verbessern die Basis für strengere Caps im Emissionshandel 
morgen, die Caps müssen mit den Zielen sektoraler Politik harmonisiert werden. 

• Damit Einsparungen unmittelbar wirksam werden können, sollte von 2013  bis 2020 
(und danach) der Reduktionspfad der Caps, den die Kommission vorgeschlagen 
hat, nach unten flexibel sein, d.h. dass man ihn weiter verschärfen kann. Das wür-
de auch die Zertifkatspreise stabilisieren. Eine Aufweichung des Reduktionspfads 
durch temporäre Erhöhung der Caps muss allerdings ausgeschlossen bleiben. 

Hinzu kommen zwei weitere Argumente: 

• Nur wenn die Industrieländer zeigen, dass sie ihre eigenen Emissionen in allen 
Bereichen drastisch mindern können, können sie die Entwicklungs- und Schwellen-
länder davon überzeugen, dass es auch für sie möglich ist. 

• Energiesparen durch Effizienz sowie Erneuerbare Energien haben neben dem 
Klimaschutz viele weitere Vorteile, individuell und gesamtwirtschaftlich. Auch ohne 
Klimaschutz ist Energiesparen sinnvoll und sollte verbesserte förderliche Rahmen-
bedingungen bekommen. 
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4 Rolle des Landes Hessen 

Das Land Hessen kann in einem solchen Politikinstrumente-Mix – ergänzend zu In-
strumenten des Bundes und auf internationaler Ebene – mit eigenen Politiken und 
Maßnahmen eine wichtige Rolle bei der Förderung von Energieeffizienzsteigerungen 
einnehmen. 

Zum einen kann empfohlen werden, Multiplikatoren auf Landesebene wie die im 
Rahmen eines Dienstleistungsvertrages mit dem Land arbeitende selbständige hes-
senENERGIE GmbH und lokale Energieeffizienz-„Netzwerkknoten“ von Kommu-
nen, Verbraucherzentralen, Stadtwerken, Handwerkskammern etc. noch aktiver als 
bisher zu nutzen und zu fördern oder dort, wo sie bislang nicht aktiv sind, neu zu instal-
lieren. Nur so können flächendeckend – ggf. mit Unterstützung von Wirtschaftsakteu-
ren - adäquate Informations- und Impulsberatungsangebote geschaffen werden. Diese 
dürfen und können nicht bei Information und (möglichst aufsuchender) Beratung ste-
hen bleiben, stellen sondern die Verknüpfung zu Umsetzungsakteuren vor Ort und zu 
bestehenden Fördermöglichkeiten von Umsetzungsprozessen her und machen es so 
den Energienachfragern leicht, Energieeffizienzpotenziale zu realisieren. So werden 
auch mehr Fördermittel der KfW aus dem CO2-Gebäudesanierungsprogramm nach 
Hessen geholt. 

 

Insbesondere im Stromeffizienzbereich, in dem es kaum existierende Fördermaßnah-
men gibt, sollte das Land – zumindest bis zur Einführung entsprechender Instrumente 
auf Bundesebene – gezielte, zielgruppenspezifische Förderprogramme anbieten. 
Konzepte für derartige Förderprogramme finden sich z.B. in Irrek/Thomas 2006. Das 
Land könnte hierbei insbesondere eine ergänzende Förderung von Maßnahmen im 
kommunalen Bereich durchführen und die Finanzierung von die kommunalen Haushal-
te entlastenden Energieeinsparmaßnahmen trotz angespannter Haushaltslagen er-
möglichen. 

Ergänzend können regionale Netzwerke von Unternehmen gefördert werden (vgl. das 
genannte Beispiel aus Hohenlohe), das Impulsprogramm Hessen zur Fort- und Weiter-
bildung wieder gestärkt und freiwillige Vereinbarungen z.B. mit der Wohnungswirtschaft 
zum Erreichen bestimmter Klimaschutzziele geschlossen werden. Diese sind glaub-
würdiger und erfolgreicher, wenn sie mit Unterstützung durch HessenEnergie und Im-
pulsprogramm verknüpft werden. Sie können auch weitere KfW-Fördermittel z.B. aus 
dem neuen Sonderfonds für KMU nach Hessen lenken. 

Ein wichtiger Bereich, in dem das Land selbst als Vorbild vorangehen, Energiekosten 
reduzieren und Energieeffizienz steigern kann, sind die vom Land genutzten Liegen-
schaften. Hier sollte das Land ambitionierte Energieeinsparziele bei Investition, Mo-
dernisierung und Bewirtschaftung setzen. Auch bei der Beschaffung (inklusive 
Fuhrparkmanagement) lassen sich Energieeinspar- und Kostenreduktionsmöglichkei-
ten durch entsprechende Beschaffungsrichtlinien realisieren (vgl. z.B. Danish Electricity 
Saving Trust 2008). 
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In dieser Stellungnahme zu kurz gekommen sind darüber hinaus die vielfältigen Mög-
lichkeiten des Landes, die Energieeffizienz der Verkehrssysteme durch Instrumente 
der Verkehrsvermeidung und Verlagerung und die landesweite Einführung von 
Tempolimits auf Autobahnen zu erhöhen (vgl. Wuppertal Institut 2006a zu CO2-
Minderungsmaßnahmen im PKW-Verkehr). 

Neben den eigenen Maßnahmen sollte sich das Land im Bundesrat und bei der EU 
dafür einsetzen, dass die Energieeffizienzpolitik auf Bundes- und EU-Ebene entschie-
den verstärkt wird. Dazu gehören u.a. 

• Die Einrichtung eines EnergieSparFonds des Bundes und/oder von Energiespar-
zielen für die Energiewirtschaft 

• Eine zielgerichtete Umsetzung der EU-Richtlinie zu Endenergieeffizienz und Ener-
giedienstleistungen in Deutschland: anstreben, das Ziel von 9 % Energieeinspa-
rung bis 2016 als zusätzliche Energieeinsparung gegenüber dem Trend zu erfüllen, 
keine Einsparungen vor 2008 anrechnen 

• Die Weiterentwicklung der EU-Richtlinie zur Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden 
und die stufenweise Verschärfung der Anforderungen der EnEV hin zum Passiv-
hausstandard für Neubauten, z.B. ab 2015 

• An der besten verfügbaren Technik bzw. Top-Runnern orientierte Umsetzung von 
Höchstwerten für den Energieverbrauch von Geräten und Anlagen im Rahmen der 
Ökodesign-Richtlinie 

• Eine Ausweitung und Anpassung der Energiekennzeichnung an den Energieeffi-
zienz-Fortschritt 

• Einführung eines CO2-Ziels für PKW von 120 g/km im Flottendurchschnitt ab 2012 
und weitere Verbesserung bis 2020 und darüber hinaus. 
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5 Quellen 

Danish Electricity Saving Trust (2008): Purchasing Guidelines. Making it easy for all organisati-
ons to purchase energy-efficient products and save money. 

HMWVL [Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und Landesentwicklung] (2006): Ener-
giebericht 2006, Wiesbaden 

Irrek, W. und S. Thomas (2006): Der EnergieSparFonds für Deutschland, edition der Hans-
Böckler-Stiftung 169, Düsseldorf  

Thomas, S.; Irrek, W. (2008): Endenergieeffizienz und Emissionshandel, in: Schüle, R.: Gren-
zenlos handeln? Emissionsmärkte in der Klima- und Energiepolitik, München, 56-73 

Wuppertal Institut (2006): Optionen und Potenziale für Endenergieeffizienz und Energiedienst-
leistungen, Kurzfassung, Endbericht im Auftrag der E.ON AG, Wuppertal 

Wuppertal Institut (2006a): Klimawirksame Emissionen des PKW-Verkehrs und Bewertung von 
Minderungsstrategien, Wuppertal Spezial 34, bearbeitet von Karl Otto Schallaböck et al., 
Wuppertal 
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Zukünftige Energie- und Klimaschutzpolitik in Hessen 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Ausschussvorsitzender Heidel,  

sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 

 

wir danken für die Gelegenheit zur Stellungnahme zu dem Thema "Zukünftige Energie- 

und Klimaschutzpolitik in Hessen". 

 

Wir haben unsere Mitgliedschaft um eine Position zu den kommunalrelevanten Themen 

aus dem Bereich "Fragen Sachverständige" gebeten. Die folgenden Ausführungen 

basieren daher hauptsächlich auf den Erfahrungen und Einschätzungen unserer 

Mitglieder. 

 

 

Themenkomplex 1: Skizzierung der Ausgangssituation mit Rahmenbedingungen 
Frage 2: Wie sieht die Erfolgsbilanz bestehender Politikinstrumente zur Förderung von 
erneuerbareren Energien sowie Energieeffizienz und Energieeinsparung auf EU-, Bundes- 
und Landesebene (z.B. EEG, KWK-G, EnEV, Emissionshandel etc.) aus? Welche 
Instrumente sind erfolgreich, welche weniger?  
 

1. EU-Ebene  
Seitens unserer Mitgliedschaft wird darauf hingewiesen, dass EU-Förderangebote in den 

Kommunen nicht sehr gut bekannt sind. Zudem erschwere der hohe bürokratische 

Aufwand bei der Antragstellung die Inanspruchnahme der Förderangebote. Es wird daher 

angeregt, eine kompetente Beratung des Landes verbunden mit einer aktiven 

Hessischer Städtetag * Frankfurter Straße 2 * 65189  Wiesbaden
 
Hessischer Landtag 
Herrn Ausschussvorsitzenden Heinrich Heidel 
 
Per E-Mail: K.Thaumueller@ltg.hessen.de 
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Unterstützung der zur Förderung beantragten Vorhaben bei den zuständigen Stellen zu 

fördern. 

 

2. Bundesebene 
Die Fördermaßnahmen des Bundes werden zum Teil als erfolgreich beurteilt. Es seien 

durchaus positive Anreize zur Investition in Anlagen nach dem EEG und KWK-G zu 

verzeichnen.  

 
Hinsichtlich der Fördermaßnahmen, die sich an die Kommunen richten, wird jedoch zum 

Teil beklagt, dass deren Schwerpunkt auf der Erstellung von Konzepten und Beratung / 

Begleitung bei der Umsetzung der Konzepte liegt und damit an den eigentlichen 

Bedürfnissen der Kommunen vorbeigehe. Zuschüsse zu den Investitionskosten (bspw. für 

Nahwärmenetze, für Pilotanlagen) seien in der Regel nicht vorgesehen. Häufig mangele 

es den Kommunen nicht an Energie- und Klimaschutzkonzepten. Vielmehr scheitere deren 

Umsetzung in vielen Fällen an der im Vergleich zu herkömmlichen 

Energieversorgungssystemen nicht darstellbaren Wirtschaftlichkeit. Eine bessere 

Förderung der Umsetzung von Konzepten sei daher dringend erforderlich, um die 

vorhandenen Potentiale zur Energieeinsparung und CO2-Minderung wirksam nutzen zu 

können. 

 

3. Landesebene 

Auf Landesebene gibt es im Unterschied zu früher kaum noch relevante finanzielle 

Fördermöglichkeiten zum Beispiel für erneuerbare Energien. Hier sehen die Mitglieder 

dringenden Handlungsbedarf, insbesondere hinsichtlich der Förderung von Kommunen. 

 

 

Themenkomplex 2: Energieeffizienz und Co2-Einsparung sowie Energieeffizienz und 
Umweltbelastung konventioneller Energieträger 
Frage 5: Welche Energieeinspar- und effizienzpotentiale bestehen im deutschen bzw. 
hessischen Gebäudebestand (Wohn-, Gewerbe-, Industriegebäude sowie Gebäude der 
öffentlichen Hand) und mit welchen Maßnahmen und Politikinstrumenten lassen sich diese 
Potenziale erschließen? 
 

Neben allgemeinen Möglichkeiten, wie dem Einsatz energieeffizienter Gebäudetechnik, 

oder einer stärkeren Berücksichtigung von Wärmedämmung, kommen vor allem folgende 

Maßnahmen in Betracht:  
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1. Wohngebäude – Bezuschussung von Investitionsmaßnahmen 
Nach allgemein bekannten Untersuchungen liegt das Wärme- und Stromeinsparpotenzial 

in deutschen Privathaushalten bei bis zu 30 Prozent. Durch Investitionsmaßnahmen und 

Verhaltensänderungen lassen sich diese Potenziale erschließen. Hierzu gibt es Angebote 

von Kredithilfen bis hin zu finanziellen Unterstützungen.  

 

Die Erfahrungen unserer Mitglieder zeigen, dass Fördermaßnahmen, die auch einen 

Zuschussanteil beinhalten, bereitwilliger angenommen werden als Kreditverbilligungen. 

Daher sollten für energetische Verbesserungen des Wohngebäudebestands wesentlich 

mehr finanzielle Zuschüsse angeboten werden.  

 

2. Gewerbe- und Industriegebäude – Energieberatungsangebote und 
Energiemanagementangebote 
Durch abgestufte Energieberatungsangebote und Energiemanagementangebote für kleine 

und mittlere Firmen, Handwerksbetriebe, mittelständige Unternehmen sowie 

Industrieunternehmen könnten Schwachstellen und Kostenstellen in den Betrieben 

aufgezeigt werden und Verbesserungsvorschläge gemacht werden. Hier gilt es, Angebote 

durch entsprechend qualifizierte Energieberater vorzulegen. 

 

3. Exakte Überprüfung des durch die EnEV vorgeschriebenen Bauzustandes 
Nach den Erfahrungen unsere Mitglieder stimmen EnEV-Berechnungen sehr häufig nicht 

mit dem tatsächlichen Bau überein. Beim Neubau sollte der durch die EnEV 

vorgeschriebene Bauzustand daher nicht nur auf dem Papier (Bauantrag) überprüft, 

sondern auch während des Baufortschritts begleitet und überwacht werden. Hier bietet 

sich nach Meinung eines der Mitglieder der Einsatz eines staatlichen Kontrollorgans an.  

 

4. Höhere Vergütungssätze für den Strom bei BHKWs 
Bei Blockheizkraftwerken wären die Vergütungssätze für den Strom soweit anzupassen, 

dass ein wirtschaftlicher Betrieb auch bei kleineren Einheiten möglich wird. 

 

5. 50 %ige Förderfähigkeit kommunaler Energie- und Klimaprogramme  

Ebenso wird angeregt, kommunale Energie- und Klimaprogramme, die sich nicht nur 

auf die kommunale Infrastruktur beziehen, in Landesprogrammen mit 50 % als 
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förderfähig anzuerkennen. Für Pilotumsetzungsmaßnahmen sollte der gleiche Anteil 

gelten. 

 

 

Themenkomplex 3: Erneuerbare Energien 
Frage 8: Wie können die hessischen Potenziale zur Nutzung erneuerbarer Energien zur 
Strom- und Wärmebereitstellung bestmöglich genutzt werden und welche Aktivitäten der 
Landespolitik sind dazu notwendig? 
 

Förderung von Solarstrom  
Zur Förderung von Solarstrom sieht eines unserer Mitglieder ein nach Privathaushalten 

und öffentlichen Gebäuden differenziertes Konzept vor: 

 

1. Privathaushalten – Zuschüsse 
Nach diesem soll Solarstrom bei Privathaushalten durch lokale Barzuschüsse unterstützt 

werden. In Betracht kämen insoweit Förderungen des Landes, der Kommunen und des 

lokalen Energieversorgers. Wenn finanzielle Förderungen nicht gewollt oder möglich sind, 

sei zu überlegen, ob nicht Beratungsleistung unterstützt werden könnten.  

 

2. Öffentliche Gebäude – Pflicht zum Bau von solaren Brauchwasseranlagen und / 
oder Solarstromanlagen 
Bei Neubauten und umfangreichen Sanierungen von öffentlichen Gebäuden sollte nach 

dem Konzept der Bau von solaren Brauchwasseranlagen und / oder Solarstromanlagen 

zwingend vorgeschrieben werden, um einen bestimmten Anteil der benötigten Wärme- 

und elektrischen Energie über Solaranlagen zu decken. 

 

 
Themenkomplex 6: Die Rolle der Stadtwerke für eine umweltfreundliche und 
verbrauchernahe Energieversorgung 
Frage 15: Welche Chance gehen aus unabhängigen lokal verorteten Stadtwerken für die 
Energieeinsparung, Effizienzmaßnahmen sowie Ausbau und Nutzung erneuerbarer 
Energien auch unter Berücksichtigung des Netzbetriebs hervor und welche Effekte hat 
eine Stärkung kommunaler Stadtwerke auf die lokale Wertschöpfung? 
 

1. Chancen für die Energieeinsparung, Effizienzmaßnahmen sowie Ausbau und 
Nutzung erneuerbarer Energien 
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Wegen des regionalen und örtlichen Bezugs können lokal vorhandener Potentiale der 

regenerativen Energien und der dezentralen Energieerzeugung (Kraft-Wärme-Kopplung) 

umfassender und effizienter erschlossen werden sowie neue Technologien und Projekte 

gefördert und vorangetrieben werden.  

 

Die unmittelbare Nähe zu den Bürgern sowie die vielfältigen Kundenkontakte machen es 

zudem möglich, das ökologische Verständnis der Bürger zu prägen und durch eine 

individuelle Beratung bei den Kunden vorhandene Energieeinsparpotenziale zu 

erschließen.  

 

2. Effekte auf lokale Wertschöpfung 

Vor diesem Hintergrund sind durch die Stärkung kommunaler Stadtwerke positive Effekte 

auf die lokale Wertschöpfung zu erwarten. Die nachhaltige Bewirtschaftung natürlicher 

Ressourcen, die Entwicklung neuer Technologien zur Nutzung lokaler Potentiale sowie 

Investitionen beispielsweise in KWK-Anlagen führen zu einer Stärkung des lokalen Profils, 

zur Schaffung oder Sicherung von sowie zur allgemeinen Verbesserung der Auftragslage 

in der Region.  

 

Ein Rückzug der lokalen Stadtwerke dagegen würde langfristig die Verteuerung des 

Energieeinkaufs für die Industrie und damit ebenfalls die Gefahr des Rückzugs aus 

peripheren Lagen bedeuten. 

 
Mit freundlichen Grüßen 

 
(Dr. Jürgen Dieter) 
Geschäftsführender Direktor 
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Stellungnahme zur Anhörung  

„Zukünftige Energie- und Klimaschutzpolitik in Hessen“ 

des Ausschusses für Umwelt, ländlichen Raum und Verbraucherschutz,  

im Hessischen Landtag, September 2008 

 
Dr.-Ing. Dipl.-Phys. Gregor Czisch 

 
 

 

Vorbemerkung 

 
Im Folgenden wird zu ausgesuchten Fragen des Themenkatalogs des Ausschusses für Umwelt, ländlichen 
Raum und Verbraucherschutz des Hessischen Landtags Stellung genommen. Dabei liegt ein Schwerpunkt 
auf Aspekten der zukünftigen Stromversorgung und der Nutzung regenerativer Energien. Damit ist mit der 
Stromversorgung der für die Klimaentwicklung mit Abstand wichtigste Sektor des Energieverbrauchs 
adressiert. Allein die Stromerzeugung verursacht weltweit fast die Hälfte der Emissionen des Klimagases 
Kohlendioxid aus fossilen Brennstoffen (s.a. [CS2007]). Insbesondere aufgrund des großen Anteils der 
Kohleverstromung ist die Stromversorgung auch in Deutschland der mit weitem Abstand größte Emittent 
von Kohlendioxid unter allen Verbrauchssektoren. Ihre CO2-neutrale Gestaltung stellt sich damit als 
Schlüssel zur Nachhaltigkeit dar. Gelingt es eine kostengünstige klimaschonende Stromversorgung zu 
etablieren, können über die Elektrifizierung anderer Sektoren weitere Erfolge für den Klimaschutz erzielt 
werden. 
 

Zu den Kernfragen 

 
1. Kernfrage: „Wie kann der Anteil erneuerbarer Energien am Endenergieverbrauch (ohne Ver-

kehr/Kraftstoffe) deutlich gesteigert werden.“ 
 
Neben der Frage nach den nutzbaren Potentialen erneuerbarer Energien (EE) ist mit der Frage nach der 
Steigerung ihres Anteils am Energieverbrauch auch die Frage nach der Struktur des Energieverbrauchs 
gestellt sowie nach den Kosten der Energieversorgung und somit nach ihrer Sozialverträglichkeit. Die 
Nutzbarkeit der Potentiale wird ganz wesentlich auch vom technischen System bestimmt, in das sie einge-
bunden sind. Sollen beispielsweise zukünftig Kraftwerke ersetzt werden, die in Grundlast betrieben wer-
den, kann das nicht einfach durch die Installation von anderen Erzeugungskapazitäten mit der gleichen 
Jahreserzeugung geschehen.  
 
 
Beispiel Photovoltaik als Ersatz: So würde beispielsweise der Ersatz der Jahreserzeugung eines Grund-
lastkraftwerks mit einem Gigawatt Leistung und einer jährlichen Produktion von 8 TWh durch Photovol-
taikanlagen die Installation von etwa 8 Gigawatt Photovoltaikanlagen erfordern. Deren Erzeugungsverhal-
ten ist aber völlig anders geartet als das des Grundlastkraftwerks. Die Photovoltaikanlagen würden in 
manchen Situationen fast zeitgleich die gesamte Nennleistung in die Netze einspeisen und nachts grund-
sätzlich keinen Strom liefern. Wollte man das gleiche Produktionsverhalten erreichen – also kontinuierlich 
gleichhohe Erzeugung, müssten große Speicher mit großen Leistungen zur Verfügung stehen. Diese wür-
den hohe Kosten verursachen und große Verluste, die einen entsprechenden Mehrbedarf nach sich ziehen 
würden. Bei relativ kleinen Photovoltaikleistungen stellt sich das Problem so nicht: da von diesen Anlagen 
die Leistung tendenziell zu Zeiten der Höchstlast abgegeben wird, kann die Erzeugung bis zu einer gewis-
sen Leistungsobergrenze vollständig abgenommen werden. Das Problem tritt somit erst bei großen Leis-
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tungen auf. Wollte man beispielsweise in Hessen jährlich den Anteil von 8 TWh am Stromverbrauch von 
etwa 39 TWh durch Photovoltaik ersetzen und einen ebensogroßen Anteil in den übrigen Bundesländern, 
so entspräche das insgesamt einer Strommenge von 110 TWh sowie einer Installation von etwa 110 GW 
Photovoltaikanlagen. Diese Leistung übertrifft bei weitem den Spitzenwert des Stromverbrauchs. Die 
Leistung aus diesen Anlagen ist also bei maximaler Erzeugung nicht mehr zeitgleich in Deutschland nutz-
bar. Schon viel früher wird der Effekt auftreten, dass entweder die vorhandenen Transportkapazitäten 
nicht mehr ausreichen, um den Strom dem Verbrauch zuzuführen und deshalb ein Ausbau des Leitungs-
systems und/oder ein Bau von Speichern notwendig wird. Für Hessen errechnete sich beim obigen Bei-
spiel – bei heute marktüblichen Preisen für Photovoltaikanlagen inklusive deren Installation –  die Investi-
tion auf etwa 40 Mrd. € und für die Bundesrepublik auf 550 Mrd. €1. Die Investitionssumme in Braunkoh-
lekraftwerke gleicher Jahreserzeugung würde dagegen nur bei etwa einem Fünfzigstel dessen liegen, was 
hier beispielhaft für die  Photovoltaik überschlagen wurde und bei Windkraft läge sie anhängig – von der 
Standortqualität – etwa bei einem Zehntel2. Dies wirft unweigerlich die Frage nach den Kosten und deren 
Zumutbarkeit auf. 
 
Auch bei anderen regenerativen Erzeugungsmethoden können ähnlich gelagerte Probleme auftreten. Auch 
die Windenergie produziert nicht wie ein Grundlastkraftwerk oder gar so, wie es der Verbrauch erfordern 
würde. Auch die Überlagerung der Stromerzeugung aus Wind und Sonne trägt  nicht jederzeit zu einer 
Verbesserung der Situation bei. Die Nutzung erneuerbarer Energien wirft neue Fragen auf, die nach neuen 
Antworten verlangen. Eine Umstellung auf Erneuerbare Energien erfordert daher einen Wandel im Sys-
tem. Es geht nicht darum,  Kraftwerke, die heute in Grundlast betrieben werden, eins zu eins durch die 
Produktion aus erneuerbaren Energien zu ersetzen. Ein zunehmender Anteil der Erneuerbaren wird länger-
fristig deutliche Veränderungen des Stromversorgungssystems nach sich ziehen. Diese Veränderungen 
können großteils heute schon antizipiert werden. Sich auf sie einzustellen und rechtzeitig entsprechende 
Maßnahmen einzuleiten ist ein Gebot der Stunde.  
 

Zukunftsoption großräumige Stromversorgung und Schritte zur Umsetzung 

 
Betrachtet man die Versorgungsaufgabe nicht allein aus nationaler oder Landes-Perspektive sondern von 
übergeordnetem Standpunkt, ergeben sich interessante Perspektiven für eine Vollversorgung mit erneuer-
baren Energien.  
 
Mit Hilfe eines Stromnetzes, das sich über ganz Europa bis zu den Nachbarn in Afrika und Asien erstreckt 
und in diesem Gebiet die Quellen der regenerativen Stromerzeugung miteinander verbindet, könnte der 
gesamte Strombedarf im genannten Gebiet aus erneuerbaren Energien kostengünstig gedeckt werden3. 
Eingespeist würde der Strom aus Wind- und Wasserkraft, Sonnenenergie oder Biomasse dort, wo die bes-
ten Potentiale zu finden sind und sich das – für die Bedarfsdeckung – beste gemeinsame zeitliche Erzeu-
gungsmuster ergibt: Windenergie und Wasserkraft in Nordeuropa, Windstrom und Strom aus solarthermi-
schen Kraftwerken in der Sahara, Biomasse in Zentraleuropa, Windenergie aus Nordrussland und Westsi-
birien.  
 
Ein wesentlicher Vorteil der großräumigen Nutzung der erneuerbaren Energien ist, dass die Vernetzung 
der verschiedenen Energiequellen die Schwankungen bei der Stromerzeugung aus Wind und Sonne aus-
gleichen. Deshalb kann auch der größte Teil des Stroms aus der vergleichsweise kostengünstigen Wind-

                                                
1 Gerechnet wurde hier überschlägig mit Preisen für Photovoltaikanlagen inklusive Installation von 5000 €/kW. Die-
se Preise sind leider noch immer üblich, wie beispielsweise das Ergebnis einer Umfrage der  Deutschen Gesellschaft 
für Solarenergie mit einem Durchschnitt von 4837 €/kW belegt [DGS2007]. Die durchschnittliche Anlagenleistung 
lag bei der Umfrage bei 14 Kilowatt. Auch Anfang 2008 wird selbst bei größeren dachaufgeständerten PV-Anlagen 
im Leistungsbereich von mehreren 10 Kilowatt noch von Preisen deutlich über 5000 €/kW berichtet. Die Preise sind 
in den letzten Jahren kaum gefallen (vgl. [GC2005]). 
2 An Spitzenstandorten, wie sie beispielsweise in Nordafrika bekannt sind, lägen die erzeugungsspezifischen Investi-
tionskosten bei deutlich weniger als einem Zwanzigstel der obengenannten Kosten für die photovoltaische Produkti-
on. 
3 Die Frage der regenerativen Vollversorgung wurde anhand verschiedener Szenarien einer weitgehend CO2–
neutralen Stromversorgung für Europa und seine nähere Umgebung untersucht [GC2005]. 
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energie bereitgestellt werden. Windstrom wird an den besten Standorten in und um Europa produziert und 
über ein leistungsstarkes Transportnetz in die Ballungsräume transportiert. In einem solchen Ansatz ließen 
sich Klimaschutz und kostengünstige Stromversorgung in Einklang bringen. Die Stromkosten bei Überga-
be vom dazu neu zu errichtenden Transportnetz (Supernetz) an die nationalen Hochspannungsnetze könn-
ten in einem solchen System ähnlich niedrig – oder sogar niedriger – liegen als die des Stroms aus fossil 
gefeuerten Kraftwerken heute (vgl. z.B. [GC2005] oder [GC2007]).   
 
Darüber hinaus würde ein derartiger Versorgungsansatz die Interessen der verschiedensten involvierten 
Partnerländer zusammenführen. Beispielsweise sind die kostengünstig erschließbaren Potenziale erneuer-
barer Energien in der Schweiz begrenzt. Will die Schweiz eine kostengünstige Stromversorgung mit EE 
anstreben, ist sie auf Partner mit besseren Potentialen angewiesen. Dementsprechend hat die UREK-S 
Subkommission „Energiepolitik“ der „Kommissionen für Umwelt, Raumplanung und Energie (UREK)“ 
des Nationalrats und des Ständerats der Schweiz auf ihrem Hearing „Strom: Stromlücke und Stromim-
port“ im April 2007 im Beisein der Vorstandsvorsitzenden der führenden Schweizer Stromversorgungsun-
ternehmen unter anderem die Möglichkeit des Imports von Strom aus Offshore-Windenergie aus Deutsch-
land und Frankreich erörtert. Vorgestellt wurde eine Kooperation in gegenseitigem Interesse, in der die 
Schweiz einerseits mit ihren schnell regelbaren Speicherwasserkraftwerken zur Leistungssicherheit bei-
trägt und andererseits elektrische Energie in Form von Strom aus Offshore-Windenergie bezieht. Das be-
sprochene Konzept beinhaltet Bau und Finanzierung der Offshore-Windparks sowie des Hochspannungs-
Gleichstrom-Übertragungs-Systems für den Stromtransport von der Küste bis in die Schweiz jeweils mit 
Auskoppelstellen in Deutschland und Frankreich. Das Konzept wurde dabei auch als Keimzelle für eine 
internationale Stromversorgung mit erneuerbaren Energien verstanden.  
 
Ein anderes Beispiel für das  Interesse an einer derartigen Kooperation im internationalen Stromverbund 
ist Marokko: Im Juni 2007 trafen sich in Husum bei der Veranstaltung der Windcomm4 „Marokko als 
Zukunftsmarkt für Erneuerbare Energien“ hochrangige Marokkanische Vertreter aus Wirtschaft, Wissen-
schaft und der Marokkanischen Regierung mit Vertretern aus dem öffentlichen Finanzsektor und von Mi-
nisterien Schleswig-Holsteins sowie der GTZ und der Deutschen Windindustrie. Ein zentrales Thema war 
die Möglichkeit des Exports von Strom aus Marokkanischer Windenergie nach Europa. Für Europa ver-
spricht diese Option kostengünstigen Windstrom, der sich wegen seiner jahreszeitlich zum Europäischen 
Windstrom gegenläufigen Produktionsverläufe hervorragend in den Europäischen Strommix integrieren 
ließe. Für Marokko gibt es zwei existenzielle Gründe, die für diese Option sprechen: Einerseits ist der 
heimische Verbrauch an elektrischer Energie so klein, dass sich nur verhältnismäßig winzige Anteile der 
riesigen Windpotentialen nutzen ließen und eine Erschließung der Potentiale vieler Gebiete aufgrund der 
geringen, ins Marokkanische Netz integrierbaren, Leistung nicht wirtschaftlich wäre. Dies führt dazu, dass 
Marokko – trotz des im Überfluss vorhandenen Potentials – mit dessen heimischer Nutzung allein der 
großen Bedrohung durch den Klimawandel kaum etwas Nennenswertes entgegenzusetzen hat5. Erst eine 
Kooperation mit den Hauptverursachern des CO2-Ausstoßes macht einen wesentlichen Beitrag Marokkos 
möglich. Andererseits bieten die Windressourcen für Marokkos Wirtschaft nur dann große Wachstums-
chancen, wenn der Windstrom auch für den Export erzeugt wird. So ließen sich mit einer Europäisch-
Marokkanischen Klima-Kooperation Dimensionen erreichen, die ein volkswirtschaftlich relevantes 
Wachstum schaffen könnte, verbunden mit dringend benötigtem Zufluss von Devisen und der Reduzie-
rung der drückenden Arbeitslosigkeit. Sinnvollerweise würde Marokko dann eine hohe Fertigungstiefe bei 
allen Technologien anstreben, die für diesen Export benötigt werden. Andererseits wird das ein langfristi-
ger Prozess sein, währenddessen sich auch den heutigen Herstellern und deren Standorten sehr attraktive 
Entwicklungschancen bieten.  
 
Auch für Russland könnte eine intensive Kooperation im Bereich der Nutzung erneuerbarer Energien von 
wirtschaftlichem Interesse sein. Mit Windstrom von den hervorragenden Standorten in Nordrussland und 
Westsibirien könnte Russland zu einem Großexporteur erneuerbaren Stroms werden. Darin wäre der groß-
räumige Stromtransport vergleichbar mit der heutigen Situation im Erdgasbereich. Allerdings existiert 

                                                
4 Zur Veranstaltung „Marokko als Zukunftsmarkt für Erneuerbare Energien“ siehe auch [Win2007], [Win2007a] und 
[Win2007b]. 
5 Schon in den letzten Jahrzehnten gab es in Marokko einen signifikanten Rückgang der Niederschläge. Der anthro-
pogene Klimawandel könnte diesen Trend noch in diesem Jahrhundert so verschärfen, dass er für Marokko zur exi-
stenziellen Bedrohung wird (s.a. [CLV2003] u. [GC2005]). 
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heute im Gegensatz zum Strombereich schon ein leistungsstarkes Erdgasnetz, dessen Transportleitungen 
sich von Westsibirien bis Algerien erstrecken6. Im Unterschied dazu würde aber beim Stromnetz nicht 
klimaschädliches Erdgas transportiert, sondern CO2-neutraler erneuerbarer Strom. Da die Ressource 
Windenergie nicht zur Neige geht, könnte sie langfristig die Einkommensquelle Erdgas ablösen. Anfangs 
könnte das Erdgas oder auch Flaregas7 aus der Russischen Ölproduktion – im Falle einer Kooperation mit 
Russland – aktiv dazu eingesetzt werden, die Übergangsphase zu unterstützen, indem die mehr oder weni-
ger fluktuierende Erzeugung von Windstrom aus Westsibirien durch gezielte Verstromung ebenfalls 
Westsibirischen Gases bedarfsgerecht unterstützt wird. Die Option, Windstrom für Europa zu produzieren, 
bietet sich als strategische Energiepartnerschaft zwischen Russland und Europa an und ist weder durch die 
Ressourcenreichweite noch durch die Klimafolgewirkungen zeitlich begrenzt. Für die Importeure stellt 
sich die Situation bei erneuerbarem Strom besser dar als bei Erdgas, da hier nicht mit einer zunehmenden 
Verknappung der Ressource und der damit einhergehenden, zunehmenden Abhängigkeit von immer weni-
ger Lieferanten zu rechnen ist, sondern sich die Quellen günstigen regenerativen Stroms mit dem zu er-
wartenden wirtschaftlich/technischen Fortschritt bei der regenerativen Stromerzeugung langfristig ver-
mehren, was der Versorgungssicherheit zuträglich ist. Auch was die Projektgröße angeht, stellt sich die 
großräumige Stromversorgung ähnlich dar wie beim Erdgas: Wie der Erdgasnetztransport mit großen In-
vestitionsprojekten Stück für Stück wächst, könnte auch der internationale regenerative Stromverbund aus 
einzelnen Investitionsprojekten zusammenwachsen. Russland könnte dabei auch mit seiner Wasserkraft, 
die sich im Zusammenspiel mit anderen stärker fluktuierenden Stromerzeugungsarten als besonders hilf-
reich erweist, einen wertvollen Beitrag zur internationalen Stromversorgung leisten. Die Wasserkraft ist 
mit ihrer schnellen Regelbarkeit ein wesentlicher Systemdienstleister. Auch das eröffnet Perspektiven für 
Russland sowie für viele andere Länder mit guten Wasserkraftpotentialen. Ebenso könnten die Skandina-
vischen Wasserkraftwerke ebenfalls durch leistungsstarke Netze in das Versorgungssystem integriert wer-
den womit sich beispielsweise für Norwegen ähnliche Perspektiven ergeben wie für Russland. Gerade in 
einer Zeit, in der Russland wieder auf den Neubau von Kernkraftwerken zusteuert, sollte der alternative 
Weg einer kooperativen Nutzung der erneuerbaren Energien diskutiert und nach Möglichkeit auf den Weg 
gebracht werden, bevor die Weichen endgültig gestellt sind und von diesen Entscheidungen falsche Signa-
le in den internationalen Raum ausgehen. Noch ist die Rolle des Vermittlers im Sinne einer internationa-
len Kooperation im Bereich der Stromversorgung mit erneuerbaren Energien im politischen Raum weit-
gehend unbesetzt. Diese Lücke gilt es jetzt zu schließen. 
 
Die EU und die großräumige Stromversorgung mit erneuerbaren Energien: Die internationale Ko-
operation im Energiebereich ist ein wichtiges Anliegen der EU. Im Grünbuch „Eine europäische Strategie 
für nachhaltige, wettbewerbsfähige und sichere Energie“ (Grünbuch-EU) finden sich bereits einige An-
knüpfungspunkte für einen großräumigen erneuerbaren Stromverbund (s.a. [KOM2006] und [GC2006]). 
Die Möglichkeiten der internationalen Stromversorgung finden inzwischen vielfach Eingang in Politik 
und Politikberatung. So empfiehlt der „Wissenschaftliche Beirat der Bundesregierung Globale Umwelt-
veränderungen“ (WBGU) als technischen „Leuchtturm“ für Europa die Realisierung eines transeuro-
päischen Hochleistungsnetzes für elektrische Energie mit einer Übertragungskapazität im Bereich von 10 
GW. Die Bundesregierung setzt sich inzwischen dafür ein, dass zur Erreichung des EU-weiten Ziels von 
20% erneuerbarer Energie am Gesamtenergieverbrauch der 27 Mitgliedstaaten im Jahre 2020 auch Strom 
aus erneuerbaren Quellen aus Nordafrika angerechnet werden kann, der in die EU eingeführt und dort 
verbraucht wird [MM2008]. Dies sieht auch ein Vorschlag der EU-Kommission für eine neue, umfassende 
EU-Richtlinie zu erneuerbaren Energien vor, den Deutschland unterstützt [MM2008]. Jüngst wurde der 
Import von Strom aus erneuerbaren Energien auch zum Gegenstand der Mittelmeerunion.  
 
In Teilprojekten zur großräumigen Stromversorgung mit erneuerbaren Energien: Der sinnvollste 
Weg zu einem solchen leistungsstarken Verbundnetz führt über Einzelsysteme, die zum Gesamtsystem 

                                                
6 Die spezifischen Investitionskosten für Gasnetze zum Gasferntransport und leistungsstarke Stromverbünde liegen 
in vergleichbarer Höhe. 
7 Flaregas ist ein Abfallprodukt der Ölförderung, das meist vor Ort abgefackelt (flare) wird, in Russland in sehr gro-
ßen Mengen. Da das Flaregas ohnehin – ohne weitere Nutzung – verbrannt wird, würde sein Einsatz zur Strompro-
duktion keinen zusätzlichen CO2-Ausstoß verursachen. Der Strom würde aber anderen Strom ersetzen und dadurch 
dessen anteiligen CO2-Ausstoß verhindern. Dementsprechend hätte er praktisch den gleichen Effekt wie Strom aus 
EE. 
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zusammenwachsen. Hierbei bietet es sich an, die Teilsysteme so zu konzipieren, dass sie von Anfang an 
dem Zweck einer klimaverträglichen Stromversorgung dienen: 
 
In der Ostsee-Region könnte die Strategie beispielsweise darin bestehen, ein leistungsfähiges Stromnetz 
zu etablieren, das die Nutzung der dortigen Ressourcen für die Region und später im interregionalen Ver-
bund ermöglicht. Dieses Stromnetz könnte die Potentiale der Offshore- und Onshore-Windenergie in den 
Anrainerländern bündeln und so schon in sich einen gewissen Ausgleich der Erzeugungsschwankungen 
gewährleisten. Darüber hinaus könnte die Einbindung der nordischen Speicherwasserkraftpotentiale als 
Reserve zum Ausgleich der Erzeugungsschwankungen und Erzeugungslücken dienen. So wäre das „Teil-
system Ostseeraum“ schon durch die wesentlichen Charakteristika einer späteren regenerativen Vollver-
sorgung geprägt und hervorragend als wesentlicher Bestandteil in das angestrebte Gesamtsystem integ-
rierbar. Das  Projekt sollte von Anfang an so realisiert werden, dass Vorteile für alle Beteiligten zu 
erwarten sind. Ein entsprechender Vorschlag wurde bereits auf dem Parlamentsforum Südliche Ostsee in 
Schwerin im Dezember 2007 diskutiert. 
 
Beim Hearing „Strom: Stromlücke und Stromimport“ der UREK wurde im April 2007 in Bern der Import 
von Offshore-Windenergie aus Europäischen Küstenländern diskutiert (explizit waren Frankreich und 
Deutschland im Gespräch). Diskussionsgegenstand war eine Kooperation in gegenseitigem Interesse, die 
eine Hybridisierung eines Systems aus Stromerzeugung aus Offshore-Windenergie und Schweizer Spei-
cherwasserkraft als Lieferant schnell verfügbarer Backup-Leistung, vermittelt durch Hochspannungs-
Gleichstrom-Übertragung, zwischen deren jeweiligen Standorten vorsah, mit Auskoppelstellen an ver-
schiedenen Netzknoten in den beteiligten Ländern bzw. Bundesländern.  
Auf dieser Diskussion baut der Vorschlag der Deutsch � Schweizer / Offshore-Wind- � Wasserkraft-
Kooperation auf, der inzwischen auf Initiative des Ministeriums für Wissenschaft, Wirtschaft und Verkehr 
des Landes Schleswig-Holstein in einem Bund-Länder-Gespräch unter Beteiligung der Wirtschaftsminis-
terien von Bund und Ländern sowie des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit und der Bundesnetzagentur zur Diskussion steht. 
 
Durch die gemeinsame Nutzung von Offshore-Windenergie und Speicherwasserkraft erfolgt bei diesen 
Teilprojekten eine Hybridisierung. Die gezielte Nutzung der Speicherwasserkraft ermöglicht es, Erzeu-
gung und Bedarf besser aufeinander abzustimmen.  
 

Elektrifizierung der Wärmeversorgung 

 
Wenn in Zukunft im Neubau und im Altbaubestand wesentlich bessere Wärmedämm-Standards durchge-
setzt werden, dann eröffnen sich weitere interessante Perspektiven für die CO2-Einsparung durch die Elek-
trifizierung der Wärmeversorgung, vor allem außerhalb dicht besiedelter Gebiete. Dies gilt insbesondere, 
wenn auf eine kostengünstige Stromerzeugung weitgehend beruhend auf der Nutzung von EE umgestellt 
wurde und daher nahezu CO2-neutral realisiert wird. Wird dieser Weg verfolgt, ist die Elektrifizierung der 
Wärmeversorgung sinnvollerweise parallel voranzutreiben. Bei niedrigem Heizwärmebedarf kann der 
verbliebene Wärmebedarf sehr effizient durch eine Kombination elektrisch betriebener Lüftungswärme-
rückgewinnung, Wärmepumpen und Solarkollektoren gedeckt werden. In dieser Kombination sollten sich 
kombinierte Jahresarbeitszahlen zwischen 5 und 10 für weite Teile des Gebäudebestands erreichen lassen8. 
Das heißt, dass die elektrische Energie zum Antrieb der Wärmeversorgung nur ein Fünftel bzw. ein Zehn-
tel des Nutzwärmegewinns ausmacht, worin sich u.a.  die deutlich höhere Wertigkeit eines hohen elektri-

                                                
8 Die Jahresarbeitszahlen bei Kollektoranlagen können etwa bei Werten zwischen 20 und 30, bei der Wärmerückge-
winnung können sie bei etwa 10 und bei  - kleinen und deshalb relativ ineffizienten – Wärmepumpen zwischen 3 und 
4 angesiedelt werden (s.a. [BRS2002]). In geschickter Kombination der drei Aggregate sollten sich sehr hohe kom-
binierte Jahresarbeitszahlen realisieren lassen. Eine kombinierte Jahresarbeitzahl von 5 sollte sich unschwer fast 
immer erreichen lassen, wesentlich höhere sind ohne weiteres vorstellbar. Die Möglichkeiten und Grenzen dieser 
kombinierten Nutzung und damit einer Elektrifizierung der Wärmeversorgung nach vorheriger Wärmedämmung im 
Deutschen Gebäudebestand sind – soweit dem Autor bekannt – noch nicht systematisch untersucht worden, weshalb 
die interessanten Optionen der Elektrifizierung der Wärmeversorgung noch nicht in ausreichendem Maße in die 
Erstellung von Zukunftskonzepten eingeflossen sind.  
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schen Wirkungsgrads gegenüber einem hohen Anteil der Wärmeerzeugung bei der Kraft-Wärme-
Kopplung (KWK) begründet9 (s.a. [GC2008]).  
 

Biomasse in der zukünftigen Stromversorgung 

 
Neben des Einsatzes der Speicherwasserkraft bietet sich die Biomasse als Back-Up zum Ausgleich der – 
wenngleich im großräumigen regenerativen Verbund gegenüber nationalen oder noch kleinräumigeren 
Ansätzen deutlich verringerten – Fehlanpassungen zwischen Verbrauch und fluktuierender Erzeugung aus 
Wind und Sonne an. Aufgrund der Beschränktheit der Biomassepotentiale und der Tatsache, dass es wirt-
schaftlich günstiger ist, Nahwärmeversorgungssysteme in verdichteten Räumen zu errichten, sollte die 
Nutzung der Biomasse in relativ großen Einheiten – in Stadtwerksdimension – angestrebt werden, wobei 
darauf  zu achten ist, dass insbesondere die elektrischen Wirkungsgrade bei der Kraftwärmekopplung 
(KWK) möglichst hoch sein sollten und die Kraftwerke möglichst gut als Back-Up-Kraftwerke eingesetzt 
werden können. Die Größe bringt erhebliche Skaleneffekte bei den Kosten und bei den elektrischen Wir-
kungsgraden. Grundsätzlich gibt es bei der Nahwärmeversorgung einen Zielkonflikt im Bezug auf die 
Energieeinsparung. Der Nahwärmebedarf wird durch Dämmmaßnahmen zurückgedrängt. Der Wärmebe-
darf pro Abnehmer nimmt mit zunehmendem Dämmstandard ab. Daher erfordert es die Wirtschaftlichkeit 
von KWK-Systemen, dass die Anzahl der Verbraucher mit steigendem Dämmstandard erhöht wird. Des-
halb, sowie wegen der Begrenztheit des Biomassepotentials als auch wegen der einfacheren Einbeziehung 
großer Einheiten in die Regelung des Versorgungssystems ist eine Konzentration der Biomassenutzung 
auf Ballungsräume sinnvoll. Die Wärmeerzeugung aus fossilen Brennstoffen muss – ebenso wie die Stro-
merzeugung – allmählich zurückgefahren werden. Eine Infrastruktur für KWK mit fossilen Brennstoffen – 
deren Brennstoffbedarf deutlich über den später dafür allokierbaren Biomassepotentialen liegt – würde 
den Einsatz fossiler Energieträger langfristig festschreiben, was in Anbetracht der Klimaproblematik pro-
hibitiv ist. Daher sind bei den zukünftigen Planungen die Grenzen der dafür nutzbaren Biomassepotentiale 
zu berücksichtigen. Auch dies erzwingt eine Konzentration auf die effizientesten Nutzungsarten. Die hö-
here Wertigkeit elektrischer Energie legt – wie bereits anhand der Jahresarbeitszahlen elektrisch angetrie-
bener Komponenten der Wärmebereitstellung angesprochen – einen Einsatz der Biomasse mit möglichst 
hohen elektrischen Wirkungsgraden nahe, was – aufgrund der Skaleneffekte bei den Wirkungsgraden10 

– 
wiederum die Nutzung in größeren Kraftwerken sinnvoll macht. Daher sollte die KWK – insbesondere die 
Biomasse-KWK – vornehmlich in den Städten weiter ausgebaut werden. In kleineren Nutzungseinheiten – 
beispielsweise in kleineren Kommunen – muss der Einsatz der Biomasse-KWK dagegen eher kritisch 
betrachtet werden, da neben der besseren Regelbarkeit zum Zweck einer bedarfsgerechten Stromversor-
gung, der Begrenztheit der Potentiale und den niedrigeren Kosten ein stärkeres Gewicht auf die großen 
Nutzeinheiten naheliegt. Auch aufgrund der langjährigen Festlegung durch die Investitionen in die Infra-
struktur sollte die Verfügbarkeit biogener Kraftstoffe für den Betrieb der KWK-Einheiten berücksichtigt 
werden, da fossile Brennstoffe zwangsläufig eine ungünstige CO2-Bilanz aufweisen. Biomassenutzung zur 
alleinigen Wärmebereitstellung ist nur in sehr begrenzten Maß sinnvoll. Die Option, Biogas in die Gasnet-
ze einzuspeisen und das Gas dann in hocheffizienten GuD-Kraftwerken im KWK-Einsatz zu verstromen, 

                                                
9 Beispiel zur Verdeutlichung der Relevanz von elektrischen Wirkungsgraden z.B. von Biomassekraftwerken: Zum 
Vergleich seien ein kleines Biomassekraftwerk mit 20% elektrischem Wirkungsgrad und eine großes im Zig-MW-
Bereich mit 40% gegenübergestellt. Es soll davon ausgegangen werden, dass die ganze relative elektrische Mehrer-
zeugung des großen Kraftwerks zur Wärmeversorgung unter Nutzung einer Kombination von Wärmepumpen, Wär-
metauschern und Sonnenkollektoren mit durchschnittlicher Jahresarbeitszahl von 8 einsetzt wird. Beide Heizkraft-
werke sollen den gleichen – heute üblichen – energetischen Gesamtnutzungsgrad von 90% aufweisen. Das kleine 
Kraftwerk wandelt 20% der eingesetzten Energie in elektrische Energie um und 70% in Nutzwärme, beim großen ist 
das Verhältnis 40% zu 50%, weshalb – in diesem Beispiel – 20% der elektrischen Erzeugung zur Wärmeversorgung 
eingesetzt werden, die damit zusätzliche 160% Nutzwärme generieren {Jahresarbeitszahl * (el. „Überschuß“anteil) = 
8 * 20% =160%}. Das große Kraftwerk ist in diesem Beispiel – bezogen auf die gesamte genutzte Energie von 160% 
+ 50% + 20% = 200% – mehr als doppelt so effizient wie das kleine, bei dem die  gesamte genutzte Energie nur 90% 
des Energiegehalts des eingesetzten Brennstoffs beträgt. Selbst bei einer sehr niedrig angesetzten Jahresarbeitszahl 
von 3 wäre das Ergebnis für das Konzept mit der teilweisen Elektrifizierung der Wärmeversorgung mit 130% noch 
um beinahe die Hälfte günstiger als das reine KWK-Konzept. Meist liegen die Wirkungsgrade von Kraftwerken im 
Sub-MW-Bereich, die biogene Feststoffe als Brennstoff nutzen, sogar unter 10% (siehe dazu auch [GC2005]). 
10 Zu Skaleneffekten bei Wirkungsgraden, Wartungskosten und Investitionskosten siehe z.B. [ASUE1999],  
[ASUE1999a] und [GC2005]. 
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scheint vielversprechend11, dies unter anderem auch, da die Kraftwerke in der Übergangsphase zu einer 
nachhaltigen Energieversorgung auch mit Erdgas betrieben werden können12.  
 

Die Hessische Rolle bei der zukünftigen Stromerzeugung 

 
Hessen könnte bei der zukünftigen großräumigen Stromversorgung mit erneuerbaren Energien mehrere 
Aufgaben übernehmen und in vielfacher Hinsicht profitieren.  
 
Als mögliches Transitland für den internationalen Stromaustausch könnte Hessen zum  Abnehmer regene-
rativer Energie werden. Bei der Realisierung erster Teilsysteme – wie der Deutsch � Schweizer / Offsho-
re-Wind- � Wasserkraft-Kooperation – könnte Hessen schon von Anfang an von der Kombination aus 
Offshore-Windenergie und Speicherwasserkraft profitieren. Gleichzeitig könnte es dabei seine Kraft-
werksbestand in den Dienst des Umbaus der Stromversorgung stellen. Dabei ist der Bau neuer fossil ge-
feuerter Kraftwerke – wo immer möglich – zu vermeiden, da die Lebensdauer solcher Kraftwerke übli-
cherweise etwa ein halbes Jahrhundert beträgt, was langfristige nachteilige Festlegungen nach sich ziehen 
würde, insbesondere auch der Emissionen von Klimagasen. Gegebenenfalls ist die zeitweilige Ertüchti-
gung bestehender Kraftwerke als Zwischenlösung beim Umbau der Stromversorgung vorzuziehen. 
 
Einen wichtigen Beitrag zur großräumigen Stromversorgung aus erneuerbaren Energien könnte Hessen 
leisten, indem es darauf achtet, dass die Hessischen Biomassepotentiale zukünftig möglichst gut zur Back-
Up-Bereitstellung eingesetzt werden. Maßnahmen dazu wurden oben schon angesprochen.  
 
Bei einer leistungsstarken Einbindung Hessens in Teile des späteren internationalen Supernetzes wird 
auch die leistungsstarke Einbindung fluktuierender Erzeugung aus den heimischen erneuerbaren Ressour-
cen erleichtert. Im großräumigen Verbund vergleichmäßigt sich die Erzeugung. Das bedeutet, dass Erzeu-
gungsspitzen aus einer Region in anderen Regionen mit momentan geringerer Erzeugung zur Deckung des 
Verbrauchs herangezogen werden können. Das wiederum reduziert den Speicherbedarf, steigert die Effi-
zienz des Versorgungssystems und senkt die Kosten. Ist das großräumige regenerativ gespeiste Versor-
gungssystem weitgehend realisiert, profitiert Hessen, wie alle anderen Regionen, von den niedrigen 
Stromkosten, die sich darin realisieren lassen. 
 
 
2. Kernfrage: „Wie ist ein vollständiger Wechsel von erschöpflichen und klima- und umweltbelasten-

den Energiequellen zu emissions- und rückstandsfreien erneuerbaren Energien zu beschleunigen?.“ 
 
Wie sich Hessen dafür einsetzen kann und welche Weichen es für einen schnellen Umbau der Energiever-
sorgung stellen kann wurde bereits in den Antworten zur 1. Kernfrage im Abschnitt „Die Hessische Rolle 
bei der zukünftigen Stromerzeugung“ angesprochen. Über die direkten Maßnahmen im Land sollte Hessen 
auch seinen Einfluss auf Europäischer und Bundes-Ebene geltend machen, damit hier für die Setzung der 
richtigen Rahmenbedingungen gesorgt wird. 
 
Das Konzept der großräumigen Stromversorgung mit erneuerbaren Energien sollte aufgegriffen werden 
und möglichst effizient vorangetrieben. Dazu bietet sich beispielsweise die Unterstützung von Teilprojek-
ten, wie dem der Deutsch � Schweizer / Offshore-Wind- � Wasserkraft-Kooperation an, für die mit den 
Bund-Länder-Gesprächen bereits eine Plattform geschaffen wurde. Bei einer Umsetzung der Teilsysteme 
muss von Anfang an auf deren technische Kompatibilität geachtet werden, um die internationale – bishin 
zur interkontinentalen – Kooperation über ein durchgängiges Stromtransportsystem zu gewährleisten. 
 
Es sollten keine Strategien verfolgt werden, die beispielsweise durch die Errichtung neuer fossil gefeuerter 
Kraftwerke oder anderer langlebiger Strukturen, die auf der Nutzung fossiler Energien aufbauen, einen 

                                                
11 Das Konzept ist nicht nur wegen der hohen Wirkungsgrade von GuD-Kraftwerken (�el bis etwa 60%) interessant, 
sondern es erschlösse u.a. auch die großen bereits vorhandenen Erdgasspeicher für die Zwischenspeicherung von 
Bioenergie. (Zur Speicherkapazität von Erdgasspeichern s.a. [GC2005] und dort angegebene Referenzen.) 
12 Zur Realisierung dieses viel versprechenden Konzepts bedarf es noch weiterer Abklärung. 
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Übergang zu einer regenerativen Versorgung unnötig langfristig behindern. Dies kann erreicht werden, 
indem gezielt Teilprojekte einer großräumigen Stromversorgung realisiert werden, die den Übergang er-
leichtern. Als ein Beispiel soll die Vermeidung von Kraftwerksneubauten, durch die hybridisierte Nutzung 
von Wind- und Wasserkraft genannt werden, wie sie in oben genannter Kooperation verwirklicht werden 
könnte. Andere zielführende Ansätze wurden oben bereits erwähnt. 
 
Bei der Biomassenutzung sind Fehlallokationen nach Möglichkeit zu vermeiden, insbesondere, wenn sie 
mit langlebiger Infrastruktur verbunden sind. Aufgrund der Beschränktheit des Biomassepotentials ist auf 
größtmögliche Effizienz zu achten. Dabei ist insbesondere auf hohe Anteile elektrischer Erzeugung aus 
Biomasse zu achten. Das Scheffer-Konzept (s.a. [WD2008]) plus Einspeisung des erzeugten Biogases ins 
Gasnetz und Nutzung in hocheffizienten GuD-Heizkraftwerken in Hessischen Städten könnte dabei ein 
Ansatz zur effizienten Nutzung der heimischen Biomassepotentiale sein. 
 
Strategien, die auf nicht vollständig entwickelten Technologien aufbauen sind zu vermeiden. Der wirt-
schaftlichen und energetischen Effizienz sollte bei den Strategien immer große Priorität eingeräumt wer-
den. Beides stellt stark von der Entwicklung neuer Speicher abhängige, einseitig dezentral ausgerichtete 
und wasserstoffbasierte Konzepte in Frage. 
 
 
3. Kernfrage: „Welche Europäischen und bundespolitischen Rahmenbedingungen sind dafür erforder-

lich, und wie groß sind die landes- und kommunalpolitischen Handlungsspielräume (unterschieden 

zwischen den Bereichen Strom- und Wärmeversorgung).“ 
 
Nur ein Teil der oben genannten Optionen liegt im direkten oder ausschließlichen Handlungsfeld eines 
Bundeslandes und ist daher von diesem autonom umzusetzen. Viele der Optionen berühren aber Interessen 
einzelner Bundesländer. Dies können industriepolitische Interessen sein, das Interesse der Versorgungssi-
cherheit oder das Interesse an nachhaltiger und kostengünstiger Energieversorgung, um nur einige davon 
zu benennen. Daher gilt es Initiativen zu entwickeln, deren Reichweite über den direkten Entscheidungs-
rahmen eines Bundeslandes hinausreicht und so Einfluss auf übergeordnete Entscheidungsprozesse zu 
nehmen sowie verantwortungsvoll auf die Gestaltung unserer Zukunft einzuwirken. Solche Initiativen 
könnten – um nur ein Beispiel zu nennen – in der Organisation von Zusammenkünften der Entscheidungs-
träger bestehen, die in möglichen bilateralen Projekten mit Nachbarstaaten Einfluss ausüben können. 
 
Im Europäischen Rahmen gilt es sich im Rahmen der europäischen Wettbewerbsordnung für langfristig 
kalkulierbare Regelungen die leitungsgebundenen Energien einzusetzen. Auch Einspeisungs- und Vergü-
tungsregelungen für Strom aus erneuerbaren Energien könnten im Europäischen Rahmen verabschiedet 
werden. Allerdings sind hier auch nationale Alleingänge denkbar und solche einzelner Bundesländer. Zur 
Vorbereitung des Imports erneuerbarer Energien aus anderen Staaten – insbesondere Entwicklungsländern 
– könnten auch bilaterale Kooperationen beitragen, mit denen beispielsweise vorerst die Nutzung der er-
neuerbaren Energien in diesen Ländern voran gebracht wird13. 
 
Ein wichtiger Punkt ist die deutliche Erleichterung und Beschleunigung des Ausbaus von 
Übertragungsnetzen, insbesondere auch von internationalen Overlay-Netzen. Das Infrastruktur-
Beschleunigungsgesetz und seine Fortentwicklung ist daher auf seine Wirksamkeit hin zu evaluieren und 
ggf. zu verbessern. Dazu können auch die Länder beitragen. Die Beteiligung an der Entwicklung der 
Deutsch � Schweizer / Offshore-Wind- � Wasserkraft-Kooperation könnte dazu beitragen. Auf Landes-
ebene ist außerdem darauf zu achten, dass dem Netzausbau keine unnötigen Hürden entgegengestellt wer-
den und auftretende Probleme, auf die die Länder Einfluss haben, möglichst schnell einer Lösung zuge-
führt werden. Die wesentlichen Aufgaben nach der grundsätzlichen politischen Entscheidung für eine 
internationale Kooperation im Bereich der Stromversorgung aus erneuerbaren Energien bestehen in der 
Planung und Projektierung der HGÜ-Trassen im Hinblick auf das anvisierte Gesamtsystem. Die wirt-
schaftlichen und politisch/rechtlichen Rahmenbedingungen  sind dementsprechend zu gestalten und fort-
während auf ihre Tauglichkeit zu überprüfen. 

                                                
13 Ein Mechanismus der dazu geeignet wäre, wäre die Beteiligung an den Einspeiseentgelten. Anregungen dazu sind 
beispielsweise dem Vorschlag zur Etablierung eines internationalen Einspeisegesetzes zu entnehmen der in [CS2007] 
unter der Überschrift „International feed in law“ skizziert ist. 
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Auch die Entwicklung von Finanzierungsinstrumenten und finanziellen Rahmenbedingungen sollte auf 
allen Ebenen als Aufgabe gesehen werden. Mit ihnen kann die Politik für sozialverträgliche Stromkosten 
sorgen, indem sie entweder Steuermittel einsetzt,  oder die Rahmenbedingungen so gestaltet, dass die Pri-
vatwirtschaft in die Lage versetzt wird, Strom zu ähnlich günstigen Kosten zu erzeugen, wie das mit An-
lagen in öffentlicher Hand möglich wäre. Dazu könnten staatliche Bürgschaften oder zinsverbilligte staat-
liche Kredite mit hohem Fremdfinanzierungsanteil beitragen, deren Einsatz unbedingt diskutiert werden 
sollte (s.a. [GC2008]). Mit der Entwicklung geeigneter Finanzierungsinstrumente könnte ein Experten-
gremium und/oder die fachkundigen staatlichen Stellen beauftragt werden. Als Ergebnis könnten auf die-
sem Feld einerseits eigene direkte Maßnahmen ergriffen und andererseits Einfluss auf übergeordneter 
Ebene geltend gemacht werden, um die Instrumente zu etablieren. 
 
Um allen Anforderungen gerecht zu werden, sollte ein anhaltender Dialog im Sinne der Etablierung eines 
geeigneten politischen und wirtschaftlichen Rahmens eingerichtet werden, in dem prozesshaft mögliche 
Probleme identifiziert, Lösungsvorschläge ausgearbeitet und der Umsetzung zugeführt werden. Die Identi-
fikation von möglichen Umsetzungshemmnissen sowie geeigneter und notwendiger politischer und wirt-
schaftlicher Rahmenbedingungen zu deren Überwindung sollte dabei auch die Übertragungsnetzbetreiber, 
die Stromerzeuger, potentielle Investoren, Banken und Versicherungen, potentielle Partnerländer und de-
ren Bevölkerung ins Auge fassen. Der Dialog muss so angelegt sein, dass alle betroffenen Ebenen einge-
bunden werden. Seine Organisation sollte idealer Weise auf EU-Ebene angesiedelt sein, aber auch hier gilt 
es, nicht unnötig Zeit zu verschenken, indem auf die übergeordnete Ebene gewartet wird, sondern ggf. 
selbst initiativ zu werden. Mit der Diskussion um die Mittelmeerunion und den potentiellen Beitrag Afri-
kanischer Länder zur Europäischen Stromversorgung könnte auf EU-Ebene und auch auf nationaler Ebene 
derzeit ein guter Nährboden für Vorschläge zur deren konkrete Gestaltung bereitet sein. 
 

Zu den Themenkomplexen 

 
Themenkomplex 2, Energieeffizienz: Möglichkeiten der Kraft-Wärme-Kopplung 
 
Wie oben unter dem Stichpunkt  „Biomasse in der zukünftigen Stromversorgung“ bei den Antworten zu 
den Kernfragen erläutert, ist langfristig von der Kraftwärmekopplung mit fossilen Energien Abstand zu 
nehmen. Zukünftig sollte die KWK nur in dem Umfang genutzt werden, indem dafür Biomassepotentiale 
allokiert werden können. Dabei ist auf möglichst hohe elektrische Wirkungsgrade zu achten und auf die 
Möglichkeit, bei steigendem Dämmstandard das Wärmeversorgungsnetz auszubauen, um so mehr 
Verbraucher mit sinkendem individuellem Verbrauch versorgen zu können. Beides kann idealer Weise bei 
dichter Besiedelung – also in Städten – erreicht werden. Bei hohen Dämmstandards hat die Elektrifizie-
rung der Wärmeversorgung insbesondere bei niedriger Besiedelungsdichte, wie unter dem Stichpunk  
„Elektrifizierung der Wärmeversorgung“ dargelegt, große Vorteile gegenüber der Nutzung von biogenen 
und insbesondere von fossilen Brennstoffen.  
 
 
Themenkomplex 3, Erneuerbare Energien: Volkswirtschaftliche Aspekte der Energieträger, Aus-
wirkungen auf Industrie und private Haushalte 
 
Wird der Weg der großräumigen internationalen Stromversorgung mit erneuerbaren Energien eingeschla-
gen, ist nicht mit wesentlichen Erhöhungen der Stromkosten zu rechnen. Darüber hinaus hängen die Kos-
ten von Strom aus erneuerbaren Energien (insbesondere Wind, Sonnenenergie und Wasserkraft) stark von 
der Finanzierungsstruktur ab, da sie weitgehend von den Investitionskosten sowie der durchschnittlichen 
Verzinsung des eingesetzten Kapitals bestimmt werden. Darin unterscheidet sich diese Form der Stromer-
zeugung grundsätzlich von konventionellen Stromerzeugungsoptionen, deren Kosten, wie bei der Nutzung 
fossiler Brennstoffe, durch die variablen Kosten – vorwiegend Brennstoffkosten – bestimmt werden, bei-
spielsweise bei Gas- oder Kohlekraftwerken14. Durch die Bereitstellung geeigneter Finanzierungsinstru-

                                                
14 Im Abschnitt „Gestaltungsmöglichkeiten bei den Stromkosten“ in „Projektskizze und Verfahrensvorschlag zu 
einer kooperativen Nutzung Deutscher Offshore-Windkraft und Schweizer Speicherwasserkraft“ sind zum Vergleich 
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mente – z.B. zinsvergünstigte Kredite und Bürgschaften – oder durch direkte staatliche Investitionen bzw. 
staatliche Beteiligungen jeweils mit relativ geringen Renditeanforderungen kann daher von staatlicher 
Seite großer Einfluss auf die Stromkosten genommen werden (s.a. [GC2008]). Damit liegt es auch in der 
Hand und in der Verantwortung des Staates, für niedrige Stromkosten zu sorgen, um Industrie und Haus-
halte zu entlasten. Die fixkostenbestimmte Kostenstruktur bei der Nutzung der zuvor genannten erneuer-
baren Energien macht deren Stromkosten gegenüber den Kosten des Stroms aus fossil gefeuerten Kraft-
werken, bei denen Brennstoffpreise mit hoher Volatilität den Löwenanteil beitragen, langfristig berechen-
bar. Die Nutzung heimischer erneuerbarer Energien verdrängt mit der Nutzung fossiler Energien auch 
Kosten für Energieimporte und ersetzt sie durch Investitionskosten. Da in Deutschland bei den Anlagen 
zur Nutzung erneuerbarer Energien von einer hohen inländischen Fertigungstiefe ausgegangen werden 
kann, ergeben sich bei einem Umstieg auf erneuerbare Energien zwangsläufig Nachfrageeffekte, die den 
Binnenmarkt beleben und Arbeitsplätze schaffen.  
 
Themenkomplex 3, Erneuerbare Energien: Integration erneuerbarer Energien in das bestehende 
Energieverteilungsnetz 
 
An dieser Stelle soll auf die zukünftige Rolle der Übertragungsnetze eingegangen werden. Wie oben unter 
dem Stichpunkt  „Zukunftsoption großräumige Stromversorgung und Schritte zur Umsetzung“ bei den 
Antworten zu den Kernfragen bereits angeführt, werden die Netze eine wichtige Grundlage einer kosten-
günstigen Vollversorgung mit erneuerbaren Energien sein. Aber auch zur Nutzung nationaler Potentiale 
erneuerbarer Energien – wie beispielsweise der Offshore-Windenergie – sind leistungsstarke Übertra-
gungsnetze gefordert. Wie Untersuchungen – beispielsweise die dena Netzstudie [DENA2005] – zeigen, 
werden mit zunehmender Nutzung der Offshore-Windenergie schon bald größere Übertragungsleistungen 
zum Transport des daraus erzeugten Stroms zum Verbraucher notwendig. Dies legt aber auch schon der 
simple Vergleich der Leistung der bestehenden Drehstrom-Übertragungsleitungen in Nord-Süd-Richtung, 
die innerhalb Deutschlands bei etwa 7 Gigawatt liegt, mit der großen Offshore-Wind-Leistung nahe, die 
schon nach dem Planungsstand von vor einigen Jahren bei der Erstellung der dena Netzstudie bei fast 40 
Gigawatt lag. Schon aus diesen Zahlen und der Tatsache, dass auch an Land noch jährlicher Zuwachs der 
Windleistung im Gigawattbereich zu verzeichnen ist, sowie aufgrund des Umstands, dass der größte 
Verbrauch in den südlichen Bundesländern angesiedelt ist (s.a. [JM2008]), wird klar, dass die bestehenden 
Netze bei weitem zu klein dimensioniert sind, um der anstehenden Transportaufgabe gerecht zu werden.  
 
Wie sollte nun die zukünftige Netzinfrastruktur gestaltet werden? Ein Ausbau der 400 kV Dreh-
stromübertragung, die in der EU heute als Übertragungsnetz höchster Spannungsebene im Einsatz ist, ist 
aus mehreren Gründen nicht zielführend – weder für die Übertragung der antizipierten Offshore-Wind-
Leistung noch für die anvisierte internationale Kooperation. Einer der primären Gründe ist die relativ ge-
ringe Übertragungskapazität dieser Drehstromsysteme, die in der üblichen Ausführung als Doppelsystem 
mit zwei mal drei Phasen eine Übertragunskapazität von ca. 1,4 Gigawatt aufweist. Daraus folgt, will man 
dutzende von Gigawatt übertragen, muss man dutzende von Leitungstrassen bauen. Dabei sind schon die 
Schwierigkeiten, die mit der Umsetzung einer einzelnen Trasse verbunden sind, kaum hoch genug einzu-
schätzen. Mit den vielen Trassen geht dann auch ein entsprechender Landschaftsverbrauch einher mit 
relativ hohen ökologischen Folgekosten sowie relativ großem Materialverbrauch. Ein weiterer Grund sind 
die hohen Übertragungsverluste des bestehenden Drehstromsystems, wenn es für den Transport über gro-
ße Distanzen eingesetzt wird. Eine stetige Anpassung des bestehenden Drehstromsystems muss also lang-
fristig zu einer falschen Konfiguration des Transportsystems führen und dies nicht nur im Hinblick auf die 
großräumige internationale Vernetzung sondern selbst bei rein nationaler Versorgungsstrategie, die bei-
spielsweise auf die leistungsstarke Nutzung der Offshore-Windenergie setzt. Wird das bestehende Dreh-
strom-Übertragungssystem sukzessive ausgebaut, ohne früh schon effizientere Transporttechnologien zu 
integrieren, werden als zwingende Folgen eine vielfach größere Zahl von Transporttrassen, ein vielfacher 
Flächenverbrauch sowie wesentlich höhere Verluste und Kosten resultieren15. Daher ist es dringend gebo-

                                                                                                                                                        
verschiedene Finanzierungsszenarien dargestellt und ihre Auswirkungen auf die resultierenden Stromkosten 
[GC2008]. 
15 Dies kann aber keinesfalls bedeuten, dass der kurzfristig notwendige Ausbau des Drehstromsystems – beispiels-
weise zur Integration neuer Kapazitäten zur Verstromung von Windenergie – zurückgestellt werden sollten, bis ü-
bergeordnete Konzepte ausgearbeitet und umgesetzt worden sind. Allerdings sollte die Übergangsphase zur umfas-
senden Ausbaustrategie möglichst kurz gehalten werden. 
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ten, von Anfang an effizientere Übertragungstechniken in die Überlegungen und konkreten Planungen des 
Netzausbaus einzubeziehen, um schwerwiegende Fehlallokationen zu vermeiden und wichtigen Zukunfts-
optionen nicht den Weg zu verstellen. 
 
Die Hochspannungsgleichstromübertragung (HGÜ) bietet sich als kostengünstige Technik für einen ver-
lustarmen großräumigen Stromtransport an. In der Praxis existieren seit Jahrzehnten HGÜ-Systeme, die 
im mono- und bidirektionalen Betrieb und teilweise auch als Mehrpunksysteme ihre Betriebssicherheit 
beweisen. Die Machbarkeit komplexer HGÜ-Systeme mit vielen Umrichterstationen wurde unter anderem 
durch die Studien für das „East-West High Power Electricity Transmission System“ (HPTS) bestätigt 
[BDE+1998], [BDE+2000]. Gegenstand war eine HGÜ-Trasse mit einer Länge von 1970 Kilometern von 
Wahle in Deutschland bis nach Smolensk in Russland mit insgesamt sieben Umrichterstationen, verteilt 
über die Übertragungsstrecke, deren Machbarkeit nicht nur unter technischen sondern auch unter juristi-
schen, betriebswirtschaftlichen und energiewirtschaftlichen Gesichtspunkten detailliert bis zur Ausschrei-
bungsreife untersucht wurde. Projektpartner waren unter anderem die PreussenElektra und die VEAG. 
Nach Aussagen von Siemens können HGÜ-Mehrpunktsysteme bei ihnen jederzeit in Auftrag gegeben 
werden. Die Methoden für Ihren zuverlässigen Betrieb können als Stand der Technik vorausgesetzt wer-
den. Der Anzahl der Konverterstationen in einem HGÜ-System sind kaum technische Grenzen gesetzt. 
Damit sind alle technischen Voraussetzungen für ein internationales HGÜ-Overlay-Netz gegeben.  
 
Die schnelle Umsetzbarkeit von großen HGÜ Systemen wurde in der Vergangenheit vielfach bewiesen. 
Sie wird beispielsweise durch ein Projekt in China unterstrichen, das als erstes mit Spannungen von ± 800 
kV betrieben werden soll und schon drei Jahre nach Unterzeichnung der Verträge mit den Herstellern mit 
einer Leistung von 5000 MW und einer Transportdistanz von 1400 Kilometern den Betrieb aufnehmen 
soll. Einem schnellen Beginn der Umsetzung einer kooperativen internationalen Nutzung erneuerbarer 
Energien steht demnach mit der HGÜ eine einsatzbereite Technologie zur Verfügung. 
 
Die derzeit leistungsstärksten marktverfügbaren HGÜ-Systeme haben als Einfachsystem – ein Plus- und 
ein Minus-Pol auf einer Freileitungstrasse – eine Leistung von 6,5 GW. Als Doppelsystem könnten sie mit 
ca. 13 GW ausgeführt werden16. Für dutzende von Gigawatt wären dann nicht mehr dutzende von Freilei-
tungen sondern einzelne HGÜ-Freileitungen notwendig, mit allen verbundenen Vorteilen: vom entspre-
chend geringeren Flächenverbrauch, geringerem Materialverbrauch, geringeren ökologischen Kosten bis 
hin zu wesentlich – um fast drei Viertel – kleineren Transportverlusten über große Distanzen, die die 
HGÜ-Technik höchster verfügbarer Spannungsebene mit sich bringt. 
 
Themenkomplex 3, Erneuerbare Energien: Grundlastfähigkeit erneuerbarer Energien – Kann das 
virtuelle Kombikraftwerk die gesamte bundesdeutsche Energieversorgung gewährleisten? 
 
Mit den „Szenarien zur zukünftigen Stromversorgung“ [GC2005] ist der Beweis erbracht, dass im interna-
tionalen Verbund für alle Beteiligten eine kostengünstige, zuverlässige Vollversorgung mit Strom aus 
erneuerbaren Energien mit heute marktverfügbaren Technologien realisierbar ist. Dazu können sowohl die 
heimischen Ressourcen erneuerbarer Energien beitragen als auch die teils hervorragenden Potentiale ande-
rer Länder, die in gegenseitiger partnerschaftlicher Kooperation genutzt werden. Bei manchen anderen 
Ansätzen – insbesondere solchen, die die gesamte Versorgungsaufgabe rein national lösen sollen – ist 
fraglich, ob die Kosten in einem erträglichen Rahmen bleiben, die Potentiale – beispielsweise der Biomas-
se – nicht zu hoch angesetzt wurden und die nötigen Speicherkapazitäten, für die – beim nationalen An-
satz sehr viel stärker ausgeprägten – Fehlanpassungen von Verbrauch und Erzeugung überhaupt mit 
marktverfügbarer und effizienter Technologie zur Verfügung gestellt werden können. Die Schwierigkeiten 
der bedarfsgerechten Stromversorgung werden noch größer, wenn noch dezentralere Ansätze gewählt 
werden, in denen möglicherweise sogar auf einen leistungsstarken nationalen Stromtransport verzichtet 
werden soll.  

                                                
16 Um Transporttrassen solch großer Leistungen in das Europäische Transportsystem zu integrieren müssen die 
Grenzen des heute üblichen weit überschritten werden. Es müssen Strategien entwickelt werden, wie das Transport-
system über die Integration von Einzelsystemen kleinerer Leistung bis zur Integration von Systemen mit der vollen 
Übertragungskapazität entwickelt wird. Dabei ist das Hauptaugenmerk auf die Redundanz zu legen, damit Ausfälle 
von Einzelsystemen nicht zum Zusammenbruch des gesamten Übertragungssystems führen können. Dies ist jedoch 
eine Aufgabe, die als beherrschbar angesehen werden kann. 
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Themenkomplex 3, Erneuerbare Energien: Strukturkonflikte zwischen konventionellen Energiever-
sorgung und erneuerbaren Energien 
 
Strukturkonflikte zwischen der konventionellen Energieversorgung und einer, auf der Nutzung erneuerba-
rer Energien beruhenden, Versorgung treten an verschiedenen Stellen auf: Eine grundsätzliche Problema-
tik besteht in der Verdrängung der Erzeugung konventioneller Anlagen. Durch sie wird die Auslastung der 
konventionellen Kraftwerke reduziert, was betriebswirtschaftliche Nachteile für die Eigner der Kraftwerke 
mit sich bringt. Die Nachteile werden am größten, wenn die regenerative Erzeugung bei hohen Anteilen 
am Strommix anfängt, Strom aus sogenannten Grundlastkraftwerken zu verdrängen. Grundlastkraftwerke 
zeichnen sich aus betriebswirtschaftlicher Sicht üblicherweise durch hohe Investitionskosten und niedrige 
Betriebskosten aus, nachdem sie abgeschrieben sind, nur noch durch die niedrigen Betriebskosten. Klassi-
sche Beispiele sind Kernkraftwerke und auch Braunkohlekraftwerke, wenn man bei letzteren die Investi-
tionen in den Braunkohleabbau mit berücksichtigt. Bis zur Amortisation ist eine möglichst gute Auslas-
tung dieser Kraftwerke angestrebt, damit ein hoher Deckungsbeitrag für Zins und Tilgung erwirtschaftet 
wird. Nach der Amortisation sind die Gewinne, die mit diesen Kraftwerken erzielt werden können, auf-
grund der niedrigen Betriebskosten hoch und steigern deshalb dementsprechend die Gewinne der Unter-
nehmen. Diese Phase ist deshalb für die Unternehmen besonders lukrativ. Bei hohen Deckungsanteilen 
erneuerbarer Energien wird die Auslastung der sogenannten Grundlastkraftwerke früher oder später 
zwangsläufig reduziert und mit ihnen die Margen der Unternehmen. 
 
Eine von hohen Anteilen fluktuierender Erzeugung geprägte Stromversorgung ist also nicht gut mit gro-
ßen Leistungen von sogenannten Grundlastkraftwerken vereinbar. Andererseits sind die großen Speicher-
wasserkraftwerke sowohl beim konventionellen Kraftwerkspark als auch beim regenerativen Kraftwerks-
park eine ideale Ergänzung. Die „konventionelle“ Komponente Speicherwasserkraft hat also in beiden 
Systemen wichtige Aufgaben. Ein Strukturkonflikt ergibt sich bei ihr aber durch ihre Allokierung, das 
heißt, ob ihre Leistung beispielsweise zur Deckung von Spitzenlast eines Versorgungssystems konventio-
neller Prägung eingesetzt wird, oder zum Ausgleich von Fluktuationen in einem regenerativen Stromver-
sorgungssystem, das tendenziell eher einen höheren Bedarf an schnell regelbaren Kraftwerken aufweist. 
Existieren beide Systeme parallel – beispielsweise in zwei Ländern, dann tritt eine Konkurrenzsituation 
auf, die leicht vorhersehbar ist. Diese kann entschärft werden, indem bei den existierenden Speicherwas-
serkraftwerken Maßnahmen zur Leistungserhöhung ergriffen werden, wie dies heute schon vielfach ge-
schieht. Eine weitere Maßnahme für eine Übergangszeit, in der –  beispielsweise aufgrund mangelnden 
Netzausbaus und folglich geringen internationalen Erzeugungsausgleichs der regenerativen Produktion – 
noch relativ große Mengen schnell verfügbarer Erzeugungsleistung benötigt werden, bieten Kraftwerke 
mit niedrigen Investitionskosten kurzen Anfahrzeiten und schneller Leistungsänderungscharakteristik. 
Solche Eigenschaften weisen beispielsweise Gasturbinenkraftwerke auf17. 
 
Ein ähnlich gelagerter Strukturkonflikt wie bei den sogenannten Grundlastkraftwerken besteht auch durch 
einen Ausbau der Leitungskapazitäten, der die Produktion aus Kraftwerken anderer Stromerzeuger erst zur 
Konkurrenz macht, da sie mittels der neuen Leitungskapazitäten auf dem bisher „angestammten“ Markt 
abgesetzt werden kann. Es kann angenommen werden, dass das Bestreben, dieser Konkurrenz keine Frei-
räume zur Entfaltung einzuräumen, ein Grund für die vielen – lange Zeit bekannten und dennoch nicht 
beseitigten – Engpässe aufgrund zu geringer Kuppelkapazitäten zwischen den Europäischen Partnerlän-
dern im bestehenden Übertragungssystem ist18. Sollte nun ein internationales leistungsstarkes Supernetz 

                                                
17 Gasturbinenkraftwerke könnten auch eine geeignete Komponente sein, um in eventuellen Krisensituationen die 
Versorgung aufrecht zu erhalten. Unter anderem ihre niedrigen Investitionskosten prädestinieren sie dafür, da sie die 
Kosten der Stromversorgung nur in geringem Maße beeinflussen (s.a. [GC2005]). Da sie mit Methangas betrieben 
werden, können sie sowohl mit Erdgas als auch mit gereinigtem Biogas betrieben werden. Damit können sie auf die 
großen – bereits in Betrieb befindlichen – Gasspeicher zurückgreifen.  
18 Der Strukturkonflikt, der durch die natürlichen Gebietsmonopole beim bestehenden Übertragungssystem dadurch 
ausgelöst wird, dass die Netzbetreiber direkt oder indirekt auch Stromproduzenten mit eigenem Kraftwerkspark sind 
und sie deshalb ein wirtschaftliches Interesse haben die Konkurrenz mittels Verzögerung von Netzausbaumaßnah-
men fern zu halten, wurde inzwischen erkannt. Allerdings löst ein eingeschlagener Ansatz – die Auftrennung von 
Netzbetrieb und Erzeugung in unterschiedliche Unternehmen – die Ausbauproblematik nicht. Selbst wenn das Netz 
in der Hand eines vollständig eigenständigen Unternehmens ist, das in keiner Weise wirtschaftlich mit den Kraft-
werksbetreibern verbunden ist, gibt es nämlich strukturelle Gründe, weshalb es für den Netzbetreiber wirtschaftlich 
vorteilhaft ist, den Netzausbau zu verzögern. Sein Interesse an einem möglichst späten Ausbau liegt darin begründet, 
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(dem Drehstromnetz überlagertes HGÜ-Netz) zur besseren kooperativen Nutzung erneuerbarer Energien 
errichtet werden, würde dies gleich zwei der eben skizzierten Probleme mit sich bringen. Die hohe Durch-
dringung mit erneuerbaren Energien würde konventionelle Erzeugung verdrängen und gleichzeitig könnte 
das Supernetz auch konventionelle Erzeugung anderer Kraftwerksbetreiber transportieren und diese damit 
zu Konkurrenz machen. Solange sich also die Stromversorger nicht auf eine konsequente Nutzung der 
erneuerbaren Energien einstellen und ihre Geschäftsmodelle daran orientieren, haben sie betriebswirt-
schaftliche Gründe, sich gegen die Etablierung eines Supernetzes zu stellen oder diese zumindest nicht zu 
unterstützen. 
 
Der großräumige Stromtransport kann aber auch berechtigte Befürchtungen auf der Verbraucherseite her-
vorrufen. Ein Beispiel ist der Norwegische Strommarkt. Er ist von der Erzeugung aus Speicherwasser-
kraftwerken und von niedrigen Stromkosten geprägt. Die Leistung der Speicherwasserkraftwerke über-
steigt derzeit die Netzkapazitäten, die Skandinavien mit Europa verbinden um etwa eine Größenordnung. 
Das heißt, der Norwegische Markt mit seinem günstigen Strom ist bisher nur in relativ geringen Umfang 
vom südlicheren Europäischen Markt beeinflusst. Wenn aber die Leitungskapazitäten erheblich ausgebaut 
werden, bietet sich den Norwegischen Erzeugern ein großer attraktiver – weil hochpreisiger – Markt zum 
Absatz ihres Stroms, der aufgrund der Eigenschaften von Speicherwasserkraftwerken besonders gut ge-
eignet ist, als Spitzenlaststrom im höchsten Preissegment abgesetzt zu werden. Dies würde bei freiem 
Spiel der Marktkräfte – ohne geeignete Instrumente als Gegenmaßnahme – unweigerlich zu einer Verteue-
rung des Stroms in Norwegen führen, was den norwegischen Verbrauchern höhere Stromkosten „besche-
ren“  würde. Auch solche Mechanismen gilt es also bei der Errichtung eines leistungsstarken großräumi-
gen Stromverbunds zu berücksichtigen, um beizeiten Lösungsansätze für die strukturbedingten Probleme 
zu finden und umzusetzen. 
 
Themenkomplex 3, Erneuerbare Energien: Biomasse mit optimaler Energiebilanz und Vermeidung 
einer Nahrungsmittelkonkurrenz 
 
Was passieren kann, wenn die Agrarproduktion dem freien Spiel der Marktkräfte überlassen wird, konnte 
in letzter Zeit beobachtet werden. Missernten und Nachfragesteigerungen – zum Teil auch durch die 
Nachfrage nach Bioenergie – haben die Preise landwirtschaftlicher Güter in kurzer Zeit in die Höhe 
schnellen lassen, mit dramatischen Folgen für die Ärmsten auf dieser Welt, die aufgrund dieser Entwick-
lung vielfach Hunger leiden mussten und müssen. Diese knappheitsbedingten – und teilweise auch speku-
lationsbedingten - Preissteigerungen ergaben sich in einer Situation, in der beispielsweise in der EU mit 
3,8 Mio. ha 10% der Anbauflächen stillgelegt waren [EU2007]. Auch andernorts waren teils riesige 
Landwirtschaftsflächen ungenutzt. Beispielsweise gab es offensichtlich allein in Russland 15 Mio. ha un-
genutzte Ackerfläche [AHK2007]. Es ist also keineswegs so, dass die landwirtschaftlich nutzbaren Flä-
chen schon vollständig ausgeschöpft wären und deshalb gänzlich auf die energetische Nutzung von Bio-
masse verzichtet werden müsste, wie dies in der hitzigen Debatte um die enormen Preissteigerungen viel-
fach gefordert wurde. Die schlimmen Folgen von Kostensteigerungen bei Nahrungsmitteln erzwingen aber 
einen behutsamen Umgang. Deshalb ist darauf zu achten, dass der Anbau von Biomasse als Energieroh-
stoff nicht in Konkurrenz zur Nahrungsmittelproduktion steht. Dazu bietet sich die Nutzung von Stille-
gungsflächen an, soweit dies auch ökologisch vertretbar ist  Auch die Wiederaufnahme der Nutzung einst 
genutzter Flächen in Osteuropa könnte direkt oder indirekt dem Anbau von Biomasse dienen. Dazu be-
dürfte es aber evtl. internationaler Koordination also international wirksamer Politik. Jedenfalls sollte dar-
auf geachtet werden, dass die Flächen so genutzt werden, dass auf ihnen möglichst hohe energetische Er-
träge erzielt werden können. Dies hat Einfluss auf die Wahl der Feldfrüchte sowie der Anbau- als auch der 
Nutzungsmethoden. 
 
 
 
 
 

                                                                                                                                                        
dass es wirtschaftlich günstig ist, die Anlagen möglichst gut auszulasten. Dieses wirtschaftliche Eigeninteresse läuft 
dem allgemeinen Interesse nach Versorgungssicherheit entgegen. Dieser Interessengegensatz ist nur durch Regulie-
rung oder Investitionen von dritter – beispielsweise staatlicher – Seite aufzuheben und führt dazu, dass heute ver-
mehrt darüber nachgedacht wird, die Netze und deren Betrieb als öffentliche Aufgabe wahrzunehmen. 
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Themenkomplex 3, Erneuerbare Energien: Speicheroptionen für erneuerbare Energien 
 
Als Konsequenz einer internationalen Stromversorgung mit erneuerbaren Energien relativiert sich die 
Speicherproblematik. Die bestehenden Speicherwasserkraftwerke mit ihren riesigen Energiespeichern im 
Zusammenspiel mit der Biomasse, die mit Teilen ihres energetischen Potentials ebenfalls zu Backup-
Zwecken in der Stromerzeugung eingesetzt werden sollte, machen andere Speicher weitgehend überflüs-
sig. Damit eröffnet die großräumige Stromversorgung mit erneuerbaren Energien einen Pfad, der nicht auf 
die Entwicklung neuer Technologien und Infrastrukturen für Wasserstofftechnologie, Druckluftspeicher 
und dgl. angewiesen ist, sondern auf der konsequenten Nutzung vollständig entwickelter Technologien 
beruht. Dies spart unter anderem viel Zeit und führt zu einer deutlich höheren Effizienz des Systems, die 
unter der – im großräumigen Verbund weitgehend unnötigen – Nutzung lokaler Speicher stark leiden wür-
de, mit negativen Konsequenzen auch für die Wirtschaftlichkeit. 
 
Themenkomplex 3, Erneuerbare Energien: Hemmnisse beim Ausbau erneuerbarer Energien (Ein-
speisung, B-Planung etc.) 
 
Als ein – sicher nicht zu unterschätzendes – Hemmnis beim Ausbau erneuerbarer Energien ist im Bereich 
der Windenergie eine zu restriktive Flächenplanung anzusehen, die entweder zu wenige oder ungeeignete 
Flächen beispielsweise an ertragsschwachen Standorten vorsieht. Für den Aufbau einer internationalen 
Stromversorgung mir erneuerbaren Energien ist es insbesondere das Fehlen von Instrumenten, die die 
Kooperation für alle potentiellen Beteiligten attraktiv macht. So fehlen bisher internationale Einspeisere-
gelungen, die auch die Vergütung für Erzeugung und Transport regeln. Es gibt bisher auch keine Organi-
sationen, die mit der Planung und Koordination des Aufbaus eines internationalen Supernetzes betraut 
sind. Hier fehlen also sowohl von Gesetzgeberischer als auch von ingenieurswissenschaftlicher Seite noch 
wesentliche Schritte. Erste Ansätze dazu könnten sich aber im Zuge der Bund-Länder-Gespräche zur 
Deutsch � Schweizer / Offshore-Wind- � Wasserkraft-Kooperation oder beispielsweise bei der Fort-
entwicklung der Überlegungen zum Stromimport aus Afrikanischen Ländern im Rahmen der Mittelmeer-
union ergeben.  
 
 
Themenkomplex 4, Vor- und Nachteile dezentraler Energiebereitstellung 
 
Der Begriff der dezentralen Energieversorgung wird vielfach intuitiv mit der Nutzung regenerativer Ener-
gien verbunden. Das übliche Verständnis von dezentraler Erzeugung ist gleichzeitig das der verbrauchs-
nahen Erzeugung. Im Bereich der erneuerbaren Energien widersprechen sich diese beiden Auffassungen 
von Dezentralität aber vielfach. Schon bei Kleinanlagen beim Verbraucher kann es sein, dass die Erzeu-
gung gar nicht zeitgleich vom Verbraucher vor Ort benötigt wird. Das Beispiel von Photovoltaikanlagen 
auf den Dächern von Einfamilienhäusern und anderen Wohngebäuden illustriert dies anschaulich: der 
Verbrauch wird vielfach in Zeiten anfallen, in denen keine oder wenig Erzeugung aus den Dachanlage vor 
Ort verfügbar ist – beispielsweise in der Nacht oder im Winter. Und umgekehrt wird es vielfach die Situa-
tion geben, dass die momentane Erzeugung gerade nicht gebraucht wird, weil die Bewohner beispielswei-
se tagsüber ihrer Arbeit an einem anderen Ort nachgehen. Die Ungleichzeitigkeit von Verbrauch und Er-
zeugung widerspricht also schon einem engen Verständnis von dezentraler Versorgung. Die Auswirkun-
gen der Ungleichzeitigkeit führen inzwischen sogar schon zur Überlegung, ob bei hoher photovoltaischer 
Erzeugungsleistung in Wohngebieten nicht die Verteilnetze vor Ort  – die mit Abstand teuerste und auch 
die verlustreichste Komponente in der Kette des Stromtransports bis zum Verbraucher – ausgebaut werden 
müssen, um die überschüssige Leistung abführen zu können. 
 
Noch offensichtlicher wird das Missverständnis bei großen PV-Freiflächenanlagen oder bei der Wind-
energienutzung an Land, die vielfach in bevölkerungsarmen Gegenden stattfindet, von wo der Strom dann 
über weite Entfernungen bis zum Verbraucher transportiert werden muss. Hier überschreiten die Trans-
portentfernungen die des konventionellen Systems19 teilweise erheblich und sie werden in Zukunft zu-
nehmen. Nimmt man die Offshore-Windenergie, verkehrt sich das Bild vollends: hier werden zukünftig 

                                                
19 In Deutschland war die Transportentfernung, als die konventionelle Erzeugung vorherrschte, meist kürzer als 70 
km. So gesehen hat das konventionelle Versorgungssystem auch einen dezentralen Charakter mit relativ verbrauchs-
naher Erzeugung.  
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sehr große Kraftwerkskapazitäten weitab jedes potentiellen Verbrauchers mitten im Meer errichtet, von 
wo der Strom später über hunderte von Kilometern zu den Verbrauchszentren transportiert werden muss.  
 
Vielfach wird Dezentralität mit Kleinanlagen in Verbrauchernähe gleichgesetzt, wobei ihr wegen der zu-
geschriebenen Verringerung von Transport vielfach höhere Effizienz unterstellt wird. Es gibt aber auch im 
Energiebereich gute Gründe dafür, dass immer größere Strukturen entstanden sind. So sind beispielsweise 
große Kraftwerke i.d.R. effizienter als kleine. Dem Effizienzgewinn muss aber bei der Konzeption zu-
künftiger Versorgungsstrukturen gerade im Falle stark limitierter Ressourcen, wie z.B. bei der energetisch 
nutzbaren Biomasse, die in Deutschland ein relativ beschränktes Potential aufweist, gerade aufgrund deren 
Beschränktheit ein wichtiges Augenmerk geschenkt werden. Kleine dezentrale Strukturen sind da oftmals 
nicht die beste Wahl, wie oben schon mehrfach angeschnitten. Beispielsweise sind die elektrischen Wir-
kungsgrade kleiner Biomassekraftwerke für Festbrennstoffe meist außerordentlich gering. Derartige Bio-
massekraftwerke im Sub-MW-Bereich weisen vielfach elektrische Wirkungsgrade unter 10% auf, wohin-
gegen es große Kraftwerke selbst im KWK-Betrieb auf über 40% bringen können (vgl. [GC2005]). Dies 
ist durchaus von einiger Wichtigkeit, wie das Beispiel in Fußnote 9 illustriert. Die höhere energetische 
Effizienz großer Kraftwerke ist ein wichtiges Argument, da sie bei gegebenem Potential über die Höhe der 
Endenergie beim Nutzer entscheidet und damit über den Anteil des Bedarfs, der mit ihnen gedeckt werden 
kann. Gleichzeitig liegen die spezifischen Investitionskosten der großen Kraftwerke bei einem Bruchteil 
der Kosten von Kleinkraftwerken, ähnlich auch die Betriebs- und insbesondere die Wartungskosten, die 
bei kleinen Anlagen im Sub-MW-Bereich allein schon mehrerer Eurocent pro Kilowattstunde Stromer-
zeugung zu den Kosten beitragen können  (s.a. [ASUE1999] u. [ASUE1999a]). All diese kostentreibenden 
Effekte zusammen sind in Anbetracht sozialverträglicher Energiekosten auch als wesentliches Argument 
zu werten.  
 
Darüber hinaus ist es aus systemischer Sicht enorm wichtig, die Biomasse so effizient wie möglich einzu-
setzen. Kraftwerke, die lagerfähige Biomasse nutzen und entsprechend eingesetzt werden, können als 
Speicherkomponente in der Stromversorgung verstanden werden. Allerdings sind bei ihnen im Gegensatz 
zu Pumpspeicherkraftwerken oder elektrochemischen und druckluftbetriebenen Speichern keine speicher-
bedingten Umwandlungsverluste verbunden. Darin ähneln sie den Speicherwasserkraftwerken. Da der 
Biomasseeinsatz  – im Verhältnis zu einigen anderer regenerativer Energien wie Windkraft- oder PV-
Anlagen – verlustarm regelbar ist, sollte die Nutzung der Biomasse einen möglichst hohem elektrischem 
Wirkungsgrad aufweisen, um – mit dem begrenzten Biomasspotential – möglichst viel Backup-Leistung 
zum Ausgleich schwankender Erzeugung und schwankenden Verbrauchs für die Stromversorgung bereit-
stellen zu können20. Ein Kraftwerk mit hohem Wirkungsgrad kann überdies eher auch eingesetzt werden, 
wenn die Abwärme – aus Mangel an Wärmebedarf, beispielsweise im Sommer – nicht oder nur zu kleinen 
Teilen genutzt werden kann, weshalb es einen deutlich höheren Nutzwert für die Stromversorgung auf-
weist. Die Weichen müssen also so gestellt werden, dass Kraftwerke mit hohem elektrischem Erzeu-
gungsanteil gebaut werden.  
 
Auch die – in der Debatte um Vor- und Nachteile dezentraler Stromversorgung – vielfach bemühten Be-
hauptungen, Stromtransport sei teuer und zu ineffizient, halten einer kritischen Überprüfung nicht stand. 
Es sind heute Technologien entwickelt und im Einsatz, die einen kostengünstigen Stromtransport über 
tausende von Kilometern mit relativ geringen Verlusten erlauben. Dabei sind die auftretenden Verluste um 
ein Vielfaches geringer als bei teuren kleinen Speichern, die für dezentrale Versorgungskonzepte notwen-
dig wären, um Erzeugung und Verbrauch in Übereinstimmung zu bringen. Gleichzeitig können über den 
großräumigen Stromtransport viel ertragreichere Standorte erschlossen werden, die die Wirtschaftlichkeit 
nochmals erheblich zugunsten der Versorgungsoption mit großräumigem Stromtransport verschieben. 
 

                                                
20 Wärmepumpen und andere Aggregate zur elektrischen Wärmebereitstellung könnten zudem negative Regelleis-
tung bereitstellen, was die oben angegebene Fahrweise noch attraktiver macht (s.a. Fußnote 9). 
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Themenkomplex 4, Vor- und Nachteile dezentraler Energiebereitstellung, Ausbau der Versor-
gungsnetze: Stromnetz einschließlich Variantenvergleich Oberleitung/Erdverkabelung – Auswir-
kungen auf Kosten, Ökologie, Gesundheit, Naturschutzrechtlichen Ausgleich, Machbarkeit (110 
kV/380 kV) 
 
An dieser Stelle soll im Wesentlichen auf die Kostenunterschiede von Freileitungen und Erdkabeln auf der 
Übertragungsebene eingegangen werden21. Bei relativ kleinen Spannungen bis etwa 110 kV ist der Kos-
tenunterschied gering. Mit steigender Spannung wird er immer größer. Bei 380 kV – die für die größeren 
Transportentfernungen zum Einsatz kommen – ist unter Berücksichtigung gleicher Anforderungen (z.B. 
Erfüllung des sicherheitsrelevanten N-1-Kriteriums) die Erdverkabelung ca.10 mal so teuer, wie die Frei-
leitung. Die Angaben reichen üblicherweise von einem Faktor 6 bis zu einem Faktor 20 und sind von den 
technischen Randbedingungen des Einzelprojekts beeinflusst (s.a. [BO2007], [VER2003]). Auch für die 
HGÜ, wie sie für das Europäische Supergrid zum Einsatz kommen sollte, gilt, dass Erdkabel etwa 8- bis 
10-mal so teuer sind wie Freileitungen (s.a. [GC2005]). Aus Kostengründen sollte daher vorwiegend auf 
die Nutzung von Freileitungen gesetzt werden. 
 
Themenkomplex 4, Vor- und Nachteile dezentraler Energiebereitstellung, Ausbau der Versor-
gungsnetze: Ausbau der Nah und Fernwärmenetze 
 
Zu diesem Themenkomplex siehe Ausführungen in den Abschnitten „Elektrifizierung der Wärmeversor-
gung“ und „Biomasse in der zukünftigen Stromversorgung“ bei den Antworten zu Kernfrage 1. Zusam-
menfassend lässt sich sagen, dass der Einsatz der Biomasse-KWK in Ballungsräumen mit Nahwärmever-
sorgung konzentriert und auf KWK mit fossilen Brennstoffen verzichtet werden sollte. Die Erläuterungen 
für diese Aussage finden sich in den oben erwähnten Abschnitten. 
 
Themenkomplex 4, Vor- und Nachteile dezentraler Energiebereitstellung, Ausbau der Versor-
gungsnetze: Ausbau und Funktions- und Strukturwandel der Versorgungsnetze 
 
Den Stromnetzen kommt bei steigendem Anteil erneuerbarer Energien an der Stromversorgung eine im-
mer größere Bedeutung zu. Bei dezentraler Erzeugung sorgen die Verteilnetzen für lokalen Ausgleich und 
ggf. auch für den Abtransport zu den Übertragungsnetzen. Um den Strom aus verbrauchsferner Erzeugung 
– beispielsweise Windstrom aus  Anlagen in dünn besiedelten Landstrichen oder von Offshore-Anlagen – 
dem Verbrauch zuführen zu können, kommt den Übertragungsnetzen entscheidende Bedeutung zu. Es 
zeichnet sich schon jetzt ab, dass die bestehenden Übertragungsnetze dieser Aufgabe bald nicht mehr ge-
wachsen sein werden. Dementsprechend wird inzwischen an einem Ausbau der Verteilnetze gearbeitet, 
der durch politische Maßnahmen – z.B. Beschleunigungsgesetze für den Netzausbau – flankiert wird. Da-
bei ist der Zeithorizont aber bisher noch relativ kurz, was bedeutet, dass bei den bisherigen Bemühungen 
noch mit relativ kleinen Erzeugungsleistungen und folglich auch relativ kleinen Transportleistungen ge-
rechnet wird. Allerdings werden längerfristig die Leistungen derartige Größen annehmen, dass neue Stra-
tegien mit effizienteren Übertragungssystemen entwickelt werden müssen. Bei hoher Durchdringung mit 
fluktuierender Erzeugung ist es sehr vorteilhaft, für großräumigen internationalen Ausgleich der Erzeu-
gung zu sorgen und schnell regelbare Elemente zu integrieren, wie sie beispielsweise die Speicherwasser-
kraftwerke in den Alpenländern und insbesondere in den Skandinavischen Ländern darstellen. Auch diese 
Aufgaben müssen durch ein neues leistungsstarkes Transportsystem bewältigt werden. Wenn sich dieses 
System über Europa bis hin zu den angrenzenden Regionen erstreckt, ermöglicht es eine kostengünstige 
Stromversorgung allein aus erneuerbaren Energien.  Aus all den genannten Gründen sind die Versor-
gungsstrategien auf die großräumige Stromversorgung mit erneuerbaren Energien auszurichten. Das be-
deutet die Planung des Overlay- oder Super-Netzes mit der geeignetsten Technologie, also der Hochspan-
nungs-Gleichstrom-Übertragung (HGÜ), und die Ausrichtung der Erweiterungsmaßnahmen des bestehen-
den Drehstromnetzes auf die Planungen dieses Supernetzes. Es bedeutet aber keinesfalls eine Rückstel-
lung kurzfristig notwendiger Ausbaumaßnahmen des bestehenden Drehstromnetzes; denn ohne diese sind 
schwerwiegende Rückschläge bei der Erhöhung der Erzeugungsanteile aus regenerativen Energien vor-

                                                
21 Als Information für die Diskussion über Freileitungen sei noch erwähnt, dass alle Hochspannungs- und Nieder-
spannungsfreileitungen (<1 kV) Deutschlands mit 303.000 und 252.000 km insgesamt eine ungewichtete Gesamtlän-
ge von 555.000 km haben. Die Gesamtlänge der eigentlichen Übertragungsleitungen trägt je nach Zählweise mit 
etwa 25.000 bis 40.000 km weniger als ein Zehntel bei. (vgl. [GC2005]) 
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programmiert. Deshalb ist darauf zu achten, die Hürden beim Netzausbau durch geeignete Maßnahmen zu 
verkleinern und keine neuen aufzubauen. 
 
Themenkomplex 4, Vor- und Nachteile dezentraler Energiebereitstellung, Ausbau der Versor-
gungsnetze: Stromnetzbedarf einschließlich Vernetzungsvergleich Oberleitung/Erdverkabelung, 
Vergleich gegenwärtiger zentraler Produktion mit dezentraler Produktion 
 
Dieser Fragenkomplex wurde teilweise schon bei der generellen Stellungnahme zu Themenkomplex 4 
„Vor- und Nachteile dezentraler Energiebereitstellung“ und Themenkomplex 4 Unterpunkt „Stromnetz 
einschließlich Variantenvergleich Oberleitung/Erdverkabelung – Auswirkungen auf Kosten, Ökologie, 
Gesundheit, Naturschutzrechtlichen Ausgleich, Machbarkeit (110 kV/380 kV)“ behandelt sowie beim 
Themenkomplex 3 Unterpunkt „Erneuerbare Energien: Strukturkonflikte zwischen konventionellen Ener-
gieversorgung und erneuerbaren Energien“ und bei den Antworten zu den Kernfragen angeschnitten. 
 
 
Themenkomplex 5, Art der Abdeckung des verbleibenden Energiebedarfs jenseits der regenerativen 
Energien 
 
Im Bereich der Stromversorgung kann gezeigt werden, dass zumindest bei internationaler Kooperation 
eine kostengünstige Vollversorgung mit erneuerbaren Energien möglich ist. Es gibt also, für den Fall, dass 
dieser Weg beschritten wird, keinen verbleibenden Energiebedarf jenseits der regenerativen Energien. 
Eine zumindest teilweise parallele Elektrifizierung anderer Verbrauchssektoren scheint sinnvoll, womit 
sich auch für diesen Teil kein Restbedarf ergäbe.  
 
 
Themenkomplex 6, Rolle der Stadtwerke für eine umweltfreundliche und verbrauchernahe Strom-
versorgung 
 
Wie bereits bei Beantwortung der Kernfragen beim Abschnitt „Biomasse in der zukünftigen Stromversor-
gung“ und bei der Beantwortung von Detailfragen im Themenkomplex 2 beim Unterpunkt „Energieeffi-
zienz: Möglichkeiten der Kraft-Wärme-Kopplung“ angesprochen, ist es anzustreben die Biomassepotenti-
ale möglichst effizient in geeigneten KWK-Strukturen zu nutzen. Das bedeutet, die Biomasse sollte in 
relativ großen Kraftwerkseinheiten mit hohem elektrischem Wirkungsgrad dort genutzt werden wo auch 
eine günstige Abnehmerstruktur für Wärme besteht. Dies ist idealerweise in Städten zu finden. Damit 
kommt den Stadtwerken die Aufgabe zu, die Biomasse einer möglichst effizienten Nutzung zuzuführen, 
die zur Unterstützung des regenerativen Stromversorgungssystems gleichzeitig ein möglichst großes 
Back-Up-Potential bietet22.  
 
Möglich wäre auch eine Rolle der Stadtwerke als Investoren in Großprojekte wie beispielsweise Offshore-
Windparks oder die mehrfach erwähnte Deutsch � Schweizer / Offshore-Wind- � Wasserkraft-
Kooperation. Dazu würden sich – wegen der Größe der Projekte – insbesondere Verbünde von Stadtwer-
ken anbieten. Die Tatsache, dass die Stadtwerke vielfach in öffentlicher Hand sind, erlaubt ihnen, sich mit 
niedrigeren Renditeerwartungen zu beteiligen und so die Stromkosten zu senken, oder die Einnahmen 
wieder in ähnliche Folgeprojekte zu investieren. Wenn sie gleichzeitig Betreiber von Back-Up-fähigen 
Biomassekraftwerken sind, können sie – bei entsprechender Netzanbindung – mit erneuerbaren Energien 
zur Hybridisierung der Systems beitragen, das damit schon die wesentlichen Züge einer zukunftsfähigen 
großräumigen Stromversorgung aus EE aufweist.  
 
 

                                                
22 Die Back-Up-Möglichkeiten können auch dadurch positiv beeinflusst werden, dass die Kraftwerke mit Wärme-
speichern ausgerüstet werden, die es in gewissem zeitlichen Rahmen erlauben die Stromproduktion vom Wärmebe-
darf abzukoppeln.  
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Themenkomplex 7, Forschung im Bereich Energie- und Klimaschutz 
 
Grundsätzlich gibt es im Bereich der erneuerbaren Energien noch viel Forschungsbedarf. Beispielsweise 
ist die Datenlage noch nicht optimal. Es gibt bisher keine leicht zugänglichen meteorologische Daten, aus 
denen sich die weltweiten Potentiale erneuerbarer Energien mit hoher räumlicher Auflösung ermitteln 
lassen und das lokale Dargebotsverhalten in hoher zeitlicher Auflösung. Insbesondere für anstehende kon-
kretere Planungen internationaler Kooperationen zur gemeinsamen Nutzung erneuerbarer Energien wären 
solche Daten von hohem Wert. Auch die Verfügbarkeit von Verbrauchsdaten mit hoher zeitlicher und 
räumlicher Auflösung sowie detaillierte Informationen zur bestehenden Kraftwerks- und Leitungsstruktur 
sind für die freie Forschung nicht gewährleistet. Beide wären aber für die Erstellung von Machbarkeits-
studien für Kooperationsprojekte und für detaillierte Szenarien der zukünftigen Energie- und Stromver-
sorgung von großem Wert. 
 
Themenkomplex 7, Forschung im Bereich Energie- und Klimaschutz: Senkung von Kosten erneu-
erbarer Energien 
 
Wie beim Themenkomplex 3 beim Unterpunkt „Volkswirtschaftliche Aspekte der Energieträger, Auswir-
kungen auf Industrie und private Haushalte“ angesprochen, hängen die Kosten des Stroms aus erneuerba-
ren Energien oft wesentlich von der Art der Finanzierung ab. Welche staatlichen Instrumente einsetzbar 
sind, um niedrigere Kosten zu erreichen, sollte mit dem Ziel geeignete Finanzierungsinstrumente zu  
implementieren, genauer untersucht werden.   
 
Themenkomplex 7, Forschung im Bereich Energie- und Klimaschutz: Zukunftsszenarien: Wie weit 
ist die Wissenschaft 
 
Wie bei der Beantwortung der Kernfragen im Abschnitt „Zukunftsoption großräumige Stromversorgung 
und Schritte zur Umsetzung“ und  im Zusammenhang mit Themenkomplex 3 beim Unterpunkt „Grund-
lastfähigkeit erneuerbarer Energien – Kann das virtuelle Kombikraftwerk die gesamte bundesdeutsche 
Energieversorgung gewährleisten?“ schon erwähnt, ist mit den „Szenarien zur zukünftigen Stromversor-
gung“ [GC2005] der Beweis erbracht, dass im internationalen Verbund für alle Beteiligten eine kosten-
günstige, zuverlässige Vollversorgung mit Strom aus erneuerbaren Energien mit heute marktverfügbaren 
Technologien realisierbar ist. Eine konsequente Folgeforschung wäre die Ausarbeitung detaillierter Mach-
barkeitsstudien für Teilprojekte der großräumigen regenerativen Stromversorgung23, die alle Aspekte bis 
zur Umsetzungsreife und letztlich bis zur Ausschreibungsreife untersuchen.  
 
Themenkomplex 7, Forschung im Bereich Energie- und Klimaschutz: Erneuerbare Energie-
Technologie 
 
Es gibt noch vielversprechende Ansätze zur regenerativen Stromerzeugung. Als Beispiel sollen hier Fall-
windkraftwerke erwähnt werden, die auch für eine großräumige Europäisch/Trans-Europäische Stromver-
sorgung interessante Perspektiven bietet (s. [GC2005] u. [CG2007]). Dabei sollten die Erforschung und 
Entwicklung der neuen Technologien ggf. bis zum Bau von Prototypen staatlich unterstützt werden, um 
die schwierigsten Hürden ihrer Einführung möglichst schnell zu nehmen und eine rasche Überführung in 
die Praxis zu ermöglichen.  

                                                
23 Solche Teilprojekt könnten beispielsweise die oben bereits erwähnten Projekte der  Deutsch � Schweizer / Offs-
hore-Wind- � Wasserkraft-Kooperation, der Windkraftkooperationen der EU mit Russland, Kooperationen mit 
Afrikanischen Staaten oder die Kooperative Nutzung der Wind- und Wasserkraftpotentiale der Anrainerstaaten der 
Ostsee sein. 
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a) Klima- und Energiefragen sind die kritischen Zukunftsfragen, 
der wir uns in den nächsten Jahrzehnten stellen müssen. Wir 
haben die Aufgabe, die CO2-Emission deutlich über die 35%, 
die jetzt im politischen Raum stehen, zu reduzieren. Das 
langfristige Ziel besteht darin, die CO2-Emission auf 15-20% in 
den industrialisierten Staaten zu verringern. Dieses Ziel wird 
man nur, und da sind sich alle auf diesem Gebiet arbeitenden 
Wissenschaftler einig, durch einen intelligenten Mix aller 
Möglichkeiten erreichen. Die wesentlichen Möglichkeiten, die in 
den verschieden Staaten - allerdings mit unterschiedlicher 
Gewichtung - verfolgt werden, sind: 

• Erhöhung der Energieeffizienz 
• Einsatz regenerativer Energien 
• Entwicklung von CCS-Technologien 
• Nutzung der Kernenergie 

Weiterhin ist wichtig, dass wir schnell beginnen, unsere CO2-

Emissionen zu reduzieren, da in der Atmosphäre diese 
Emissionen aufsummiert werden. 

b) Natürlich muss man bedenken, dass unterschiedliche 
Energieerzeugungsarten sehr wohl mit unterschiedlichen 
Kosten verbunden sind. Die Einspeisevergütung für 
regenerative Energien, z.B für Photovoltaik, liegt bei ca. 45 
Cent/kWh, die Stromerzeugungskosten bei Braunkohle liegt 
zwischen 3 bis 4 Cent je kWh, zuzüglich ca. 2 Cent CO2-
Zertifikatkosten. Die realen Kosten für Windenergie liegen 
zwischen 9 und 13 Cent.  
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c) Die korrekte Frage, die man sich stellen muss, ist die Folgende: Wenn wir bereit 
sind, einen bestimmten Betrag für Klimaschutz auszugeben, dann stellt sich die 
Frage: In welche Bereiche investieren wir dieses Budget so, dass die maximale 
CO2-Reduktion zu erzielen ist?  

d) Wenn Perspektiven über Energieversorgung oder Klimaschutz zu entwickeln 
sind, dann sind Betrachtungen nur für hinreichend große Einheiten sinnvoll. Die 
Klimaproblematik ist eine globale Herausforderung. Energiemärkte sind 
international ausgerichtet, und bei der Stromversorgung ist zumindest die deutsche 
und europäische Perspektive zu betrachten. Beispielsweise kann die Frage: „Kann 
Hessen auf die Stromproduktion durch Kohle oder Kernenergie verzichten?“ 
aufgrund der Kleinteiligkeit des Landes und des Energieverbundes nicht sinnvoll 
beantwortet werden. Meine Stellungnahme orientiert sich an der korrekten Frage: 
„Kann die Bundesrepublik Deutschland auf die Stromproduktion durch Kohle oder 
Kernkraft verzichten?“ 

Die folgende Ausarbeitung enthält Stellungnahmen zu Themenkomplexen, zu 
denen ich als Wissenschaftler kompetent Aussagen treffen kann. 

 

Themenkomplex 2 

Möglichkeiten der Wärme-Kraft-Kopplung und der Blockheizkraftwerke 

Die gleichzeitige Erzeugung von Wärme und Strom ist deutlich effizienter, als wenn 
man Strom oder Wärme jeweils für sich erzeugt. Insofern sind alle Aktivitäten auf 
diesem Gebiet wünschenswert. Das Problem dabei ist, dass ein immenser 
Aufwand notwendig ist, um Fernwärmenetze in existierenden Wohngebieten zu 
installieren. Blockheizkraftwerke sind zwar eine bessere dezentrale Alternative, 
allerdings sind diese Anlagen für kleine Leistungen noch außerordentlich teuer und 
nicht hinreichend technisch erprobt. 

Diese Anlagen werden immer wärmegeführt betrieben, so dass sich die Frage nach 
hinreichender Stromerzeugungskapazität in den Sommermonaten stellt. Sofern 
nicht nachwachsende Rohstoffe verwendet werden (Konkurrenz zur 
Nahrungsmittelproduktion bei Nutzung landwirtschaftlicher Flächen ist immer 
vorhanden!), ist Erdgas als Brennstoff mit den bekannten Problemen, an Erdöl 
gekoppelte Preisstruktur sowie Lieferabhängigkeiten, zu verwenden. 

Wärme-Kraft-Kopplung ist nicht geeignet, die langfristigen, ambitionierten CO2-
Reduktionsziele zu erreichen, da eine dezentrale CO2-Entfernung auch mittelfristig 
nicht möglich erscheint. Die verstärkte Nutzung von oberflächennaher Geothermie 
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über Wärmepumpen, die mit CO2-freier elektrischer Energie angetrieben werden, 
ist eine attraktive Alternative. 

Energieeffizienz in der Industrie 

Am Weltmarkt operierende Industriefirmen erwarten eine hohe Verzinsung des 
eingesetzten Kapitals und führen gewöhnlich nur Maßnahmen durch, die  innerhalb 
einer relativ kurzen Zeit, in der Regel kaum länger als 2 Jahre, einen „return on 
investment“ ermöglichen. Leider sind die meisten energiesparenden Investitionen 
längerfristig angelegt. Das zweite Problem, das mit Energieeinsparung in der 
Industrie verbunden ist, liegt in der Priorisierung von Investitionen. Da 
Investitionsmittel immer begrenzt sind, müssen sich Investitionen in 
Energiesparmaßnahmen mit unmittelbaren Produktverbesserungsinvestitionen, die 
im Regelfall eine viel schnellere Verzinsung des eingesetzten Kapitals ermöglichen, 
messen lassen. Zudem sind die Energieeinsparmaßnahmen sehr technologie- und 
branchenspezifisch, so dass es schwierig ist, generelle Richtlinien für 
unterschiedliche Industriebereiche festzulegen. Vor einer Entwicklung sei gewarnt: 
Es bringt der CO2-Problematik unseres Planeten wenig, wenn wir durch Steuern 
und Abgaben energieintensive Industrien zur Abwanderung zwingen, die dann in 
anderen Regionen weiterhin CO2 emittieren. 

Energieeffizienz im Verkehr 

Der Energieeffizienz im Verkehr ist verknüpft mit einer Reihe von Maßnahmen wie  
Verkehrsmanagement, Bedeutung des öffentlichen Nahverkehrs sowie 
Verlagerung von Verkehrsströmen von der Luft auf die Schiene oder von der 
Straße auf Seewege. Sie betreffen Fragen der Verkehrsinfrastruktur und des 
Verkehrsmanagements.  

Hinsichtlich der Antriebe, die mein Forschungsgebiet darstellen, ist Folgendes 
festzuhalten:  

Im Bereich Motorentechnologie sind eine Reihe von attraktiven neuen Konzepten in 
der Entwicklung, die auf sehr magerer Vormischung des Treibstoffs beruhen und 
bei extrem niedrigen Schadstoffemissionen Einsparungen von ca. 20% 
versprechen. Diese Konzepte können mit Hybridantrieben kombiniert werden und 
weite Reduktionen erschließen. Ein weiteres beträchtliches Potential für den 
Individualverkehr stellt die Gewichtsreduktion von Fahrzeugen dar.  

Im Luftverkehr werden zurzeit Gasturbinenkonzepte entwickelt, die ebenfalls eine 
Verbrauchsreduktion von ca. 20-25% ermöglichen. Einen etwa gleich großen Anteil 
wird man in den nächsten 15 Jahren über moderne Luftverkehrssysteme einsparen 
können.  
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Diese Reduktionszahlen für beide Technologien gelten wohlgemerkt für 
Neufahrzeuge. Zu bedenken ist, dass im Straßenverkehr Fahrzeuge eine 
Lebensdauer von durchschnittlich 10 Jahren aufweisen. Die Lebensdauer von 
Flugzeugen liegt bei bis zu 30 Jahren, so dass sich die verbrauchsgünstigen 
Technologien erst mit entsprechenden Verzögerungen am Markt durchsetzen 
werden. 

 

Themenkomplex 3 

Grundlastfähigkeit erneuerbarer Energien - Kann das virtuelle Kombikraftwerk die 
gesamte bundesdeutsche Energieversorgung gewährleisten? 

Die Antwort ist ganz deutlich: Nein. Die erste Darstellung zeigt zur Illustration 
Stundenmittelwerte der gesamten Windstromeinspeisung in Deutschland für einige 
Tage im August 2008, die zweite Darstellung die Tagesmittelwerte aus 2008 
(Quelle: ISET). Man sieht, dass die gesamte in das Netz eingespeiste 
Windstromeinspeisung in Deutschland (zurzeit beträgt die installierte Leistung 
22.700 MW) nahezu den Bereich zwischen dem Maximalwert von knappen 20.000 
MW und dem Wert 0 abdeckt. Es existiert keine Technologie, diese 
Schwankungen mittelfristig in einen volllastfähigen Betrieb zu überführen. Zurzeit 
werden diese Leistungsschwankungen durch Zu- und Abschaltung von 
Kohlekraftwerken aufgefangen. Auswirkungen existieren schon in Hinblick auf den 
Betrieb von Grundlastkraftwerken wie Braunkohlekraftwerke und Atomkraftwerke. 
Biogasanlagen sind zwar im Grundsatz grundlastfähig, können aber die 
Schwankungen der Windenergie nicht kompensieren. Die Dramatik wird sich in den 
kommenden Jahren durch den verstärkten Ausbau der Windenergie in Form von 
Offshore-Anlagen verstärken. 
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Themenkomplex 5 

Art der Abdeckung des verbleibenden Energiebedarfs jenseits der regenerativen 
Energien 

Zur Klarstellung der Situation in Deutschland sei noch einmal an die 
Bruttostromerzeugung (siehe folgende Darstellung für 2006) erinnert: Nahezu 75% 
des Stromverbrauchs wird über Steinkohle und Kernenergie abgedeckt, 14% über 
regenerative Energien (die Zahlen für 2007 liegen geringfügig höher). Auch wenn 
man die optimistischen Prognosen des Umweltbundesamtes über den Ausbau 
regenerativer Energien bis zum Jahre 2020 ins Kalkül zieht, die einen Ausbau bis 
25% vorsieht, ist offensichtlich, dass auf keinen Fall gleichzeitig auf Kernenergie 
und Kohle verzichtet werden kann.  

Ich würde der Landesregierung folgende Maßnahmen empfehlen: 
 
 
 
 Bruttostromerzeugung aller Kraftwerke 2006 (Gesamt = 619 TWh)

22%

25%

2%11%

14%

26%

Steinkohle

Braunkohle

Minerlöle

Erdgas

Regenerative + sonstiges

Kernenergie

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1 Neubau von Staudinger 

Das neue Kraftwerk hat einen Wirkungsgrad von ca. 45%. Damit können alte 
Kraftwerke im Bereich von Wirkungsgraden von ca. 30% außer Betrieb genommen 
werden. Der Ersatz alter Kohlekraftwerke durch neue Kraftwerke ist die Maßnahme 
mit den zurzeit geringsten CO2-Vermeidungkosten. Der Verzicht auf den Neubau 
hätte zur Folge, dass diese alten Anlagen, die über eine unbegrenzte 
Betrieberlaubnis verfügen, weiter betrieben werden. 
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Ich bin allerdings ebenfalls der festen Überzeugung, dass man Kohlekraftwerke nur 
verantwortlich betreiben kann, wenn man diese Anlagen mit CCS-Technologien 
nachrüstet. Ich empfehle der Landesregierung eine Genehmigung für Staudinger 
mit deutlichen Auflagen zu versehen, dass in ca. 15 Jahren nach Inbetriebnahme 
eine Nachrüstung mit CCS-Technologien vorzusehen ist. 

2 Weiterbetrieb von Biblis 

Ich empfehle der Landesregierung ebenfalls, Biblis weiter zu betreiben. Deutsche 
Kernkraftwerke weisen weltweit betrachtet den höchsten Sicherheitsstandard auf 
und produzieren konkurrenzlos günstig (ca. 2 ct/kWh) CO2 freie elektrische 
Energie. Es geht wohlgemerkt nicht um den Neubau weiterer Kernkraftwerke, 
sondern um eine angemessene Verlängerung der Laufzeit vorhandener 
Kraftwerke, um im Wesentlichen Zeit für die Beurteilung von Zukunftskonzepten zu 
gewinnen. Es gibt eine große Anzahl offener Fragen, zu denen zwar Meinungen 
existieren, aber kein konkretes Wissen.  

Einige Beispiele: 

- Die Frage der Nutzung der geothermischen Energie ist zurzeit unklar. 
Kostenstrukturen und Technologien sind noch in der Entwicklung. Im Jahre 
2020 werden wir in der Lage sein, diese Option konkret zu beurteilen.  

- Bei der Nutzung der Windenergie ist nicht bekannt, unter welchen 
Bedingungen Offshore-Anlagen wirtschaftlich zu betreiben sind. Die 
Erfahrungen aus Offshore-Anlagen anderer Länder sind nicht übertragbar, 
da in der Bundesrepublik Deutschland diese Kraftwerke aus wohlerwogenen 
Naturschutzgründen in deutlich größeren Wassertiefen und wesentlich 
weiter entfernt von der Küste erstellt werden. 

- Die großtechnische Förderung der Photovoltaik, basierend auf 
Siliziumtechnologie mit Kosten von bis zu 45 ct/kWh, ist eine extrem 
schlechte Nutzung der finanziellen Ressourcen. Inwieweit die deutlich 
effizientere Dünnschichttechnologie in den nächsten Jahren technologisch 
umsetzbar ist, ist gegenwärtig noch nicht abschätzbar. 

- Es werden zurzeit Demonstrationskraftwerke im Leistungsbereich von 300 
MW zur solarthermischen Stromerzeugung in Spanien in Betrieb 
genommen. Bei erfolgreichem Langzeitbetrieb wird man in 10-12 Jahren 
beginnen können, diese Technologien großtechnisch einzuführen. 

Alle diese Maßnahmen sprechen dafür, Kernenergie über das Jahr 2020 hinaus zu 
betreiben, um diese Technologieoptionen sicher beurteilen zu können. 

 

 
Seite: 7/10 

 

Ausschussvorlage ULA 17/1
Ausschussvorlage WVA 17/2

650 Teil 4 - Nr. 46



 8

Themenkomplex 7 

Methoden der CO2-Vermeidung in fossilen Kraftwerken (CCS-Technolgien) 

Ich halte diese Technologien für die Schlüsseltechnologien der nächsten 50 Jahre, 
um die Klimaproblematik weltweit in einem beherrschbaren Rahmen zu halten. 
Wenn es uns als Welt nicht gelingt, diese Technologie zu entwickelt, werden wir 
das Klimaproblem nicht lösen, da nicht vorstellbar ist, dass Länder wie USA, China 
und Indien kurzfristig und mittelfristig auf die Nutzung von fossilen Brennstoffen 
verzichten werden. Die Abtrennung ist technologisch machbar, es geht vor allem 
um die Entwicklung wirtschaftlicher Varianten.  

An der TU Darmstadt werden im Rahmen des TU Darmstadt Energy Center 
innovative Konzepte entwickelt, die eine kostengünstige CO2

-Abscheidung 
ermöglichen können.

Bei der Speicherung ist auch inzwischen deutlich geworden, dass es genügend 
Potentiale zur Lagerung gibt, die noch erschlossen werden müssen. Noch eine 
Randbemerkung: Häufig wird als Schwachpunkt dieser Technologien ausgeführt, 
dass absolut sichergestellt werden muss, dass kein CO2 austritt. Dabei wird häufig 
mit Analogien im Vergleich zur Endlagerung von Kernenergie argumentiert. Wenn 
aber z.B. 3% der CCS-Lagerstätten im Laufe der Zeit Undichtigkeiten aufweisen, 
reduziert sich die Rückhalterate von z.B 90% auf ca. 87%. Aussagen über 
Lagerstätten mit diesem Grad von Vorhersagesicherheit sind von den Geologen 
zuverlässig zu treffen. 

Die Risiken der Speicherung bestehen letztlich darin, dass eine plötzliche 
Freiwerdung großer Mengen CO2 über dicht besiedelten Gebieten zur Gefährdung 
der Bevölkerung führt. Ich denke, dass hier eine sorgfältige Auswahl von 
Speicherorten, beispielsweise ausgediente Öl- oder Gasfelder unter dem Ozean 
oder in dünn besiedelten Gebieten, eine Alternative darstellen. 

Zukunftsszenarien 

Wenn man über Perspektiven neuer Energietechnologien nachdenkt, kann man im 
Grundsatz vier Stufen unterscheiden: 

1. Grundlagenforschung, Nachweis der prinzipiellen Machbarkeit im 
Labormaßstab 

2. Bau von Pilot- oder Technikumsanlagen im Bereich weniger MW 
3. Bau von Demonstrationskraftwerken im technologischen Maßstab 
4. Marktdurchdringung einer Technologie 
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Die Stufen 1-3  haben bei den bisher marktreifen Technologien einen Zeitraum von 
mindestens 20 Jahren überdeckt. Um dann diese Technologie am Markt 
einzuführen, sind weitere 20-30 Jahre notwendig. Auf allen diesen Stufen können 
Technologien scheitern. Für Zukunftsprognosen kann man lediglich Technologien 
berücksichtigen, die zumindest Stufe 2 erfolgreich nachgewiesen haben.  

Zu den angesprochenen Technologien 

Da Wasserstoff kein natürlicher Brennstoff ist, muss er durch Verwendung 
elektrischer Energie auf Basis  erneuerbarer Energien oder Kernenergie hergestellt 
werden. Forschungsbedarf besteht in der Weiterentwicklung der Elektrolyse, deren 
Wirkungsgrade noch zu gering sind. Ob es sinnvoll ist, elektrische Energie wieder 
in einen Brennstoff umzuwandeln oder ob man direkt elektrische Energie in Form 
von Batterien für den mobilen Betrieb oder Wärmepumpen für Hausheizungen 
einsetzt, ist strittig.  

Wasserstoff direkt zu erzeugen, beispielsweise über photochemische Effekte, ist 
interessant und Erfolg versprechend, aber noch Gegenstand der Forschung. 

Kernfusion ist Gegenstand der Grundlagenforschung. Ich würde diese Variante 
daher nicht in aktuelle Überlegungen zu derzeitigen Energieperspektiven 
einbeziehen.  

Energieeinsparungen, insbesondere beim Gebäudebetrieb, in der Industrie und im 
Verkehr, sind die wichtigsten Optionen, wobei ich die Einsparpotentiale im Bereich 
der Gebäude als besonders hoch einstufe.  

Geothermie ist eine hochinteressante regenerative Energie, die grundlastfähig ist 
und insofern große Vorteile gegenüber Solarnutzung und Windenergie hat. Ob 
diese Technologie großtechnisch einsetzbar ist, wird sich in den nächsten Jahren 
zeigen. 

Forschungsbedarf 

Forschung in diesen Bereichen ist zwingend notwendig, um die ambitionierten Ziele 
zu erreichen. Hier ergibt sich eine besondere Möglichkeit des Landes Hessen, die 
in diesem Bereich tätigen Universitäten und Unternehmen zu fördern und damit 
Energie- und Klimaschutz mit Förderung von Kompetenzen in der Region zu 
kombinieren. Ich sehe Forschungsbedarf aus Sicht des Landes Hessen auf 
folgenden Gebieten: 

• Erhöhung der Energieeffizienz in allen Bereichen (Wohngebäude, 
Kraftwerke, Kraft-Wärme-Kopplung, Verkehr, Industrie) 

• Entwicklung von Speichertechnologien, um die Angebotsschwankungen 
regenerativer Energien auszugleichen 
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• Innovative CCS-Technologie 

• Dünnschichtsolarzellen 

• Oberflächennahe und tiefe Geothermie 

• Wasserstofftechnologie, photochemische Erzeugung von Wasserstoff 
Eine abschließende Bemerkung: Im TU Darmstadt Energy Center wird an der 
breiten Palette dieser innovativen Forschungs- und Entwicklungsaufgaben mit ca. 
40 Forschergruppen in enger Kooperation gearbeitet. Ich möchte an dieser Stelle 
auf die Stellungnahme des Direktors des TU Darmstadt Energy Center, Herrn Prof. 
Katzenbach, heute um 16.00 hinweisen. 
 
 
Darmstadt, den 18. August 2008 
 
 
 
 
 
 
Prof. Dr.-Ing. Johannes Janicka 
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